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1. Stand des Verfahrens 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes wurde durch den Stadtrat am 18. Juli 2012 beschlossen 
(Beschluss-Nr. V/2012/10628). Mit dem Vorentwurf erfolgte die frühzeitige Beteiligung der Öffent-
lichkeit. Eine Bürgerversammlung wurde am 28. November 2012 durchgeführt. Während der 
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit wurden zahlreiche Hinweise, Anregungen und Beden-
ken zur Planung vorgebracht. Diese wurden durch die Verwaltung ausgewertet und einer inter-
nen Abwägung unterzogen. Insbesondere die Hinweise von Bürgern und der unteren Natur-
schutzbehörde führten zu einer Modifizierung der Planung (z. B. geringere Flächeninanspruch-
nahme auf der Deponie, Aufnahme der Sicherung und des Ausbaus des Rundweges als Pla-
nungsziel). 

Mit der Planung für den Freizeit- und Erholungsraum werden die Grundlagen geschaffen, die es 
ermöglichen, das Potenzial des Hufeisensees und der ihn umgebenden Flächen besser zu nut-
zen und den See als Erholungsraum insbesondere für die Bevölkerung im Osten von Halle, aber 
auch als Raum mit stadtweiter Anziehungskraft zu entwickeln.  

Der Bereich wird bereits sehr intensiv genutzt; allerdings erfolgt die Nutzung teilweise ungeord-
net, was dem Erholungsraum, langfristig betrachtet, nicht dienlich ist. Insbesondere die intensive 
Nutzung der Uferbereiche birgt Gefahren, die durch entsprechende Maßnahmen und eine Besu-
cherlenkung gemindert werden können.  

Das Planungskonzept bündelt die vielfältigen Entwicklungsabsichten und ordnet sie insbesonde-
re unter Berücksichtigung erforderlicher Nutzungsbeschränkungen räumlich ein.  

Folgende Nutzungen sind bislang angedacht: 

• Rundweg  
• öffentliche Badebereiche 
• Steganlage mit Ausleihmöglichkeiten (Tret- und Paddelboote u.ä.) 
• Camping- und Caravanplatz 
• Golfplatz mit Klubhaus, Gastronomie, Wellness und Hotel 
• Fußballgolfanlage 
• Wassersportzentrum 

Diese Nutzungen sind teilweise bereits vorhanden und sollen weiterentwickelt werden. Neue 
Nutzungen sollen das Angebot an Freizeit- und Erholungsnutzungen für die Stadt Halle insge-
samt ergänzen.  

Für die Bewohner der anliegenden Siedlungsbereiche ist besonders in den Sommermonaten 
durch die erweiterten Angebote für Erholung und Freizeitgestaltung mit einem erhöhten Ver-
kehrsaufkommen und einer Belastung durch Freizeit- und Verkehrslärm zu rechnen. Aus diesem 
Grund wurde parallel zum Bebauungsplanverfahren ein Schallgutachten erstellt. Dabei wurde 
ausgehend vom „größten anzunehmenden Planungsfall“ ermittelt, dass die geplanten Nutzungen 
für die benachbarten schutzbedürftigen Nutzungen verträglich sind. 

Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes werden möglicherweise nach europäischem Recht 
geschützte oder nach nationalem Recht streng geschützte Arten betroffen, so dass nach den 
gesetzlichen Vorgaben eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) notwendig war. Die 
Artenschutzbetrachtungen sind ergänzend zum Bebauungsplan erfolgt und im Ergebnis sind in 
den Bebauungsplan Regelungen zum Artenschutz getroffen worden. 

Der Stadtrat hat am 30. Oktober 2013 den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 158 „Freizeit- und 
Erholungsraum Hufeisensee“ bestätigt und ihn zur öffentlichen Auslegung bestimmt (Beschluss-
Nr. V/2013/11896). Die Bekanntmachung zur öffentlichen Auslegung ist im Amtsblatt der Stadt 
Halle vom 21. November 2013 erfolgt. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 158 mit der Be-
gründung einschließlich Umweltbericht und den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezo-
genen Stellungnahmen hat vom 21. November 2013 bis zum 23. Dezember 2013 in der Stadt-
verwaltung öffentlich ausgelegen. Der Entwurf des Bebauungsplans wurde auch in einer Bürger-
versammlung 9. Dezember 2013 vorgestellt. 
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Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden wurden 
mit Schreiben vom 7. November 2013 zur Abgabe einer Stellungnahme bis 11. Dezember 2013 
aufgefordert. 

Diese Vorlage enthält den Beschlussvorschlag zu den abwägungsrelevanten Anregungen, die in 
der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und bei der Beteiligung 
der Öffentlichkeit im Rahmen der öffentlichen Auslegung eingegangen sind.  

Des Weiteren hat sich die Verwaltung im Rahmen der Abwägung entschlossen, die bisherigen 
Festsetzungen zu artenschutzrechtlichen Regelungen und Auflagen nochmals rechtlich hinsicht-
lich ihres ausdrücklichen bodenrechtlichen Bezugs zu prüfen. Auf Wunsch der Naturschutzbe-
hörden waren Regelungen und Auflagen in den Festsetzungen benannt worden, die keinen di-
rekten bodenrechtlichen Bezug aufweisen und vom Grunde her bereits hinreichend über das 
geltende Naturschutz- und Artenschutzrecht abgesichert sind. Dies hat ergeben, dass einzelne 
Festsetzungen aufgrund ihrer fehlenden Rechtsgrundlage nach Baugesetzbuch überarbeitet 
wurden. 
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2. Abwägung 

2.1. Stellungnahmen, über die eine Abwägung nicht e rforderlich ist 

2.1.1. Nachfolgende Behörden/sonstige Träger öffent licher Belange/Nachbargemeinden 
haben keine Stellungnahme abgegeben 

 
Es sind keine Belange dieser Behörden, sonstiger Träger öffentlicher Belange und Ge-
meinden bekannt, die für die Rechtmäßigkeit der Abwägung von Bedeutung sind und 
entscheidenden Einfluss auf die Weiterbearbeitung haben könnten. 
 

 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 

− Bundesagentur für Arbeit, Arbeitsagentur Halle TÖB 2 

− Bundesanstalt für Immobilienaufgaben TÖB 4 

− Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH TÖB 6 

− MITNETZ STROM Mitteldeutsche Netzgesellschaft Strom mbH TÖB 8 

− GDMcom mbH (Verbundnetz Gas AG) TÖB 10 

− Handwerkskammer Halle TÖB 16 

− Landesstraßenbaubehörde Sachsen-Anhalt TÖB 23 

− Landesbetrieb für Hochwasserschutz und Wasserwirtschaft S.-Anhalt TÖB 24 

− obere Naturschutzbehörde (im Rahmen der gebündelten Stellungnahme LVwA, 
TÖB 25) 

− Polizeirevier Halle, Verkehrsorganisation TÖB 30 

− Unterhaltungsverband Untere Saale TÖB 32 
 

 Nachbargemeinden 

− Stadt Wettin-Löbejün NG 3 

− Verwaltungsgemeinschaft Götschetal-Petersberg NG 4 
 

2.1.2. Folgende Behörden/sonstige Träger öffentlich er Belange und Nachbargemeinden 
haben eine Stellungnahme abgegeben, in der Zustimmu ng geäußert wurde, keine 
Einwände oder Anregungen gegeben wurden oder die Be hörden/ Träger öffentli-
cher Belange und Gemeinden von dem Vorhaben nicht b etroffen sind. 

Die in den Stellungnahmen abgegebenen Hinweise, die nicht abwägungsrelevant sind, 
sind bei Objektplanungen für Hochbauten bzw. Erschließungsanlagen sowie bei der Rea-
lisierung des Bauvorhabens durch die ausführenden Firmen zu berücksichtigen.  

  

 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 

− Deutsche Bahn AG TÖB 5 

− Energieversorgung Halle Netz GmbH TÖB 7 

− MITNETZ GAS mbH TÖB 9 

− GDMcom mbH TÖB 11 

− Gascade Gastransport GmbH TÖB 12 

− Hallesche Wasser und Stadtwirtschaft GmbH TÖB 14 

− Hallesche Verkehrs-AG TÖB 15 

− Industrie- und Handelskammer Halle-Dessau TÖB 17 

− Landesamt für Vermessung und Geoinformation TÖB 18 
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− Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt TÖB 19 

− Landesamt für Verbraucherschutz TÖB 22 

− Landesverwaltungsamt Obere Luftfahrtbehörde und Erlaubnisbehörde für den 
Großraum- und Schwerverkehr (Ref.307), obere Abfall- und Bodenschutzbehörde 
(Ref. 401), obere Immissionsschutzbehörde (Ref. 402), obere Behörden für Was-
serwirtschaft  und für Abwasser (Ref. 404 und 405)  
(TÖB 25 außer obere Landesplanungsbehörde) 

− Landkreis Saalekreis TÖB 26 

− Landesbetrieb Bau- und Liegenschaftsmanagement Sachsen-Anhalt TÖB 27 

− FB Umwelt, Immissionsschutzbehörde, untere Abfallbehörde, Abt. Stadtgrün (Teil-
stellungnahmen TÖB 40) 

− Landeszentrum Wald TÖB 47 
 

Nachbargemeinden 

− Einheitsgemeinde Kabelsketal NG 1 

− Einheitsgemeinde Schkopau NG 2 

− Gemeinde Salzatal NG 5 

− Gemeinde Teutschenthal NG 6 

− Stadt Landsberg NG 7 
 
Die Stadt nimmt die Zustimmung der Behörden/Träger öffentlicher Belange und Gemein-
den zur Kenntnis. 
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2.2. Abwägung von Anregungen der Behörden und sonst igen Träger öffentlicher Be-
lange, der Nachbargemeinden und von weiteren Beteil igten mit abwägungsrelevan-
ten Hinweisen in Ihrer Stellungnahme 

2.2.1. Behörden und sonstige Träger öffentlicher Be lange 

2.2.1.1. Stellungnahme des Amtes für Landwirtschaft , Flurneuordnung und Forsten 
Süd vom 03.12.2013 mit Verweis auf Gültigkeit der S tellungnahme vom 
02.04.2013 (TÖB 1) 

Es wurde eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 
Stellungnahme vom 02.04.2013 
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Stellungnahme der Verwaltung: 

zur Stellungnahme vom 03.12.2013: 

Richtig ist die Feststellung, dass der Ausgleich mit den bisher für einen Golfplatz vorgesehenen 
Flächen am Osendorfer See nur planerisch erfolgt, da die Flächen lediglich im FNP für diese 
Nutzung im Flächennutzungsplan ausgewiesen sind, jedoch de facto landwirtschaftlich genutzt 
sind. Gleichwohl ist durch die im Gegenzuge für den Osendorfer See vorgenommene FNP-
Änderung die dortig bisher fakultative landwirtschaftliche Nutzung nunmehr (zumindest bis auf 
weiteres und in den Wirkungsgrenzen des FNP) konstitutiv, so dass der planerischen Inan-
spruchnahme landwirtschaftlicher Nutzung in ebensolchem planerischen Maße mit deren Siche-
rung im FNP am Osendorfer See begegnet wird. 

Eine zusätzliche Inanspruchnahme von landwirtschaftlicher Nutzfläche für Ausgleichsmaßnah-
men ist nicht vorgesehen. Dieser Ausgleich erfolgt ausnahmslos innerhalb des Plangebietes. 

 

zur Stellungnahme vom 02.04.2013: 

Derzeit landwirtschaftlich genutzte Flächen werden im Bebauungsplan für den Golfsport festge-
setzt. Ein Golfplatz gehört für ein Oberzentrum wie die Stadt Halle zu einer angemessenen Aus-
stattung an Sport- und Freizeiteinrichtungen. Diesbezüglich wird im Regionalen Entwicklungsplan 
(REP) für die Planungsregion Halle Folgendes ausgeführt: 

„Regional bedeutsame Standorte für großflächige Freizeitanlagen sind Standorte, die …. auf-
grund ihrer Lage dem ständig steigenden Bedarf an attraktiven Sport- und Freizeitangeboten in 
stadtnahen Erholungsgebieten Rechnung tragen (5.5.4 Z).“ 

Die Stadt Halle ist als Oberzentrum gemäß Pkt. 5.5.4.1 des REP Standort für regional bedeut-
same großflächige Freizeitanlagen. In der Stadt besteht ein zunehmender Bedarf an vielfältigen 
Freizeit- und Erholungseinrichtungen.  

In der Begründung zu Pkt. 5.5.4.1. des REP wird darauf hingewiesen, dass bei Planungen zur 
Errichtung dieser Anlagen die festgelegten Entwicklungsziele der jeweiligen Gebiete zu beachten 
sind. Des Weiteren seien Planungen zur Errichtung von Spezialsportarten (z.B. Golf, Tennis, 
Motocross) zur Erhöhung der Angebotsvielfalt in der Region besonders zu berücksichtigen, da 
sie einen überörtlichen Charakter haben. Geeignete Standorte sind solche, die außerhalb von 
Vorranggebieten für Natur und Landschaft, Landwirtschaft und Forstwirtschaft liegen und sich in 
das bestehende Landschaftsbild einpassen. Das ist gegeben. 

Unter Berücksichtigung dieser Aspekte ist der Standort für die geplante Nutzung gut geeignet. Zu 
diesem Ergebnis kommt auch die 2011 erarbeitete Machbarkeitsstudie eines privaten Investors. 
Dafür sprechen unterschiedliche Faktoren, wie Flächenangebot, Infrastruktur, Erreichbarkeit etc.  

Die sportliche und spielerische Betätigung der Menschen in großflächigen Freizeitanlagen hat 
einen hohen Stellenwert erreicht. Dienstleistungsangebote und Infrastruktur sollen diesen Be-
dürfnissen angepasst werden. Dem dient die beabsichtigte planungsrechtliche Sicherung eines 
Golfplatzes innerhalb des Bebauungsplans Nr. 158. 
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Zu berücksichtigen ist auch, dass der geplante Golfplatz einen weichen Standortfaktor bildet, der 
zur Attraktivität der Stadt als Wohnort beiträgt und der Verbesserung der Lebensqualität der Ein-
wohner der Stadt und der Einwohner der Region dient. Gleichzeitig erfolgt eine Stärkung der 
Funktion der Stadt als Oberzentrum. 

 

Von der geplanten Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Nutzfläche sind einzelne landwirt-
schaftliche Betriebe betroffen. Alle landwirtschaftlich genutzten Flächen im Bebauungsplangebiet 
waren von der Stadt Halle verpachtet. Die Pachtverträge der Stadt mit den Bewirtschaftern wur-
den zum 31.12.2013 beendet.  

Bei dem genannten Grünland handelt es sich um Flächen auf der Deponie im Eigentum der Lau-
sitzer und Mitteldeutsche Bergbau-Verwaltungsgesellschaft mbH (LBMV). 

Zur Sicherung landwirtschaftlicher und agrarstruktureller Belange ist eine frühzeitige Einbezie-
hung der vor Ort wirtschaftenden landwirtschaftlichen Unternehmen erfolgt. Erste Gespräche 
wurden bereits im Jahr 2011 geführt. Im Hinblick auf die mögliche Entwicklung wurden die 
Pachtverträge auf Kurzzeitpachtverträge umgestellt. Dem hauptsächlich betroffenen Unterneh-
men wurden auch bereits im Jahr 2011 mit Blick auf mögliche (oder bevorstehende) Ersatzflä-
chen mit einer Fläche von ca. 72,5 ha zur Verfügung gestellt. Damit wurde von Seiten der Stadt 
versucht, die negativen Auswirkungen für den betroffenen Landwirt abzufangen. Die Stadt sucht 
nach weiteren Flächen innerhalb des Stadtgebietes. Zudem laufen Verhandlungen mit der Land-
gesellschaft Sachsen-Anhalt, um dem Landwirt die Zupachtung weiterer Flächen bzw. einen Flä-
chentausch zu ermöglichen. Eine Gefährdung des hiervon betroffenen landwirtschaftlichen Be-
triebs ist damit abgewendet, sodass ein Verlust von Arbeitsplätzen in der Landwirtschaft resultie-
rend aus dem Bebauungsplan nicht mehr zu erwarten ist. 

Im Zusammenhang mit der Wakeboardanlage wurde durch die Interessengemeinschaft Wa-
keboard Hufeisensee mit Schreiben vom 09. Februar 2014 mitgeteilt, dass das Vorhaben, auf 
der Innenkippe eine entsprechende Anlage zu errichten zu wollen, aufgrund der gescheiterten 
Bewerbung um Aufnahme des Wakeboardsports in das olympische Programm 2020, zurückge-
stellt wurde. Durch diese Entscheidung des IOC kann eine Realisierung für dieses Vorhaben 
nicht abgesichert werden. Eine mittelfristige Umsetzung ist derzeit nicht absehbar. Da die in ei-
nem Bebauungsplan festgesetzten Vorhaben in der Regel in einem Zeitraum von 10 bis 15 Jah-
ren umgesetzt werden sollten, wird auf die Festsetzung im Bebauungsplan verzichtet.  

Aufgrund der Entscheidung, auf die Festsetzung einer Wakeboardanlage auf der Innenkippe zu 
verzichten, können die dort vorhandenen Flächen weiter landwirtschaftlich genutzt werden, d. h. 
die durch die Umsetzung der Planung in Anspruch zu nehmende landwirtschaftliche Nutzfläche 
reduziert sich. Da die hierfür im FNP vorgesehene Fläche zur Errichtung der Wakeboardanlage 
bestimmt war und deren Verwirklichung nunmehr in zeitlicher Hinsicht völlig ungewiss ist, ist die 
landwirtschaftliche Nutzung auf dieser Fläche ebenso zu bewerten, wie in einem anderen belie-
bigen Fall, bei dem die Festsetzung im FNP trotz realer landwirtschaftlicher Nutzung hiervon ab-
weicht.  

 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Einwände werden im Bebauungsplan nicht berücksi chtigt. 
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2.2.1.2. Stellungnahme der 50 Hertz Transmission Gm bH vom 02.12.2013 (TÖB 13) 

Es wurde eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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Stellungnahme der Verwaltung:  

Auf Grund der begrenzten Fläche, die für den geplanten Campingplatz zur Verfügung steht, ist 
die Einhaltung eines empfohlenen Mindestabstandes von 160 m nicht möglich. Die Thematik 
möglicher Lärmemissionen von Hochspannungsleitungen und deren Auswirkungen ist ein relativ 
neuer Forschungsbereich. Abschließende und wissenschaftlich fundierte Erkenntnisse liegen 
bisher noch nicht vor.  Vor diesem Hintergrund wurde ergänzend ein schalltechnisches Gutach-
ten in Auftrag gegeben, um die Auswirkungen der Hochspannungsleitung aus schallschutztech-
nischer Sicht  zu untersuchen und die Festsetzungen im Bebauungsplan nötigenfalls zu konkreti-
sieren (die Ergebnisse lagen bei Redaktionsschluss noch nicht vor). Darüber hinaus ist bei Bau-
vorhaben im Bereich des Campingplatzes im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens die Ein-
haltung der sich aus dem Gutachten ergebenden erforderlichen Abstände/Maßnahmen zur 
Hochspannungsleitung bzw. der Festsetzungen des B-Planes nachzuweisen. 

Die Querung des Freileitungsschutzstreifens der 380kV-Leitung mit der Maßnahme M1 wurde 
bereits bei der Formulierung der Festsetzung berücksichtigt, in dem formuliert wurde, dass in-
nerhalb des Schutzstreifens der Freileitungen die Vorgaben des Leitungseigentümers zu beach-
ten sind. Ergänzend wird unter Pkt. 6.2 der Begründung eingefügt, dass Bepflanzungen inner-
halb des Freileitungsschutzstreifens nur möglich sind, wenn dazu eine Vereinbarung zwischen 
dem künftigen Eigentümer der 50Hertz Transmission GmbH abgeschlossen wird. Dies beinhaltet 
auch die etwaige Einrichtung und Ausgestaltung hiermit in Zusammenhang bestehender Zaunan-
lagen. 

 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen und ein P assus zu der mit der 50Hertz 
Transmission GmbH abzuschließenden Vereinbarung zu den Bepflanzungen im Freilei-
tungsschutzstreifen in die Begründung aufgenommen.  
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2.2.1.3. Stellungnahme des Landesamtes für Geologie  und Bergwesen vom 16.12.2013 
(TÖB 20) 

Es wurde eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Auf mögliche Auswirkungen der früheren bergbaulichen Tätigkeit (Braunkohlentief- und  
-tagebau) im Plangebiet wird bereits unter Punkt 7.1.1 der Begründung eingegangen.  

Die Flächen wurden darüber hinaus in der Planzeichnung als Flächen gekennzeichnet, „bei  
deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen oder besondere 
bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten erforderlich sind“. 

Die Badestellen wurden in Bereichen festgesetzt, für die die Risikoabschätzung der CUI Consul-
tinggesellschaft für Umwelt und Infrastruktur GmbH die Standsicherheit der Böschungen festge-
stellt hat. Diese Bereiche sind somit für die geplante Nutzung geeignet. 

Im Übrigen sind Sicherungsmaßnahmen nach Art und Umfang im Einzelfall dem bauordnungs-
rechtlichen Genehmigungsverfahren vorbehalten und stellen in ihre individuellen Ausprägung 
und Vorgaben keinen festsetzungsfähigen Inhalt eines Bebauungsplans dar. 

 

Entscheidungsvorschlag: 
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Die Hinweise wurden bereits im Entwurf des Bebauung splans berücksichtigt.   
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2.2.1.4. Stellungnahme des Landesverwaltungsamtes S achsen-Anhalt, obere Landes-
planungsbehörde vom 05.12.2013 (TÖB 25) 

Es wurde eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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Stellungnahme der Verwaltung: 

Vorbehaltsgebiete ergänzen die Vorranggebiete um noch nicht endgültig abgewogene Zielset-
zungen. Bei der Abwägung konkurrierender Nutzungen ist der festgelegten Vorbehaltsfunktion 
ein besonderes Gewicht beizumessen. Werden im Rahmen von Bauleitplanungen Abwägungen 
zwischen Nutzungskonflikten durchgeführt, ist zu verdeutlichen, welchem festgelegten Vorbehalt 
ein besonderer Stellenwert beigemessen wurde. Das ist im vorliegenden Planverfahren erfolgt 
und wie folgt zu begründen: 

Das Gebiet des Hufeisensees ist im Regionalen Entwicklungsplan (REP) für die Planungsregion 
Halle als Vorbehaltsgebiet für den Aufbau eines ökologischen Verbundsystems  ausgewiesen. 
Damit wird folgende Zielstellung verbunden: 

„In Vorbehaltsgebieten für den Aufbau eines ökologischen Verbundsystems ist den Belangen von 
Natur und Landschaftspflege sowie einer naturnahen Waldbewirtschaftung bei der Abwägung mit 
entgegenstehenden Belangen ein erhöhtes Gewicht beizumessen.“ 

Diese Vorbehaltsgebiete werden ausgewiesen, um bestimmte Flächen zu sichern, auf denen die 
flächendeckende Vernetzung relativ kleinstrukturierter Biotope entwickelt werden soll. Innerhalb 
des Verdichtungsraumes Halle finden in den Vorbehaltsgebieten für den Aufbau eines ökologi-
schen Verbundsystems z.B. die Reideniederung und deren Randbereiche als regionale Grünzü-
ge Berücksichtigung. Sie sollen einerseits der Sicherung zusammenhängender Freiräume für 
unterschiedliche landschaftsökologische Funktionen und andererseits zum Erhalt des Land-
schaftserlebens dienen. 

Die Planung einer Wakeboardanlage auf der Innenkippe steht nicht im Widerspruch zum beab-
sichtigten Aufbau eines ökologischen Verbundsystems, da der Hufeisensee als Ganzes zu be-
trachten ist. Die geplante Wakeboardanlage und die damit verbundene Nutzungsintensivierung 
verhindern den Aufbau eines ökologischen Verbundsystems in keinster Weise. Es ist beabsich-
tigt, die dort in Anspruch zu nehmenden Strukturen in unmittelbarer Nachbarschaft neu anzule-
gen. Zum anderen wird der Golfplatz entsprechend heutigen Standards naturnah gestaltet wer-
den und somit zur Strukturierung der Landschaft und zum Biotopverbund in stärkerem Maße 
beitragen als es die derzeit überwiegend landwirtschaftlich genutzten Flächen tun. 
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Aufgrund der gescheiterten Bewerbung zur Aufnahme des Wakeboardings in das Olympische 
Programm ab 2020 haben die Wassersportler die Stadt jedoch informiert, dass sie innerhalb der 
nächsten 10 bis 15 Jahre keine Möglichkeit zur Finanzierung der Investition sehen. Da die in 
einem Bebauungsplan festgesetzten Vorhaben in der Regel in einem Zeitraum von 5 bis 10 Jah-
ren umgesetzt werden sollten, wird auf die Festsetzung im Bebauungsplan verzichtet. Als lang-
fristige Option wird die Ausweisung im Flächennutzungsplan jedoch beibehalten.  

 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Hinweise werden im Bebauungsplan berücksichtigt .  
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2.2.1.5. Stellungnahme des Lausitzer und Mitteldeut sche Bergbau-Verwaltungs-
gesellschaft mbH vom 05.12.2013 (TÖB 28) mit Verwei s auf Gültigkeit der  
Stellungnahme vom 02.04.2013 

Es wurde eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

Stellungnahme vom 12.04.2013 
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Stellungnahme der Verwaltung: 

Die Informationen wurden, soweit sie für die Planung relevant sind, im Entwurf des Bebauungs-
plans berücksichtigt.  

Insbesondere wird auf mögliche Auswirkungen der früheren bergbaulichen Tätigkeit (Braunkoh-
lentief- und -tagebau) im Plangebiet bereits unter Punkt 7.1.1 der Begründung eingegangen.  

Die Flächen wurden darüber hinaus in der Planzeichnung als Flächen gekennzeichnet, „bei de-
ren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen oder besondere 
bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten erforderlich sind“. 

Unter Punkt 7.1.2 werden Aussagen zu den Bodenbelastungen der ehemaligen Hausmülldepo-
nie und zu deren Sicherung getroffen. Die Deponie wurde in der Planzeichnung als Fläche ge-
kennzeichnet, die erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet ist. 

Unter Punkt 7.3.1 der Begründung wird auf die Nutzungsbeschränkungen im Bereich der Depo-
nie eingegangen. 

Alle im Plangebiet vorhandenen Messstellen wurden nachrichtlich in der Planzeichnung darge-
stellt. Ergänzend wird auf die Grundwassermessstellen und die daraus resultierenden Ein-
schränkungen unter Pkt. 7.3.2 der Begründung eingegangen.  

 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Hinweise wurden bereits im Entwurf des Bebauung splans berücksichtigt.   
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2.2.1.6. Stellungnahme der Regionalen Planungsgemei nschaft vom 10.12.2013 
(TÖB 31)  

Es wurde eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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Stellungnahme der Verwaltung: 

Vorbehaltsgebiete ergänzen die Vorranggebiete um noch nicht endgültig abgewogene Zielset-
zungen. Bei der Abwägung konkurrierender Nutzungen ist der festgelegten Vorbehaltsfunktion 
ein besonderes Gewicht beizumessen. Werden im Rahmen von Bauleitplanungen Abwägungen 
zwischen Nutzungskonflikten durchgeführt, ist zu verdeutlichen, welchem festgelegten Vorbehalt 
ein besonderer Stellenwert beigemessen wurde. Das ist im vorliegenden Planverfahren erfolgt 
und wie folgt zu begründen: 

Das Gebiet des Hufeisensees ist im Regionalen Entwicklungsplan (REP) für die Planungsregion 
Halle als Vorbehaltsgebiet für den Aufbau eines ökologischen Verbundsystems  ausgewiesen. 
Damit wird folgende Zielstellung verbunden: 

„In Vorbehaltsgebieten für den Aufbau eines ökologischen Verbundsystems ist den Belangen von 
Natur und Landschaftspflege sowie einer naturnahen Waldbewirtschaftung bei der Abwägung mit 
entgegenstehenden Belangen ein erhöhtes Gewicht beizumessen.“ 

Diese Vorbehaltsgebiete werden ausgewiesen, um bestimmte Flächen zu sichern, auf denen die 
flächendeckende Vernetzung relativ kleinstrukturierter Biotope entwickelt werden soll. Innerhalb 
des Verdichtungsraumes Halle finden in den Vorbehaltsgebieten für den Aufbau eines ökologi-
schen Verbundsystems z.B. die Reideniederung und deren Randbereiche als regionale Grünzü-
ge Berücksichtigung. Sie sollen einerseits der Sicherung zusammenhängender Freiräume für 
unterschiedliche landschaftsökologische Funktionen und andererseits zum Erhalt des Land-
schaftserlebens dienen. 

Die Planung steht nicht im Widerspruch zum beabsichtigten Aufbau eines ökologischen Ver-
bundsystems, da der Hufeisensee als Ganzes zu betrachten ist. Die geplanten Bereiche, in de-
nen eine Nutzungsintensivierung erfolgt, verhindern den Aufbau eines ökologischen Verbundsys-
tems in keinster Weise. Es wurde ein Ausgleichskonzept erarbeitet, das gewährleistet, dass für 
die in Anspruch zu nehmenden Strukturen neue angelegt werden. Der geplante Golfplatz wird 
naturnah gestaltet werden und somit wesentlich zur Strukturierung der Landschaft und zum Bio-
topverbund in stärkerem Maße beitragen, als die bisherige landwirtschaftliche Nutzung.  

 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Hinweise wurden bereits im Entwurf des Bebauung splans berücksichtigt.   
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2.2.1.7. Stellungnahme des FB Umwelt der Stadt Hall e vom 08.01.2014 
(TÖB 41)  

Es wurde eine gebündelte Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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Stellungnahme der Verwaltung: 

Untere Naturschutzbehörde 

zu 1) Die Befestigung der Parkplatzflächen  mit überwiegend unversiegelten Flächen (z.B. Schot-
terrasen) wird durch die Begründung zum Bebauungsplan unter Punkt 6.3.4 ausdrücklich favori-
siert. Da die genannten Parkplätze von der Stadt zu realisieren sind, steht einer Befestigung mit 
Schotterrasen demnach nichts entgegen. Die individuelle Ausgestaltung der Parkplatzflächen 
bleibt allerdings der Ausführungsplanung im Rahmen der Umsetzung vorbehalten.  



34 

 

zu 2) Aus den genannten Gründen wird unter entsprechender Würdigung naturschutzfachlicher 
Belange zu Lasten privatwirtschaftlicher Interessen auf die Beleuchtung der Spielbahnen verzich-
tet. 

zu 3) Die Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung wird geprüft und ggf. korrigiert. 

 

zu 4) Die Kartierungen sind durch Herrn Stolle, einem anerkannten Botaniker, durchgeführt wor-
den. Dessen Einbindung ist mit der Naturschutzbehörde vorher abgestimmt worden. Die Ergeb-
nisse der Kartierungen sind in den Bebauungsplan übernommen worden. Nach Einschätzung 
des Gutachters handelt es sich bei den wertvollen Bereichen um Halbtrockenrasen auf Sekun-
därstandorten, die im Bebauungsplan gekennzeichnet sind. Auch die Standorte der geschützten 
Pflanzenarten sind den Anlagen 4 und 5 zu entnehmen. 

zu 5) Aus den genannten Gründen wird Rosa multiflora aus der Artenliste gestrichen. 

zu 6) Die ökologische Bauüberwachung und deren Vollzug ist nicht Gegenstand festsetzungsre-
levanter Planungsinhalte, sondern bleibt der einzelfallbezogenen  bauordnungsrechtlichen Be-
trachtung im Rahmen der zu erteilenden Baugenehmigung vorbehalten. Es ist beabsichtigt, dies 
zudem vertraglich mit dem Investor zu vereinbaren. . 

zu dem Hinweis) In der Begründung werden die Ausführungen zu den Herbiziden dahingehend 
angepasst, dass eine umweltschonende Anwendung zu erfolgen hat. 

 

Untere Wasserbehörde 

Die wasserrechtlichen Genehmigungen für die baulichen Anlagen in und an Gewässern werden 
im Rahmen der konkreten Objektplanungen für die jeweiligen Anlagen beantragt werden. Auf das 
Bebauungsplanverfahren ergeben sich keine Auswirkungen. 

 

Untere Bodenschutzbehörde 

Die Hinweise zum Altbergbau wurden zur Kenntnis genommen. Die erforderlichen Untersuchun-
gen zur Standsicherheit und zu den Gründungsverhältnissen erfolgen im Rahmen der Objekt-
planungen für die Hochbauten, Erschließungsanlagen bzw. Freianlagen (z.B. Strandbereiche). 
Unter Beachtung der bereits vorliegenden Untersuchungen wurden die Badebereiche im Bebau-
ungsplan in den Böschungsbereichen festgesetzt, die nach Aussage des Landesamtes standsi-
cher sind. 

Im Zusammenhang mit der Wakeboardanlage wurde durch die Interessengemeinschaft Wa-
keboard Hufeisensee mit Schreiben vom 09. Februar 2014 mitgeteilt, dass das Vorhaben, auf 
der Innenkippe eine entsprechende Anlage zu errichten zu wollen, aufgrund der gescheiterten 
Bewerbung um Aufnahme des Wakeboardsports in das olympische Programm 2020, zurückge-
stellt wurde. Durch diese Entscheidung des IOC kann eine Realisierung für dieses Vorhaben 
nicht abgesichert werden. Eine mittelfristige Umsetzung ist derzeit nicht absehbar. Da die in ei-
nem Bebauungsplan festgesetzten Vorhaben in der Regel in einem Zeitraum von 10 bis 15 Jah-
ren umgesetzt werden sollten, wird auf die Festsetzung im Bebauungsplan verzichtet.  

 

Die Hinweise zu den Altlastenverdachtsflächen wurden geprüft. Dabei wurde festgestellt, dass 
die Altablagerung südlich vom Hufeisensee außerhalb des Plangebietes liegt. 

Die archivierte Altablagerung westlich der ehemaligen Schlosserei befindet sich im Bereich des 
geplanten Sondergebiets „Camping“.  

Es erfolgt eine Ergänzung der Fläche in Tabelle 4 unter Punkt 7.1.2 Flächen mit Bodenbelastun-
gen und eine Erläuterung unter Punkt 6.1.1 vor den Festsetzungen zum Campingplatz. Da die 
Fläche archiviert ist, ist eine Kennzeichnung in der Planzeichnung nicht erforderlich. 
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In Abstimmung mit der unteren Bodenschutzbehörde und dem Vorhabenträger ist ein Untersu-
chungsprogramm zur Erfassung von Ausgasungen und Schadstoffauswaschungen in den Hufei-
sensee begleitend zur Bauphase festgelegt worden, das bereits in 2014 beginnen wird. Auch der 
Gutachter hat sich diesbezüglich mit der unteren Bodenschutzbehörde abgestimmt. In der Be-
gründung wird die Textpassage angepasst. Unter Punkt 14.2 Monitoring ist der Umgang mit der 
Deponie korrekt dargestellt. Hinsichtlich der Gefährdungsabschätzung der Deponie fehlt es in-
haltlich an der Festsetzungsrelevanz, so dass die Abfrage, respektive Einforderung der Abspra-
che, der individuellen Vorhabenumsetzung mit dem Vorhabenträger vorbehalten bleibt.  

 

Auf der Planzeichnung wird ein Hinweis aufgebracht, dass Brauchwasser nicht aus dem Grund-
wasser zu nutzen ist. Hieraus ergibt sich, dass keine entsprechenden Entnahmebrunnen zuläs-
sig sind. 

 

Untere Forstbehörde 

Im Bebauungsplan werden keine Aussagen zur Befestigung des Rundweges getroffen. Diesbe-
zügliche Klärungen erfolgen erst im Rahmen der konkreten Objektplanungen für den Ausbau des 
Rundweges, der abschnittweise erfolgen wird. Ohnehin bleibt die Genehmigung von Versiege-
lungen dann auch abschließend der unteren Fortbehörde vorbehalten. Es wird jedoch eine As-
phaltierung, also eine gebundene Bauweise des Rundweges angestrebt, da dann der Unterhal-
tungsaufwand wesentlich geringer ist als bei wassergebundener Decke. 
 
Im Zusammenhang mit der Wakeboardanlage wurde durch die Interessengemeinschaft Wa-
keboard Hufeisensee mit Schreiben vom 09. Februar 2014 mitgeteilt, dass das Vorhaben, auf 
der Innenkippe eine entsprechende Anlage zu errichten zu wollen, aufgrund der gescheiterten 
Bewerbung um Aufnahme des Wakeboardsports in das olympische Programm 2020, zurückge-
stellt wurde. Durch diese Entscheidung des IOC kann eine Realisierung für dieses Vorhaben 
nicht abgesichert werden. Eine mittelfristige Umsetzung ist derzeit nicht absehbar. Da die in ei-
nem Bebauungsplan festgesetzten Vorhaben in der Regel in einem Zeitraum von 10 bis 15 Jah-
ren umgesetzt werden sollten, wird auf die Festsetzung im Bebauungsplan verzichtet. Hinsicht-
lich des angeregten Verzichtes auf Nutzungsarten wird somit Genüge getan. 

Gleiches gilt für die mit Schreiben vom 17.01.2014 nochmals erbetene Stellungnahme des Lan-
deszentrums Wald. Dies ist bei der Stadt Halle (Saale) am 24.02.2014 eingegangen und enthielt 
keine nicht bereits berücksichtigten abwägungsrelevanten Belange (s. Punkt 2.1.2). 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Hinweise werden, soweit sie den Regelungsgehalt  des Bebauungsplans betreffen, 
berücksichtigt.   

 

Abteilung Stadtgrün 

Der gesamte Rundweg mit den entsprechenden darüber hinaus gehenden Anschlusswegen ist 
als öffentlicher Weg im Bebauungsplan festgesetzt. Ebenso sind die drei ausgewiesenen Bade-
bereiche, die allen frei und unentgeltlich zugänglich bleiben, öffentliche Flächen.  

Die konkrete Umsetzung ist damit jedoch noch nicht verbunden. Die Stadtverwaltung beabsich-
tigt, in den Haushaltsdiskussionen der kommenden Jahre entsprechende Haushaltmittel für eine 
abschnittsweise Realisierung anzumelden. Gleiches gilt hinsichtlich der fortlaufenden Unterhal-
tung dann bereits hergestellter Flächen.  

Für zukünftige Haushaltsentwürfe obliegt es dem Stadtrat, in der Haushaltsdiskussion entspre-
chende Schwerpunkte zu setzen.  

 

Entscheidungsvorschlag: 
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Die Hinweise haben keine Auswirkungen auf die Plani nhalte des Bebauungsplans.   
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2.2.1.8. Stellungnahme des FB Sicherheit der Stadt Halle vom 11.12.2014 
(TÖB 42)  

Es wurde eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

Stellungnahme der Verwaltung: 
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Die von der Unteren Verkehrsbehörde gegebenen Anregungen zu Pkt. 6.3.3 betreffen weniger 
die Festsetzungen des Bebauungsplans, sondern eher die Objektplanungen für die Wege. Sie 
sind deshalb in diesem Rahmen zu beachten. Auf die Planinhalte des Bebauungsplans ergeben 
sich insoweit keine Auswirkungen. 

Der Passus zur künftigen Aufteilung des Straßenraums wird aufgrund der Hinweise der UVB 
allgemeiner formuliert, da es sich hier nicht um eine Festsetzung des Bebauungsplans sondern, 
um einen Vorschlag handelt, der erst im Rahmen der konkreten Objektplanung für den Ausbau 
der Straße zu prüfen ist. An einer maximalen Gesamtbreite des Straßenraums von 6,00 m wird 
aufgrund des geringen zu erwartenden Verkehrsaufkommens und der begrenzten finanziellen 
Mittel festgehalten. 

Der Hinweis auf die Fahrzeuge der Beschäftigten ist zutreffend. Die Festsetzungen zur Zulässig-
keit der Stellplätze in den einzelnen Teilgebieten werden um die Zulässigkeit der Fahrzeuge der 
Beschäftigten ergänzt. 

Der Hinweis auf die nicht berücksichtigte Erschließung des Grundstücks Krienitzweg 18 kann 
nicht nachvollzogen werden. Es handelt sich um ein bestehendes Wohngrundstück im Außen-
bereich. Die Erschließung des Grundstücks wird im Bebauungsplan über ein Geh-, Fahr- und 
Leitungsrecht gesichert. 

 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Hinweise werden, soweit sie den Regelungsgehalt  des Bebauungsplans betreffen, 
berücksichtigt.   
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2.2.1.9. Stellungnahme des FB Baugenehmigung der St adt Halle vom 10.12.2013 
(TÖB 43)  

Es wurde eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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Stellungnahme der Verwaltung: 

zu 1) Für die Erschließung des Golfplatzes wird ein städtebaulicher Vertrag zur Übernahme von 
Erschließungsleistungen geschlossen, der die Herrichtung der Bereiche, die im ursächlichen 
Zusammenhang mit dem Vorhaben stehen, vorsieht, da diese im Sinne des § 11 BauGB Vo-
raussetzung und Folge des geplanten Vorhabens (§ 11 Abs. 1 Nr. 3 BauGB) sind sowie ihrem 
Umfang her als angemessen eingeschätzt werden (§ 11 Abs. 2 BauGB). Die Festlegung der Zu-
ständigkeit  ist dementsprechend entweder Gegenstand einer individuellen Vertragsausgestal-
tung  oder wird im Rahmen eines hoheitlichen Verfahrens gesondert beschieden und insoweit 
nicht festsetzungsrelevant.  

Bei den Bauflächen im Teilgebiet 3 handelt es sich um städtische Flächen; die Wassersportver-
eine sind lediglich Pächter. 

Sofern sich die Investitionsabsichten im Teilgebiet 3 konkretisieren, werden auch mit diesen In-
vestoren Gespräche zum Abschluss eines Erschließungsvertrages aufgenommen werden. Die 
Abstimmungen setzen aber einen konkreten Planungsstand voraus (Vorplanungen für die Hoch-
bauten und die zugehörigen Erschließungsanlagen). 

zu 2) Die Anregung betrifft nicht die Festsetzungen des Bebauungsplans, sondern die individuel-
le Objektplanungen für die Wege. Sie ist deshalb in diesem Rahmen zu beachten. Auf die Plan-
inhalte des Bebauungsplans ergeben sich keine Auswirkungen, da die festgesetzte Breite von 3 
m ein Befahren mit Rettungs- und Entsorgungsfahrzeugen ermöglicht. 

zu 3) Zum jetzigen Zeitpunkt kann noch nicht eingeschätzt werden, welche Standorte für Kioske 
in Frage kommen oder, ob ggf. sogar nur mobile Verkaufsstände zum Einsatz kommen. Daher  
werden dafür keine Bauflächen festgesetzt. Analoges ist für die sanitären Einrichtungen festzu-
stellen. Auch hier sind Klärungen zum jetzigen Zeitpunkt nicht möglich. 

Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass es sich bei den Flächen, die als öffentliche Grünflächen 
festgesetzt sind, um solche handelt, die dauerhaft in städtischem Eigentum verbleiben und die 
Stadt somit durch eigene Entscheidung die entsprechenden Standorte festlegen kann und somit 
eine ungeordnete Entwicklung verhindern kann. 
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zu 4) Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen. Das genannte Baugrundgutachten wird von 
dem potentiellen Investor in Vorbereitung der Objektplanungen für die Baukörper und Erschlie-
ßungsanlagen im Teilgebiet in Auftrag gegeben werden. Im Rahmen des Bebauungsplanverfah-
rens wird das Baugrundgutachten noch nicht benötigt. 

 

Zum Anschluss des Notüberlaufs der Kleinkläranlagen ist festzuhalten, dass das im Rahmen der 
Erschließungsplanung zu klären ist und nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens ist. 

Eine Verschiebung der Parkplätze P1 und P5 erfolgt nicht, da innerhalb des Freileitungsschutz-
streifens in Abstimmung mit dem Leitungsträger Baumaßnahmen möglich sind. Aus heutiger 
Sicht ist davon auszugehen, dass die Errichtung eines Parkplatzes unter den Leitungen grund-
sätzlich möglich ist. Die weiteren Abstimmungen erfolgen außerhalb des Bebauungsplanverfah-
rens. 

Der Standort des Parkplatzes P1 wurde zudem mit der unteren Naturschutzbehörde und der un-
teren Forstbehörde abgestimmt. Der Standort ist aufgrund der dort angetroffenen nichtheimi-
schen Gehölze (es handelt sich also um einen naturschutzfachlich wenig sensiblen Bereich) für 
die Anlage eines Parkplatzes gut geeignet. 

Der Hinweis zu den Signaturen wurde zur Kenntnis genommen. Dies folgen in ihrer Ausprägung 
allerdings den hierfür vorgesehenen Darstellungen aus der Planzeichenverordnung, so dass sich 
bereits insoweit die beiden Signaturen in ihrer Größe ausreichend unterscheiden. 

Zu den abweichenden Höhenangaben in Planzeichnung und Begründung ist festzustellen, dass 
es sich um einen redaktionellen Fehler unter Pkt. 6.1.2 der Begründung handelt, der korrigiert 
wurde.  

Die Standorten der Fahrradstellplätze sind im Rahmen der individuellen Objektplanungen für die 
Badebereiche festzulegen und somit nicht festsetzungsrelevant. 

Da es sich um einen Angebotsbebauungsplan handelt, entscheidet sich die individuelle Umset-
zung desselben nach einem dementsprechenden individuellen zeitlich nicht gebundenen Umset-
zungsbedürfnisses eines geneigten Vorhabenträgers. Die Stadt hat dementsprechend insoweit 
nur vergleichsweise wenig Einfluss auf einen gleichwie gearteten städtebaulichen Vertragsab-
schluss. Es ist auch aus städtischer Sicht erstrebenswert, einen solchen städtebaulichen Vertrag 
vor Satzungsbeschluss abzuschließen, soweit ein geeigneter Vertragspartner in Vertragsver-
handlungen eintritt, die vor Satzungsbeschluss abgeschlossen sein werden. 

Die Hinweise der Abteilung Straßenplanung sind zutreffend. Sie wurden in die Begründung ein-
gearbeitet. 

 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Hinweise wurden berücksichtigt.   
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2.2.2. Weitere Beteiligte/öffentliche Anregungen 

Im Rahmen der Offenlage wurden insgesamt 78 Anregungen vorgebracht. Diese umfassen so-
wohl Sammelstellungnahmen mehrerer Personen als auch Stellungnahmen einzelner Personen. 
Dabei reicht die Bandbreite der Stellungnahmen von vollumfänglicher Ablehnung des Projekts, 
über die Darlegung sowohl positiver, als auch negativer Aspekte bis hin zur generellen Befürwor-
tung der Planung.  

Diese Stellungnahmen wurden ausgewertet und die vorgebrachten abwägungsrelevanten Belan-
ge herausgearbeitet. Da es eine Vielzahl inhaltlich ähnlich lautender Aussagen gibt, wurden die-
se in Themengruppen eingeordnet und logisch zusammengefasst. Die einzelnen Themengrup-
pen wurden jeweils mit einem Buchstaben versehen.  

Von den eingegangenen Stellungnahmen befürworten 20 Stellungnahmen ausdrücklich den Be-
bauungsplan. Die Inhalte dieser Stellungnahmen stellen dabei darauf ab, dass mit der Gestal-
tung des Erholungsraumes Hufeisensee wird die Hoffnung verbunden wird, das ungepflegte Um-
feld des Sees und dessen wildes Vermüllen zu beseitigen und dass mit der Ausweisung von 
Parkplätzen und Badestellen das Areal geordnet sowie mit der Herstellung eines Rundweges die 
Erreichbarkeit des Sees für viele Nutzergruppen verbessert werden soll. Positiv wird auch die 
Errichtung des Golfplatzes westlich und südlich des Sees gesehen. Es wird damit eine Verbesse-
rung der Außenwirkung der Stadt sowie eine Verbesserung des Freizeitangebotes der Stadt Hal-
le verbunden. Mit dem Hinweis, dass Golf ab 2016 olympische Disziplin ist, gehört diese Sportart 
zu einem Oberzentrum und insbesondere zur „Sportstadt“ Halle. Weitere Aspekte sind die ökolo-
gische Aufwertung der vorhandenen Ackerfläche, die Schaffung von Arbeitsplätzen und die zu-
nehmende Zahl von Golfern, die nicht mehr in benachbarte Bundesländer (Sachsen, Thüringen) 
fahren müssen. Zudem gehen von dieser Sportart keine Lärmbelastungen aus und Golfplätze 
fügen sich in bestehende Landschaftsräume ein. Da es sich hierbei jedoch um Argumente und 
Hinweise handelt, die den vorliegenden Planungen folgen, bedarf es keiner gesonderten Abwä-
gung. 

Im Folgenden sind Anregungen und Hinweise in der Übersicht aufgelistet und mit der Stellung-
nahme der Verwaltung sowie einem Abwägungsvorschlag versehen. Im Sinne der Nachvollzieh-
barkeit der Abwägung, sind die Stellungnahmen der Bürger im Original angefügt und die geäu-
ßerten Belange mit dem entsprechenden Buchstaben der Themengruppe laut Übersicht verse-
hen. 

Der Buchstabe „Y“ kennzeichnet dabei Hinweise, Anregungen und Zustimmungen, die durch den 
Planungsträger zur Kenntnis genommen werden. 

Der Buchstabe „Z“ kennzeichnet Anmerkungen und Anregungen, die im Sinne der Abwägung 
keine bauplanungsrechtliche Relevanz besitzen. 
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Übersicht über die Einwendungen und Anregungen 

A Natur und Landschaft 

A.1 Befürchtete Zerstörung des naturbelassenen Hufe isensees 
Die Planung zerstört den natürlichen Zustand des Hufeisensees, die letzte Idylle von Halle wird 
vernichtet. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Der Hufeisensee stellt eine Bergbaufolgelandschaft dar, die bereits großflächig durch den Men-
schen überprägt ist. Mit dem Bebauungsplan sollen einerseits die vorhandenen Nutzungen neu-
geordnet werden, anderseits werden für den Golfsport im Westen und Süden neue Flächen 
überplant, die bisher aber überwiegend als Acker genutzt wurden und daher nicht mehr naturbe-
lassen waren. Auch die Deponiefläche stellt in diesem Sinne einen landschaftlich überformten 
Standort dar.  

Die vorgesehenen Nutzungen und Maßnahmen sind so ausgerichtet, dass sie sich in die vorge-
fundene, anthropogen geprägte Umgebung landschaftsverträglich  einfügen.  

Auch die Festsetzung von Badebereichen und eines Rundweges dient der Umsetzung des Ent-
wicklungsziels, um entsprechend andere Teilbereiche zu schonen und um eine ungestörte Ent-
wicklung der Ufervegetation zu gewährleisten. 

 

 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  

 

A.2 Befürchtete Zerstörung und Störung von Fauna un d Flora 
Durch die geplanten Nutzungen werden Lebensräume von Flora und Fauna gestört oder zerstört. 

 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens sind die vorhandenen Vegetationsstrukturen bewertet 
sowie die vorkommenden Tiere erfasst worden. Auf dieser Grundlage ist ermittelt worden, in wel-
chem Umfang Natur und Landschaft durch die Umsetzung des Bebauungsplanes beeinträchtigt 
werden sowie Maßnahmen zur Minimierung, Vermeidung zum Ausgleich abgeleitet worden. Die-
se Maßnahmen sind im Bebauungsplan festgesetzt und im Zuge der Realisierung der konkreten 
Vorhaben umzusetzen. Im Ergebnis dieser Betrachtungen ist festzustellen, dass die beeinträch-
tigten Schutzgüter mit den festgesetzten Maßnahmen ausgeglichen werden können. 

Für den geplanten Golfplatz wird eine naturnahe Gestaltung angestrebt, so dass im Ergebnis der 
Umsetzung der Planung sogar eine größere Artenvielfalt zu erwarten ist, als im Bestand vorhan-
den und als in der angrenzenden Kulturlandschaft. Es gibt heute in Deutschland bereits mehr als 
100 ökologisch zertifizierte Golfplätze. So wachsen beispielsweise auf dem Golfplatz Hubbelrath 
(Nordrhein-Westfalen) 18 Rote-Liste-Pflanzen. (Quelle: National Geographic Deutschland, Heft 
10/2012, Seite(n) 24 bis 30). 

 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt. 
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A.3 Befürchtete Zerstörung des Orts- und Landschaft sbildes durch Hotel und weitere 
Einbauten bzw. Nutzungen 

Das geplante Hotel zerstört das dörfliches Bild und das natürliches Erscheinungsbild des Hufei-
sensees. Das ursprüngliche und naturnahe Landschaftsbild wird zerstört. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Für das geplante Hotel ist eine max. bauliche Höhe von 15 m festgesetzt. Dabei handelt es sich 
um die Oberkante des Gebäudes, also darf auch der Dachfirst maximal 15 m hoch sein. Somit 
kann unter Zugrundelegung gängiger Geschosshöhen für Hotels ein max. dreigeschossiger Ge-
bäudekörper errichtet werden. Der Hufeisensee befindet sich am Stadtrand von Halle, wird aber 
im Westen durch Industrie- und Gewerbebebauung und im Norden durch das Neubaugebiet 
Büschdorf begrenzt. Insbesondere das sich westlich der Europachaussee befindende Industrie-
gebiet wirkt mit den hochaufragenden Gebäuden (z.B. ABB) in den Landschaftsraum. 

Dörflich geprägt ist die Siedlung Kanena. Da die Innenkippe mit 5 m höher ist als die westliche 
Ackerfläche, sind zwischen Kanena und dem geplanten Hotel keine Sichtbeziehungen vorhan-
den. 

Im Übrigen ist nicht zu befürchten, dass ein ungegliederter Baukörper entsteht, da die Gestaltung 
des Clubhauses wesentlich zum Image des geplanten Golfplatzes beiträgt. 

 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt. 

 

A.4 Befürchtete Beeinträchtigung des Orts- und Land schaftsbildes durch Wakeboard-
anlage  

Die Wakeboardanlage ist hässlich für das Gelände und vom halben Hufeisensee zu sehen, eine 
optische Verunstaltung der Natur ist zu befürchten. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Ziel des bestehenden Wassersportzentrums ist es, sich als Leistungszentrum zu etablieren. Im 
Hinblick auf eine ab 2020 in Aussicht stehende olympische Disziplin „Wakeboard“ sollte das An-
gebot des Wasserskiclubs, der seit vielen Jahren sehr erfolgreich an nationalen und internationa-
len Wettkämpfen teilnimmt, durch die neue Anlage ergänzt werden. Im Herbst 2013 ist seitens 
des IOC jedoch Wakeboard nicht in das olympische Programm aufgenommen worden. Somit 
kann im Umsetzungszeitraum eines Bebauungsplanes (ca. 10-15 Jahre) eine Realisierung für 
dieses Vorhaben nicht abgesichert werden. Die Interessensgemeinschaft Wakeboard hat sich 
daher mit der Bitte an die Stadt gewandt, diese Festsetzung nicht mehr im Bebauungsplan zu 
treffen. Diesem Ansinnen soll gefolgt werden. Damit wird auch der oben genannten Anregung 
entsprochen. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan berücksichtigt. 

 

A.5 Befürchtete Störung des ökologischen Gleichgewi chtes 

Es besteht die Befürchtung, dass durch die angestrebte Nutzung des Areals das bestehende 
ökologische Gleichgewicht gestört wird. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Mit der Errichtung des Golfplatzes werden großflächig bisher als Acker genutzte Flächen in An-
spruch genommen. Durch die intensive Ackernutzung ist die Artenvielfalt vergleichsweise gering. 
Reicher strukturiert sind hingegen die Flächen auf der Deponie. Den zum Bebauungsplan durch-
geführten faunistischen Sonderuntersuchungen, der speziellen Artenschutzprüfung sowie den 
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floristischen Kartierungen konnte das im Plangebiet vorkommende Artenspektrum entnommen 
werden und geeignete Maßnahmen zum Erhalt von Lebensräumen abgeleitet werden. Auf einem 
Golfplatz werden mit den „Greens“ (Zielfläche am Ende jeder Bahn) intensiv zu pflegende Berei-
che angelegt, mit den Semiroughs und Roughs (seltener gemähte Randbereiche um die Spiel-
bahnen und Flächen ohne regelmäßige Pflege) werden Extensivflächen entwickelt, in denen Le-
bensgrundlagen für zahlreiche Tiere, insbesondere Vögel, geschaffen werden können. Mit der 
Umsetzung der im Bebauungsplan festgesetzten Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen sowie Ar-
tenschutzmaßnahmen, wird im Ergebnis der Fachgutachten das ökologische Gleichgewicht am 
Hufeisensee erhalten und sich ein vielfältiges Artenspektrum entwickeln können (vgl. auch Aus-
führungen zu A.2). 

Durch den Entfall der Festsetzungen zur Errichtung einer Wakeboard-Anlage wird zudem ein 
besonders sensibler Naturraum, der Bereich der Innenkippe, vorläufig unangetastet bleiben.  Da 
die hierfür im FNP vorgesehene Fläche zur Errichtung der Wakeboardanlage bestimmt war und 
deren Verwirklichung nunmehr in zeitlicher Hinsicht völlig ungewiss ist, ist das ökologische 
Gleichgewicht auf dieser Fläche ebenso zu bewerten, wie in einem anderen beliebigen Fall, bei 
dem die Festsetzung im FNP trotz realer anderweitiger Nutzung hiervon abweicht.  

Dementsprechend stellt der Naturraum der Innenkippe so für die Übergangszeit der Neuentwick-
lung des Areals westlich und südlich des Hufeisensees auf nicht absehbare Zeit einen Puffer dar.  

 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde in den Festsetzungen des Bebauun gsplans bereits berücksichtigt. 

 

A.6 Befürchtete Störung der Funktion des Vorbehalts gebiets für Aufbau eines ökologi-
schen Biotopverbundsystems 

Im Regionalen Entwicklungsplan (REP) ist das Gebiet des Hufeisensees als Vorbehaltsgebiet für 
den Aufbau eines ökologischen Biotopverbundsystems ausgewiesen. Geplante intensive Nut-
zungen stehen dem entgegen. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Im Rahmen der Planungen zum ökologischen Biotopverbund stellt der Hufeisensee eine Teilflä-
che der regional bedeutsamen Verbundeinheit „Tagebaulandschaft Halle-Ost“ dar. Innerhalb 
dieses Vorbehaltsgebietes soll eine Vernetzung der relativ kleinstrukturierten Biotope entwickelt 
werden.  

Die Planung des Freizeit- und Erholungsraums Hufeisensee steht nicht im Widerspruch zum be-
absichtigten Aufbau eines ökologischen Verbundsystems. Der Hufeisensee einschließlich seiner 
Uferbereiche ist vielmehr als Ganzes zu betrachten und verhindert den Aufbau eines ökologi-
schen Verbundsystems nicht.  

Es werden die Gehölzstrukturen und Offenlandflächen weiterhin erhalten. Durch eine Pflege der 
Offenlandflächen kann daher deren Erhalt gemäß dem festgesetzten Entwicklungsziel dauerhaft 
gesichert werden.  

Zum anderen wird der Golfplatz entsprechend heutigen Standards naturnah gestaltet und somit 
zur Strukturierung der Landschaft und zum Biotopverbund in stärkerem Maße beitragen als es 
die derzeit überwiegend landwirtschaftlich genutzten Flächen leisten können. Mit den anzulegen-
den Teichen, Gehölzflächen, Solitärbäumen und Grasfluren werden verschiedenartige Vegetati-
onsstrukturen geschaffen, die Lebensräume für zahlreiche Tiere sein werden. 

Auch die Ausweisung von Badebereichen folgt der Umsetzung des Entwicklungsziels, entspre-
chend andere Teilbereiche zu schonen, um eine ungestörte Entwicklung der Ufervegetation zu 
gewährleisten. 

Entscheidungsvorschlag 
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Die Anregung wurde in den Festsetzungen des Bebauun gsplans bereits berücksichtigt. 

 

A.7  Forderung nach naturnaher Entwicklung und Beac htung der Belange des Natur-
schutzes 

Es wird gefordert, dass sich bestehende Flächen naturnah entwickeln sollen. Gehölzanpflanzun-
gen sind nicht notwendig, da sich diese durch Sukzession entwickeln können. Kleingewässer 
sollen erhalten werden. Die Belange des Naturschutzes sind vorrangig zu beachten. Die beste-
henden Ausgleichsmaßnahmen sollen erhalten bleiben. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Dem Naturschutz wird im Rahmen der Planung insofern eine vorrangige Bedeutung beigemes-
sen, als frühzeitig floristische und faunistische Sonderuntersuchungen durchgeführt worden sind. 
Im Bebauungsplan sind dem folgend aus Sicht des Naturschutzes wertvolle Flächen (Wald, § 30-
Biotope nach BNatSchG…) als zu erhaltend gekennzeichnet worden. Bereits realisierte Aus-
gleichsmaßnahmen sind nachrichtlich übernommen worden. Hinsichtlich des Vorkommens ge-
schützter Tierarten sind Maßnahmen zum Erhalt der Populationen im Planungsraum festgesetzt 
worden. Für Neuanpflanzungen z.B. auf dem Golfplatz sind nur heimische Gehölze zulässig. 
Hiervon unberührt bleibt, dass sich auf Flächen, die entsprechend den Festsetzungen naturbe-
lassen bleiben (z. B. Roughflächen und extensiv genutzte naturnahe Zwischenräume auf der 
Golfplatzanlage) auch durch weitere Sukzession zusätzliche Gehölzanpflanzungen ergeben kön-
nen. Im Plangebiet etwaige vorhandene Kleingewässer werden von expliziten Festsetzungen des 
Bebauungsplans nicht erfasst, so dass dieser mit seinen Festsetzungen deren Erhalt zumindest 
nicht entgegensteht. 

Mit einem vielschichtigen Maßnahmenpaket wird den Belangen von Natur und Landschaft ge-
bührend Rechnung getragen. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt.  

 

A.8 Hinweis auf Vorkommen von Rote-Liste-Arten und damit verbunden fehlender 
Nachweis der Erforderlichkeit von Umsiedlungsmaßnah men 

Vorkommen geschützter Pflanzenarten sowie Arten der Roten Liste im Gebiet, die umgesiedelt 
werden sollen, Umsiedlung letzte Möglichkeit, der Nachweis der Erforderlichkeit fehlt 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Arten der Halbtrockenrasen und des wechselfeuchten Grünlandes sowie besonders geschützte 
Pflanzenarten i. S. des § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG und Arten der Roten-Liste sind im Bereich 
der Deponie kartiert worden. Die Standorte sind in den Anlagen 4 und 5 zur Begründung ge-
kennzeichnet. Zum Schutz und Erhalt der Standorte mit o. g. Pflanzenarten ist festgesetzt, dass 
durch Mahdintensivierung und anschließendes Entfernen des Mahdgutes Halbtrockenrasen zu 
entwickeln sind. Auf weniger intensiv genutzten Flächen der Golfanlage ist eine Mulchansaat nur 
unter Verwendung von auf der Deponiefläche gewonnenem Mulch zulässig, damit keine stand-
ortfremden Arten eingebracht werden.  

Im Bebauungsplan sind aus Sicht des Naturschutzes wertvolle Flächen, wie die § 30-Biotope 
nach BNatSchG, in welchen vornehmlich die o. g. Pflanzenarten vorkommen, als zu erhaltend 
gekennzeichnet worden. Durch die festgesetzten Maßnahmen sollen zum Erhalt und Schutz 
mögliche Umsiedlungen vermieden werden. Die Rote Liste bedingt grundsätzlich keinen Schutz-
status für Pflanzen und Tiere, sie gibt lediglich den Gefährdungsstatus des Vorkommens der Art 
im Bundesland bzw. der Bundesrepublik an. 

Umsiedlungen sind für die auf der Deponie vorkommenden Zauneidechsen vorgesehen. Zau-
neidechsen sind eine besonders geschützte Art nach Anhang IV der FFH-Richtlinie. Diese unter-
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liegen daher dem Artenschutz nach § 44 BNatSchG, nach dem ein Töten von Individuen verbo-
ten ist. Um diesen Verbotstatbestand zu verhindern, werden die Zauneidechsen umgesiedelt. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan berücksichtigt.   

 

A.9 Hinweis auf Nichtbeachtung des Naturschutzes 
Geplante Eingriffe sind unverzeihlich, Naturschutz wird missachtet. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Nach § 1 Abs. 6 Ziffer 7 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne insbesondere die Be-
lange des Umwelt- und Naturschutzes zu berücksichtigen. Die Auswirkungen der Planung auf 
Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Klima, Luft, Landschaft und biologische Vielfalt sind im Rahmen 
dessen bewertet worden. Für unvermeidbare Eingriffe sind, wie es der Gesetzgeber in § 1a Abs. 
3 BauGB festlegt, Verminderungs- und Ausgleichsmaßnahmen im Bebauungsplan festgesetzt 
worden.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde in den Festsetzungen des Bebauun gsplans bereits berücksichtigt. 

 

A.10 Übernutzung und Beeinträchtigung des naturnahe n Charakters des Sees 

Die vorliegende Planung führt zur Übernutzung und somit zur Beeinträchtigung des naturnahen 
Charakters des Sees. 

 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Der Erholungsraum Hufeisensee wird mit Umsetzung des Bebauungsplanes seinen Charakter 
verändern. Die flächenmäßig dominierende Landwirtschaft wird nur noch im Norden des Sees 
und auf Teilen der Innenkippe stattfinden. Im Westen erfolgt mit Fußballgolfen und Golfplatz eine 
Veränderung der Flächennutzung dahingehend, dass die Flächen durch Spielbahnen und exten-
sivierte Grünflächen gegliedert werden. Damit erfolgt einerseits eine Bereicherung des Land-
schaftsbildes im Vergleich zu der bestehenden ausgeräumten Ackerflur und andererseits vermit-
teln die in diese Landschaft eingebetteten Spielbahnen einen naturnahen Charakter.  

Hinsichtlich der festgesetzten Wasserskinutzung ist darauf hinzuweisen, dass diese Nutzung 
bereits vorhanden ist. Auf die Festsetzung der Wakeboardanlage wird im weiteren Verfahren 
verzichtet.  

Von der Planung sind die Uferbereiche, die derzeit den naturnahen Charakter vermitteln insoweit 
betroffen, als an drei Uferabschnitten Badebereiche ausgewiesen werden. Zwei der drei Bade-
bereiche werden heute bereits intensiv genutzt, da die Badebereiche im Norden und Süden des 
Sees bereits vorhanden sind.  

Mit der Festsetzung von Badebereichen sollen andere Uferbereiche geschont werden, um an 
diesen eine ungestörte Entwicklung der Ufervegetation zu gewährleisten. Auch die Gehölz- und 
Waldflächen bleiben erhalten. 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass sich der Erholungsraum mit den neuen Nutzungen 
verändern wird, die den naturnahen Charakter prägenden Uferbereiche und Gehölzflächen erhal-
ten bleiben und durch neue Gehölzanpflanzungen ergänzt werden. Eine Übernutzung ist nicht zu 
erwarten. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde in den Festsetzungen des Bebauun gsplans bereits berücksichtigt.  
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A.11 Maßnahmen nicht artenschutzrechtgerecht  

Die geplanten Maßnahmen werden dem Artenschutz nicht gerecht. 

 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Zum Schutz besonders oder streng geschützter Arten sind umfangreiche Maßnahmen festge-
setzt sowie Hinweise auf der Planzeichnung aufgebracht worden. Diese Maßnahmen und Hin-
weise sind mit der oberen und unteren Naturschutzbehörde abgestimmt worden. Ihre Wirksam-
keit wird in einem nachfolgenden Monitoring kontrolliert. Bei nicht ausreichender Funktionsfähig-
keit können dann zeitnah gegensteuernde Maßnahmen durch die jeweils zuständige Natur-
schutzbehörde festgelegt werden. Die Zeitspannen wurden seitens des Gutachters in Abhängig-
keit der betroffenen Art festgelegt. Eine Verletzung artenschutzrechtlicher Regelungen ist daher 
nicht zu erkennen. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt.  

 

A.12 Befürchtete Zersiedelung der Landschaft 

Die Planungen rund um den See führen zu einer Zersiedelung der Landschaft. 

 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Mit dem Bebauungsplan werden Voraussetzungen zur Entwicklung des Erholungsraumes ge-
schaffen, vorhandene Nutzungen gesichert und neue Nutzungen planungsrechtlich vorbereitet. 
Die Bauleitplanung dient der geordneten städtebaulichen Entwicklung und Ordnung. Das Planer-
fordernis, das die Bauleitplanung für den Hufeisensee legitimiert (§ 1 Abs. 3 BauGB) dient dem 
Zweck, das Areal des Hufeisensee vor unkontrollierten städtebaulichen Entwicklungen, wie auch 
die Zersiedelung der Landschaft eine ist, zu schützen. 

Darüber hinaus befindet sich der Erholungsraum unmittelbar am Stadtrand. Im Norden grenzt die 
Siedlung Büschdorf an, im Westen das Gewerbegebiet Halle-Ost, im Südwesten der Einkaufs-
park Bruckdorf und im Südosten Kanena. Über die angrenzenden Straßen ist der Raum gut er-
reichbar und hat so eine erhebliche Naherholungsfunktion für die Stadt Halle.  

Eine Zersiedelung ist aufgrund der dezidierten Festsetzungen des Bebauungsplanes daher nicht 
zu befürchten. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  

 

 

A.13 Fehlende Erfassungen über eine Vegetationsperi ode sowie bis zur Reideaue 

Erfassungen von Flora und Fauna sollten mindestens eine vollständige Vegetationsperiode um-
fassen und bis zur Reideaue ausgeweitet werden. Bestimmte Tierarten wurden nicht untersucht 
(Biber, Fischotter, Schwarz- und Mittelspecht, Libellen). 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Die Erfassungen der Tiere sind 2012 und 2013 durchgeführt worden, so dass das Arteninventar 
über den Zeitraum einer vollständigen Vegetationsperiode kartiert wurde. Die Kartierung der Ve-
getationsstrukturen im Plangebiet erfolgte unter Berücksichtigung der vorhandenen Habitat-
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strukturen. Im Bereich der Deponie erfolgten mehrfache Begehungen im Frühjahr/Sommer 2013. 
Die Ackerflächen wurden zweimal begangen.  

Der Untersuchungsraum wurde unter Berücksichtigung der zu erwartenden Auswirkungen der 
geplanten Vorhaben auf Natur und Landschaft sowie der Nutzungen auch in den angrenzenden 
Bereichen festgelegt. Ein Einbeziehen der Reideaue erfolgte im Hinblick auf das Vorkommen der 
Elbebiber. Die Biberburg befindet sich nicht innerhalb des Plangebietes. Seitens des Gutachters 
erfolgte  dazu dennoch eine gezielte Suche. Da auch in den Uferbereich nicht eingegriffen wird, 
tritt kein Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ein. 

Im Rahmen einer Relevanzprüfung wurde durch den Gutachter eingeschätzt, dass kein Libellen-
vorkommen zu erwarten ist, da ein artspezifisch geeignetes Habitatangebot fehlt (siehe Tab. 2 
Artenschutzbeitrag). Für den Fischotter wurde ein potenzielles Vorkommen ermittelt, konnte aber 
im Rahmen der Erfassungen nicht nachgewiesen werden. Schwarz- und Mittelspecht sind Arten 
der Eichenwälder, die am Hufeisensee nicht vorkommen. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde in den Festsetzungen des Bebauun gsplans bereits berücksichtigt. 

 

A.14 Nichtbeachtung der Vegetation auf Deponie 

Die vorhandene Vegetation auf der Deponie wurde nicht ausreichend beachtet. Der gegenwärti-
ge Zustand stellt ein § 30 Biotop dar. Der Eingriff ist nicht akzeptabel. Es wird der weitmöglichste 
Erhalt des Halbtrockenrasens gefordert. Der Erhalt dient auch der Verbesserung des Klimas.  

Stellungnahme der Verwaltung: 

Auf der Deponie sind im Jahr 2013 Kartierungen der Vegetationsstrukturen  erfolgt. Die Ergeb-
nisse der Kartierungen sind in die Festsetzungen des Bebauungsplans übernommen worden. 
Nach Einschätzung des Gutachters handelt es sich bei den wertvollen Bereichen um Halbtro-
ckenrasen auf Sekundärstandorten, die im Bebauungsplan vollständig als geschützte Biotope 
gekennzeichnet sind.  

Die Eingriffe in die Vegetationsstrukturen und das Landschaftsbild sind für den gesamten Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes, so auch für die Deponiefläche, bewertet worden. Auswir-
kungen auf das Klima sind nicht zu erwarten, da auf der Deponie keine Bebauung zulässig ist. 
Der Erhalt dieser Flächen folgt ohnedies unmittelbar aus § 30 Bundesnaturschutzgesetz. Auch 
die Standorte der geschützten Pflanzenarten sind den Anlagen 4 und 5 zu entnehmen. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde in den Festsetzungen des Bebauun gsplans bereits berücksichtigt. 

 

A.15 Befürchtete Zerstörung von Schilf- und Saumstr eifen 

Im West- und Nordbereich werden durch die Planung wertvolle Schilf- und Saumstreifen zerstört. 
Der Erhalt von Pufferzonen wird gefordert. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Die Bereiche mit Schilf- und Saumstreifen in den Uferbereichen des Sees sind durch einen Gut-
achter erfasst und bewertet und die Schilfröhrichte im Bebauungsplan als § 30 Biotope gekenn-
zeichnet worden. Sollten für die Herstellung der Badebereiche Schilfröhrichte in Anspruch ge-
nommen werden, ist dafür eine Genehmigung von der unteren Naturschutzbehörde einzuholen. 
Diese ist seitens der Naturschutzbehörde, vorausgesetzt die Eingriffe werden durch Verpflan-
zung innerhalb des Sees in Abstimmung mit der Naturschutzbehörde ausgeglichen, in Aussicht 
gestellt worden (vgl. hierzu textliche Festsetzung 5.1.1 und Pkt. 7.2.1 der Begründung zum Be-
bauungsplan). Darüber hinaus werden alle geschützten Bereiche erhalten. 

Entscheidungsvorschlag:  
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Die Anregung wurde in den Festsetzungen des Bebauun gsplans bereits berücksichtigt.  

 

A.16 Fehlende Festsetzung zum Einsatz von Pflanzens chutzmitteln 

Spezifisch wirkende Pflanzenschutzmittel sollten durch Festsetzungen genauer definiert werden. 
Der generelle Einsatz sollte unterbunden bzw. eingeschränkt werden. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Wie in der Begründung zum Bebauungsplan bereits ausgeführt, soll der Golfplatz gemäß der 
Vorgaben „Natur und Landschaft“, die seitens des Deutschen Golfverbandes mit dem Natur-
schutzbund Deutschland erarbeitet worden sind, angelegt werden. Schwerpunkt dieser Vorgaben 
ist das Pflegeregime, das auf eine Minimierung der Aufwendungen für Pflanzenschutzmittel zielt. 

Im Bebauungsplan können Handlungsempfehlungen, da es ihnen, gemäß der einschlägigen 
Rechtsprechung, an einer städtebaulichen Begründung mangelt, nicht festgesetzt werden. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  

 

A.17 Forderung nach Erhalt der Waldflächen 

Als „Wald“ definierte Flächen sollen erhalten bleiben und nicht in Grünfläche umgewandelt wer-
den. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Im Bestandsplan sind alle bei der unteren Forstbehörde geführten Waldflächen dargestellt. Diese 
sind in den Bebauungsplan übernommen worden. Lediglich für den Parkplatz P 1 sowie am 
Büschdorfer Loch müssen Waldflächen in Anspruch genommen werden. Am Büschdorfer Loch 
erfolgt auf Teilflächen eine Änderung der Nutzungsart, so dass gemäß Waldgesetz von einer 
Waldumwandlung auszugehen ist. Diese Flächen werden daher als Grünflächen für den Golf-
sport dargestellt. Diese Inanspruchnahme führt nicht zwingend zu einer Rodung der Flächen. Der 
in Anspruch zu nehmende Wald wird innerhalb des Plangebietes durch Aufforstungen ersetzt. 

 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan bereits berücksi chtigt.  

 

A.18 Unvollständige Darstellung geschützter Biotope  

Im Bereich der am westlichen Seeufer vorgesehenen Badestelle befindet sich Röhricht, bei dem 
es sich i.S. v. § 30 Abs. 2 Nr. 2 BNatSchG um ein geschütztes Biotop handelt. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

In den Planunterlagen sind alle bei der unteren Naturschutzbehörde erfassten geschützten Bio-
tope nach einer Überprüfung durch einen anerkannten Gutachter hinsichtlich ihrer Schutzwürdig-
keit übernommen worden. Im Bereich des künftigen Badebereiches am Westufer ist das Röhricht 
durch den bereits dort stattfindenden Badebetrieb gestört. Unter Punkt 13.3 der Begründung wird 
dargestellt, wie mit den Röhrichten umzugehen ist, sollten diese bei der Herrichtung des Badebe-
reiches am Westufer entfernt werden müssen. Das Anpflanzen soll im sogenannten Büschdorfer 
Loch erfolgen, in dem eine geeignete Flachwasserzone vorhanden oder auszubilden ist.  

Wird in diesem Uferbereich eine Steganlage errichtet bzw. ein Bootsverleih zugelassen, ist dafür 
jeweils eine wasserrechtliche Erlaubnis notwendig, in deren Beantragung Belange von Natur und 
Landschaft gleichfalls betrachtet werden müssen. Seitens der unteren Naturschutzbehörde ist 
die Erteilung einer Ausnahme in Aussicht gestellt worden. Die Detailabstimmungen erfolgen im 
Rahmen der jeweiligen Objektplanung. 
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Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan bereits berücksi chtigt.  

 

A.19 Unzureichende Festsetzung 6.4 

In der Festsetzung 6.4 wird die Entwicklung eines Halbtrockenrasens auf 500 m2 festgesetzt. Ein 
Überspielen, Beregnen und Anwenden von Düngemitteln und Herbiziden sollte ausgeschlossen 
werden. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Der Erhalt und die Entwicklung eines Halbtrockenrasens schließt ein Beregnen sowie den Ein-
satz von Düngemitteln und Herbiziden aus, ohne explizit über eine Festsetzung ausgeschlossen 
zu können, da dem Ausschluss von Herbiziden die bodenrechtliche Relevanz fehlt und eine sol-
che damit nicht festsetzungsfähig wäre. Ein Überspielen der Flächen hingegen ist für die Ent-
wicklung des Halbtrockenrasens unschädlich.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung ist für die Inhalte des Bebauungsplans  nicht relevant.  

 

A.20 Unzureichende Festsetzungen 6.5.4 Schutz der Z auneidechse und 6.5.5 Schutz des 
Nachtkerzenschwärmers 

Es wird nicht festgehalten was zu erfolgen hat, wenn diese Maßnahmen nicht zum gewünschten 
Erfolg führen, keine Ersatzmaßnahmen definiert. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

In der Festsetzung 6.5.4 wird das Absammeln von Zauneidechsen innerhalb der auf der Deponie 
zu errichtenden Spielbahnen festgesetzt. Der Baubeginn für den Golfplatz ist erst zulässig, wenn 
die noch zu definierende Anzahl von Individuen abgesammelt worden ist. Dafür kann es daher 
keine Ersatzmaßnahme geben.  

Hinsichtlich des Nachtkerzenschwärmers ist unter Punkt 6.5.5 eindeutig definiert, dass die Be-
stände der Futterpflanzen von einer Inanspruchnahme auszunehmen sind oder die Pflanzen um-
zusetzen sind. Da der Nachtkerzenschwärmer an diese Pflanzen gebunden ist, ist bei einem 
Erhalt der Pflanzen auch der Fortbestand seines Vorkommens gesichert. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  

 

A.21 CEF-Maßnahmen lebensfremd und nicht funktionsf ähig 

Die gesamten CEF-Maßnahmen sind inhaltlich vollkommen lebensfremd und nicht funktionsfä-
hig. Hier ist erkennbar wie erzwungen diese Maßnahmen sind, damit etwas auf dem Papier 
steht. Eine Machbarkeit ist in keinem Fall gegeben. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Die Artenschutzprüfung einschließlich der artenschutzrechtlichen Maßnahmen sowie des Monito-
rings sind durch einen anerkannten Gutachter erarbeitet worden und mit den zuständigen Natur-
schutzbehörden abgestimmt worden. Von diesen liegt die Zustimmung zum Umfang der Maß-
nahmen vor. Die festgesetzten Maßnahmen berücksichtigen die Ansprüche der jeweiligen Art. 
Die Funktionsfähigkeit der Maßnahmen wird zudem über ein Monitoring kontrolliert.  

Für die Maßnahme M 2 ist festzustellen, dass diese Fläche im Zuge der Herstellung des Golf-
platzes durch die Spielbahnen, Gehölz- und Baumanpflanzungen, Hochstaudenfluren und Teiche 
vielfältig strukturiert wird. Mit dieser Strukturierung werden vielfältige Lebensräume für Tiere an-
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gelegt und entwickelt. Eine Beregnung und das Ausbringen von Dünger und Herbiziden erfolgt, 
nur wenn unbedingt erforderlich, lediglich auf den Spielbahnen. Keinesfalls findet das z. B. in den 
anzulegenden Gehölzflächen statt. Da die genannten Vogelarten auch jetzt am Hufeisensee vor-
kommen und mit dem Golfplatz keine erhebliche Zunahme von Besuchern gegenüber der bereits 
bestehenden Freizeit- und Naherholungsnutzung verbunden sein wird, ist eine Beunruhigung der 
Tiere zudem nicht zu erwarten.  

Auf der Innenkippe (Maßnahme M 6) werden ergänzend zu den hier bereits vorgenommenen 
Ausgleichsmaßnahmen Requisiten für Zauneidechsen eingebracht. Eine Eignung der Innenkippe 
ist aufgrund der bereits vorhandenen Vegetationsausstattung und unter Berücksichtigung des 
Entwicklungszieles dieser Ausgleichsmaßnahme gegeben.  

Auf der Deponie werden die wertvollen Vegetationsstrukturen erhalten. Zauneidechsen werden 
nur in den umzugestaltenden Flächen abgesammelt. Auch für diese Maßnahme (M 3) ist das 
grundsätzliche Vorgehen mit den zuständigen Naturschutzbehörden abgestimmt. 

Unter Berücksichtigung der Artenschutzmaßnahmen und des Erhaltungsgebotes für die Halbtro-
ckenrasen stehen naturschutzfachliche Belange der Umsetzung des Bebauungsplanes nicht 
entgegen. Wie den Ausführungen in der Begründung zu entnehmen ist, werden durch seine Um-
setzung keine Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ausgelöst. 

In die Maßnahmendefinition sind auch Erfahrungen anderer Golfplätze eingeflossen, auf denen 
die Vereinbarkeit von Golf und Natur bereits praktiziert wird (vgl. National Geographic Deutsch-
land, Heft 10/2012, Seite(n) 24 bis 30). 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkung auf die Planinhal te des Bebauungsplanes.  

 

A.22 Forderung nach Korrektur der Eingriffsbilanzie rung 

Die Einschätzung des Schutzgutes Tiere ist zu gering, daher ist die Bilanzierung unzutreffend, zu 
korrigieren und entsprechend in das Gesamtergebnis einzustellen. 

Die Badebereiche sind nicht den Biotopen zuzuordnen, private Grünflächen besitzen nicht den 
Wertfaktor 7, sondern 4 für Sport-, Spiel- und Erholungsanlagen. 

Erheblichen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes und Gehölzverlust mit zusätzlichen Aus-
gleichsmaßnahmen ist entgegen zu wirken. 

Der Ausbau der Schkeuditzer Straße ist in die Bilanz aufzunehmen. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Unter Berücksichtigung der Artenvielfalt im Plangebiet insgesamt ist die Bewertung des Schutz-
gutes Tiere angemessen. Auf die Bilanzierung hat diese Bewertung keinen Einfluss, da das Be-
wertungsmodell des Landes Sachsen-Anhalt auf Biotoptypen abstellt.  

Die Badebereiche sind als naturnahe Badestellen mit extensiv genutzten Liegewiesen, zu erhal-
tendem Ufergehölzbestand und partiellen Verbreiterungen geplant. Sie sind nicht mit künstlichen 
Badestellen in einem Freibad vergleichbar. Bei der Bilanzierung ist die Minderung des Biotopwer-
tes durch die Nutzungsintensivierung berücksichtigt.  

Für den Golfplatz ist eine Mischbewertung vorgenommen worden, da die Flächenanteile für 
Spielbahnen (Wertfaktor 4) und beispielsweise Gehölze (Wertfaktor 16) von der Objektplanung 
für den Golfplatz abhängt und deshalb im Rahmen eines Angebotsbebauungsplans nicht ganz 
exakt abgeschätzt werden können. Eine Bewertung mit dem Faktor 7 (Scherrasen) ist daher an-
gemessen und berücksichtigt, dass auch die Spielbahnen mit Rasen bestanden sind, auch wenn 
dieser sehr intensiv gepflegt werden wird. 

Die Eingriffsbilanzierung weist ein positives Ergebnis auf. Es ergibt sich daraus kein Bedarf wei-
terer Ausgleichsmaßnahmen. Die Gehölzverluste werden innerhalb des Plangebietes durch 
Neuanpflanzungen ausgeglichen. Auch die verbal-argumentative Bewertung zum Landschafts-
bild kommt zu dem Ergebnis, dass die Veränderung des Landschaftsbildes keine erhebliche 
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nachteilige Beeinträchtigung darstellt. Mit dem Golfplatz wird eine Strukturierung der Ackerfläche 
vorgenommen, die einen hohen Gehölzanteil aufweisen wird, so dass der künstliche Charakter 
der Spielbahnen durchbrochen wird. 

Der Ausbau der Schkeuditzer Straße ist bereits in der Bilanzierung berücksichtigt. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt. 

 

A.23 Befürchtete Vergrämung der Fauna 

Durch geplante Nutzungen wird befürchtet, dass keine noch so robuste Fauna in diesem Umfeld 
von Bestand sein wird, welche bisher in den meisten Bereichen nahezu völlig ungestört war. Es 
wird eine dauerhafte Vergrämung vorzufindender Arten befürchtet. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Mit dem Bebauungsplan wird die bislang intensiv genutzte Ackerfläche in einen Golfplatz umge-
nutzt. Der Golfplatz wird durch Gehölzflächen, Bäume, Teiche und Grasflure strukturiert, so dass 
sich vielfältige Lebensräume auch für die Fauna entwickeln werden. Mit der Umsetzung des Be-
bauungsplanes wird zusätzlich zu dem geplanten Golfplatz die Anlage eines stadtnahen Cam-
pingplatzes als neue Nutzung am Hufeisensee ermöglicht. Golfsport ist eine Sportart, die keine 
Beunruhigung der Fauna z.B. durch Lärm mit sich bringt. Der Campingplatz weist nur eine sehr 
geringe Größe auf, so dass Störungen zu vernachlässigen sind. Im übrigen Bereich entlang des 
Sees werden die Badebereiche geordnet. Dadurch entstehen gegenüber dem Bestand intensiver 
und extensiver genutzte Bereiche.  

Es ist davon auszugehen, dass durch die geordneten Badeverhältnisse einerseits und die Aus-
bildung besonders badefreier Bereiche über weite Uferbereiche hinweg andererseits für letztere 
eine geringere Störung der Fauna eintreten wird, als dies bisher der Fall oder auch nur möglich 
ist, da sich diese in den badefreien Bereichen ungestörter wird entfalten können. Ein Vergrämen 
von Tieren ist daher nicht zu erwarten. 

 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkung auf die Planinhal te des Bebauungsplanes. 

 

A.24 Befürchtete Ausräumung der Landschaft 

Es ist durchaus möglich, eine bisher ausgeräumte Landschaft aufzuwerten. Doch hier ist es so, 
dass die gesamte Golffläche vor Baubeginn komplett  - um den Eingriffstatbestand zu vermeiden 
– ausgeräumt wird. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Der Golfplatz wird überwiegend im Bereich der derzeit als Acker genutzten Flächen angelegt, die 
im Bestand keine Gliederung z.B. durch Feldgehölze oder Hecken aufweisen. Insofern ist der 
Bestand als ausgeräumte Landschaft zu definieren. Auf der Deponie werden lediglich die Spiel-
bahnen mit Baubeginn von Vegetation beräumt. Der damit verbundene Eingriff ist in der Eingriffs-
Ausgleichs-Bilanzierung als Eingriff bewertet worden.  

Es ist demzufolge nicht zutreffend, dass die gesamte Landschaft ausgeräumt wird. Die Wald- 
und Gehölzbestände sowie die Offenlandbereiche auf der Innenkippe werden erhalten. Für alle 
hier vorkommenden Tiere werden die Brutplätze bzw. Lebensräume erhalten. Durch die auf dem 
Golfplatz geplante Anlage von Gehölzflächen, Einzelbäumen, Gras- und Staudenfluren werden 
vielfältige neue Lebensräume und Strukturen für verschieden Tier- und Pflanzenarten geschaf-
fen. 
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Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkung auf die Planinhal te des Bebauungsplanes. 

 

A.25 Unzulässigkeit der Festsetzung zu Stellplätzen  

Die Ausweisung von Stellplätzen ist keine Artenschutzmaßnahme, auch wenn sie nicht versiegelt 
werden sollen. Dies ist aus der Bilanz herauszunehmen. Diese Ausweisung ist unzulässig. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Die Festsetzung zum Versiegelungsgrad der Stellplätze ist eine Maßnahme für den Bodenschutz 
und daher entgegen der Anregung eine Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB. Hierunter sind nicht nur reine 
Festsetzungen zum Artenschutz zu fassen. In der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung sind die Flä-
chen entsprechend der Festsetzung berücksichtigt. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt. 

 

A.26 Verwendung des Wortes „gebietsheimisch“ in der  Festsetzung 6.2 

In der Festsetzung 6.2 sollen statt heimischer gebietsheimische, standortgerechte Gehölze ver-
wendet werden. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Das Wort“ heimisch“ wird durch „gebietsheimisch“ in der Festsetzung 6.2 ersetzt. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan berücksichtigt. 

 

A.27 Befürchtete Inanspruchnahme von Halbtrockenras en 

Halbtrockenrasenflächen sind geschützt nach § 30 BNatSchG, so dass Handlungen verboten 
sind, die zu deren Zerstörung führen. Die partielle Inanspruchnahme und das Überspielen sind 
unzulässig. Die Auswirkungen auf die Halbtrockenrasenflächen bei einer Golfplatznutzung wur-
den nicht analysiert. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

In der Begründung unter Punkt 6.9 wird auf den Schutzstatus dieser Halbtrockenrasen hingewie-
sen. Im Bebauungsplan sind aus Sicht des Naturschutzes wertvolle Flächen, wie die § 30-
Biotope, als zu erhaltend gekennzeichnet worden. Diese Flächen sind daher bei der Golfplatz-
planung zu beachten. Eine Inanspruchnahme kann, wenn sie sich nicht vermeiden lässt, mit ei-
ner ausnahmsweisen Befreiung gemäß § 67 BNatSchG durch die untere Naturschutzbehörde 
zugelassen werden. Diese Inanspruchnahme ist dann selbstverständlich auszugleichen. Auf-
grund der standörtlichen Bedingungen kann sich Halbtrockenrasen durch ein entsprechendes 
Pflegeregime auf der Deponie entwickeln. Die partielle Inanspruchnahme und das Überspielen 
sind demnach durchaus zulässig. 

Zudem ist darauf zu verweisen, dass die vorhandenen Halbtrockenrasenflächen bei einem Aus-
bleiben einer Pflege verbuschen bzw. durch die voranschreitende Calamagrostis-Flur zurückge-
drängt werden. Diese Pflege wird künftig durch den Golfplatzbetreiber durchgeführt. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan bereits berücksi chtigt. 

 



56 

 

A.28 Befürchtete Inanspruchnahme von § 30 Biotopen 

Röhricht- und Halbtrockenrasenflächen sind nach § 30 BNatSchG geschützt. Ausnahmen zur 
Inanspruchnahme sind unzulässig, da die Eingriffe nicht ausgeglichen werden können 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Eine Inanspruchnahme der genannten Biotope kann mit einer ausnahmsweisen Befreiung ge-
mäß § 67 BNatSchG durch die untere Naturschutzbehörde zugelassen werden. Diese Inan-
spruchnahme ist dann selbstverständlich auszugleichen. Aufgrund der standörtlichen Bedingun-
gen kann sich Halbtrockenrasen durch ein entsprechendes Pflegeregime auf der Deponie entwi-
ckeln. Auch wird seitens der Naturschutzbehörde ein Umsetzen des Röhrichtes als machbar ein-
geschätzt. Von daher wurde durch die untere Naturschutzbehörde die Erteilung einer Ausnah-
megenehmigung in Aussicht gestellt. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt. 

 

 

A.29 Unzureichende Artenschutzuntersuchungen 

Die Begehungen im Jahr 2013 waren unzureichend. Die fachliche Kompetenz bei der Untersu-
chung wird angezweifelt. Die Angaben eines Ornithologen zeigen keine Übereinstimmung mit 
Ergebnissen im Artenschutzbeitrag, 

 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Der Artenschutzbeitrag einschließlich der Kartierungen ist durch ein fachlich anerkanntes Büro 
erstellt worden. Die zu untersuchenden Arten sind mit der unteren Naturschutzbehörde abge-
stimmt worden. Zu den Erfassungsmethoden sind die anerkannten Standards angewendet wor-
den, die auch im Artenschutzbeitrag zum Bebauungsplan benannt sind.  

Die Erfassungen sind in den Jahren 2012 und 2013 zu verschiedenen Zeitpunkten und mehrfach 
erfolgt. Die Ergebnisse sind in den faunistischen Sonderuntersuchungen dargelegt. Im Arten-
schutzbeitrag werden auf der Grundlage einer Relevanzprüfung nur die Arten mit einer mögli-
chen Betroffenheit abgeprüft. 

Zweifel an der Aussagekraft des Gutachterbüros und der durchgeführten Untersuchung sind da-
her nicht begründet. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes. 

 

A.30 Befürchtete Gefahren für den Biber 

Die Lebensbedingungen im Reidezufluss sind nicht mehr optimal Der sinkende Wasserspiegel 
im Hufeisensee vergrämt Biber. Die sofortige Beseitigung des Gitters am Reideüberlauf wird ge-
fordert. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Das im Überlauf vorhandene Schutzgitter verhindert, dass der Biber den Überlaufgraben für die 
Wanderung nutzen kann. Er quert derzeit die Straße. Mit dem Entfernen des Gitters wird der  
Überlauf für den Biber durchlässig gestaltet, was eine wesentliche Verbesserung bedeutet. 

Nach bisherigen Berechnungen wird für die Bewässerung des Golfplatzes weniger Wasser aus 
dem See entnommen, als derzeit über den Überlauf abfließt. Ein absinken des Wasserspiegels 
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ist daher nicht zu erwarten. Eine Beeinträchtigung des Bibers kann damit auch nicht abgeleitet 
werden. 

Das Entfernen des Gitters am Reideüberlauf ist als artenschutzrechtliche Maßnahme im Bebau-
ungsplan festgesetzt. Diese Maßnahme ist durch die Stadt Halle umzusetzen. Sie steht aber 
nicht in einem unmittelbaren Zusammenhang zu einem Eingriff, sondern ist vielmehr eine Maß-
nahme zur allgemeinen Verbesserung der Lebensbedingungen unabhängig von geplanten Nut-
zungen. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes. 

 

A.31 Befürchtete Gefahren für Feldlerchen 

Innerhalb des Golfplatzes sollen laut Festsetzung 20 jeweils 20 m² große Lerchenfelder angelegt 
werden. Diese gleichen den Habitatentzug jedoch nicht aus. Des Weiteren stellen Publikumsver-
kehr und Beleuchtung ein großes Störpotenzial dar. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Auf dem Golfplatz sollen 20 Lerchenfenster zu je 20 m² angelegt werden. Die Anzahl leitet sich 
aus der Größe des Habitatentzuges und der erfassten Anzahl an Brutpaaren ab. Sie ist daher 
angemessen. 

Es wird darauf verzichtet, die Beleuchtung des Golfplatzes textlich festzusetzen. Sondern im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens für den Golfplatz  ist durch einen Lichtplaner nachzuwei-
sen, dass die Maßnahmen der LAI-Richtlinie (Richtlinie zur Messung und Beurteilung von 
Lichtimmissionen) zum Schutz von Vögeln und Insekten eingehalten werden.  

Störungen für Feldlerchen ergeben sich bereits jetzt durch die Pflege der Ackerflächen. In Jahren 
mit einem Hackfrucht- oder Maisanbau findet sie keinen geeigneten Brutplatz im Geltungsbe-
reich. Mit der Anlage und Pflege der Lerchenfenster auf dem Golfplatz kann die Population daher 
sogar stabilisiert werden. 

Die befürchteten Gefahren für die Feldlerche sind daher unbegründet. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan teilweise berück sichtigt. 

 

A.32 Befürchtete Gefahren für Fledermäuse 

Wo sollen 20 Fledermauskästen angebracht werden? Beeinträchtigung der Fledermäuse erfolgt 
auch durch die Beleuchtung des Golfplatzes. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Es wird darauf verzichtet, die Beleuchtung des Golfplatzes textlich festzusetzen. Sondern im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens für den Golfplatz  ist durch einen Lichtplaner nachzuwei-
sen, dass die Maßnahmen der LAI-Richtlinie (Richtlinie zur Messung und Beurteilung von 
Lichtimmissionen) zum Schutz von Vögeln und Insekten eingehalten werden.  

Die Abstimmungen zu den expliziten Standorten der Fledermauskästen innerhalb der Maßnah-
menflächen M 3 und M 8 sind mit der unteren Naturschutzbehörde dem B-Planverfahren nachge-
lagert zu führen. Die sich aus den Festsetzungen des Bebauungsplans ergebende Anzahl von 
Fledermauskästen ist dabei verpflichtend. Mit den Ersatzquartieren können die vorhandenen 
Populationen stabilisiert werden. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan teilwiese berück sichtigt. 
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A.33 Befürchtete Gefahren für Zauneidechsen 

Welche Maßnahmen sind geplant, wenn das Absammeln nicht gelingt. Eine artenschutzrechtli-
che Ausnahme ist zu begründen. Art soll ausgerottet werden. Das Maßnahmenblatt ist zu unbe-
stimmt 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Das Absammeln der Zauneidechsen wird durch einen Gutachter mit einer entsprechenden Fach-
kompetenz in enger Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde erfolgen, um ein erfolgrei-
ches Absammeln der Tiere abzusichern. Eine Freigabe des Baubeginns wird erst bei Erfolg des 
Absammelns erteilt. 

Eine artenschutzrechtliche Ausnahme kann gemäß § 67 BNatSchG nicht erteilt werden, da die 
Voraussetzungen hinsichtlich der Begründung fehlen. 

Das Maßnahmenblatt einschließlich der beschriebenen Maßnahmen entspricht dem fachlichen 
Standard. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt. 

 

A.34 Befürchtete Gefahren für Knoblauch- und Wechse lkröte 

Betrachtungen zu Überwinterungslebensräumen fehlen. Damit liegt Verstoß gegen Artenschutz 
vor. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes werden die Überwinterungslebensräume nicht beein-
trächtigt, so dass diesbezüglich keine Maßnahmen festzusetzen waren. Ein Verbotstatbestand 
nach § 44 Abs. 1 BNatSchG liegt nicht vor. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt. 

 

A.35 befürchtete Gefahren für ausgewählte Vogelarte n 

Warum werden keine CEF-Maßnahmen für Wendehals, Grauammer und Rebhuhn festgesetzt? 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Durch den Gutachter wurde festgestellt, dass Vorkommen von Wendehals und Grauammer im 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes anzutreffen sind. Andere Spezies der offenen Feldflur 
wie Wachtel und Rebhuhn konnten bei den Untersuchungen nicht belegt werden. Mit der Umset-
zung des Bebauungsplanes sind jedoch keine Beeinträchtigungen der Brutstätten verbunden, da 
sich diese nicht im unmittelbaren Vorhabenbereich befinden. Deshalb sind keine CEF-
Maßnahmen notwendig. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt. 

 

A.36 Wo sollen Flächenmaßnahmen für Natur und Lands chaft umgesetzt werden? 

Aus den Planunterlagen ist nicht erkennbar, wo genau flächenhafte Maßnahmen für Natur und 
Landschaft umgesetzt werden sollen. 

Stellungnahme der Verwaltung:  
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Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes werden klar definierte Maßnahmenflä-
chen (Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft) festgesetzt, innerhalb derer naturschutzfachliche und/oder artenschutzrechtliche Aus-
gleichsmaßnahmen umgesetzt werden sollen (Maßnahmenflächen M 1 bis M 8).  
Die Maßnahmenflächen wurden in der Planzeichnung mit einer sog. „T-Linie“ umrandet. Durch 
die zugehörigen textlichen Festsetzungen sind sie eindeutig bestimmt. 

Insofern ist eine räumliche Zuordnung auf der Ebene des Bebauungsplanes bereits erfolgt.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan bereits berücksi chtigt. 

 

A.37 Forderung nach extensiver Nutzung des Nordwest ufers 

Die Nutzung des Nordwestufers soll trotz aller Vorhaben extensiv erfolgen, um Natur und Land-
schaft weitestgehend zu schonen. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Mit der Ausweisung eines Badebereiches am Nordwestufer ist keine vollständige Umgestaltung 
dieses Bereiches, sondern eine Neuordnung von extensiv und intensiv genutzten Bereichen ver-
bunden. Zum einen ist in der nachfolgenden Objektplanung die genaue Abgrenzung des Bade-
bereiches zu prüfen und zum anderen werden nur auf Teilflächen die Böschungen nutzerfreund-
lich gestaltet, begradigt und anschließend mit einer Rasenansaat versehen. Da diese Bereiche 
nicht bewirtschaftet werden, erfolgt auch keine intensive Pflege dieser Grasflur. Somit wird der 
überwiegend extensive Charakter dieses Bereiches erhalten. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplanes bereits berück sichtigt. 

 

A.38 Unvollständige Bewertung der Vegetation auf de r Deponie 

Feststellung, dass 8 nach Bundesartenschutzverordnung geschützte sowie weitere Rote Liste-
Arten vorkommen. Lebensraumtypen nach FFH-Richtlinie sowie weitere geschützte Biotope 
(Gebüsch trockenwarmer Standorte) kommen vor. Naturschutzrechtliche Bewertung ist unvoll-
ständig. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Im Zuge der extensiven Begrünung des Deponiekörpers im Anschluss an die erfolgte Abdeckung 
sind bis zum heutigen Tage nicht Verhältnisse mit „ein(em) Großteil“ geschützter Biotope nach 
§ 30 BNatSchG i.V.m. § 22 NatSchG LSA entstanden, sondern die geschützten Biotope nehmen 
weit weniger als 50 % der Deponiefläche ein. 

Es ist im Rahmen der Abwägung keine Aussage zum angeführten Vorkommen von 8 besonders 
geschützten Pflanzenarten möglich, da die Pflanzenarten nicht konkret genannt werden. Be-
troffene Arten wären zudem „nur“ im Rahmen der Abarbeitung der Eingriffsregelung zu berück-
sichtigen, soweit nicht streng geschützte Arten betroffen sind. Dazu liegen keine Hinweise vor. 
Umfangreiche Erhebungen zur Erfassung des Bestandes fanden statt. 

Soweit nur der eigentliche Deponiebereich im Fokus steht (und nicht der Hufeisensee mit dem 
dort korrekt angegebenen Lebensraumtyp – LRT 3140), sind die angegebenen LRT unzutreffend 
und kommen nicht vor. Für den LRT 6240 ist das Vorkommen von Vegetation der Festucetalia 
valesiacae erforderlich. Von den hierfür kennzeichnenden Arten wurde lediglich Pfriemengras 
(Stipa capillata) festgestellt, und zwar nur in wenigen Exemplaren. Dies rechtfertigt keinesfalls 
eine Ansprache als LRT 6240. Für eine Ansprache als LRT 40A0 (der deutschlandweit nur aus 
dem NSG Hasenwinkel nahe Eisleben bekannt ist!) sind naturnahe Vorkommen von Steppenkir-
schen-Gebüschen erforderlich. Es kommen im Untersuchungsraum jedoch weder die namenge-
bende Pflanzenart noch die entsprechenden Standortbedingungen vor. 
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Im Gegensatz zu den Ausführungen in der Anregung dürfte sich auf Teilflächen hingegen der 
LRT 6210 nachweisen lassen, weil hier auf Teilflächen eine entsprechende Vegetation (Festuco-
Brometea) ausgebildet ist. Naturschutzrechtlich relevant ist aber nur das auf denselben Flächen 
ausgeprägte Vorkommen von gemäß § 30 BNatSchG i.V.m. § 23 NatSchG LSA unter Schutz 
stehenden Halbtrockenrasen. 

Diese sind jedoch nicht vollflächig, sondern nur auf Teilflächen ausgebildet, weil – wie für die 
Bergbaufolgelandschaft charakteristisch – größere Teilbereiche von Dominanzbeständen des 
Land-Reitgrases (Calamagrostis epigejos) oder auch von weiteren für Halbtrockenrasen untypi-
schen Pflanzenarten geprägt werden. Solche Bereiche können auch dann noch nicht zu den ge-
schützten Biotopen hinzugerechnet werden, wenn einzelne Halbtrockenpflanzen in geringer 
Dichte eingestreut sind. 

Die auf der ehemaligen Deponiefläche vorhandenen Gebüsche entsprechen weder von der Ar-
tenzusammensetzung noch vom Standort her dem geschützten Biotop „Gebüsche trockenwar-
mer Standorte“. Gemäß Handlungsanweisung zur Kartierung der nach § 37 NatSchG LSA ge-
setzlich geschützten Biotope im Land Sachsen-Anhalt (Landesamt für Umweltschutz 2008, 
Fachinformation Nr. 3/2008, S. 34 f.) muss es sich dabei um Gebüsche an Hängen, in Gelände-
einschnitten, auf Kuppen, Felsen und Gesteinsschutthalden oder auf durchlässigen Böden oder 
um Trockenheit ertragende Gebüsche an meist süd- oder südwestexponierten Waldrändern 
handeln. Keiner dieser Punkte ist einschlägig vorhanden. Die gleiche Einschätzung erfolgt auch, 
wenn als (minimales) Einstufungskriterium angesetzt wird: „Artenarme, beispielsweise von 
Weißdornarten aufgebaute Gebüsche auf ehemaligen Halbtrockenrasenflächen (einzelne Arten 
der Halbtrockenrasen noch vorhanden) an Hängen, Kuppen, Geländeeinschnitten oder ähnlichen 
Standorten, sind auch dann als Trockengebüsche geschützt, wenn nachstehend genannte cha-
rakteristische Arten dieser Gebüsche (typische Straucharten trockenwarmer Standorte) fehlen.“ 
(ebenda, S. 34). Denn zum einen werden im Untersuchungsgebiet die Standortvoraussetzungen 
nicht erfüllt, zum anderen handelt es sich bei diesen weniger als 20 Jahre alten (da bis 1997 die 
Sanierung der Deponie erfolgte, waren die Vegetationsflächen erst danach sich selbst überlas-
sen) Standorten nicht um „ehemalige Halbtrockenrasenflächen (einzelne Arten der Halbtrocken-
rasen noch vorhanden)“. 

Die in der Anregung gerügte angeblich unvollständige naturschutzrechtliche Bewertung kann 
auch nach erneuter Prüfung nicht festgestellt werden. Die in diesem Zusammenhang getroffenen 
naturschutzfachlichen Aussagen sind überwiegend entweder unzutreffend oder unzureichend 
untersetzt. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt. 

 

A.39 Forderung nach Ausweisung Hufeisensee als Land schaftsschutzgebiet 

Das gesamte Areal rund um den Hufeisensee sollte als Landschaftsschutzgebiet ausgewiesen 
werden. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Seitens der unteren Naturschutzbehörde wird keine Ausweisung des Hufeisensees als Land-
schaftsschutzgebiet angestrebt. Eine Unterschutzstellung ist auch nicht Ziel im Landschaftsrah-
menplan der Stadt Halle. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes. 
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B Schutzgut Wasser 

B.1 Befürchtete Verringerung des Wasserstandes der Reide 
Durch die Bewässerung des Golfplatzes wird eine Verringerung des Wasserstandes der Reide 
befürchtet. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Es ist vorgesehen, zur Bewässerung des Golfplatzes Wasser direkt aus dem Hufeisensee und 
nicht aus dem Überlaufgraben zur Reide oder der Reide selbst zu entnehmen. Der Hufeisensee 
wird zudem ständig durch einströmendes Grundwasser gespeist. Um den Wasserstand des 
Sees auf dem gleichen Niveau zu halten ist der Überlaufgraben am Nordostrand des Sees zur 
Reide angelegt worden.  

Da für die Golfplatzbewässerung Wasser aus dem See entnommen wird, kann sich somit auch 
die künstliche Zulaufmenge vom Hufeisensee in die Reide verringern. Da die entnommene Men-
ge jedoch geringer ist als die durchschnittlich über den Überlauf abfließende Wassermenge, sind 
keine nachteiligen Auswirkungen auf die Reide zu erwarten.  

Darüber hinaus sind die Schwankungen des Wasserstandes der Reide einerseits natürlichen 
Ursprungs aufgrund unterschiedlichen Wasserzulaufes in ihrem Einzugsquellgebiet und anderer-
seits durch die Vorflut angrenzender Bauflächen bestimmt.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt. 

 

B.2 Befürchteter Eintrag von belastetem Sickerwasse r in den See durch Golfplatzbe-
wässerung 

Eintritt von Düngemittel, Herbiziden und Fungiziden in das Grundwasser und in den See möglich. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Es ist üblich, dass die Bewässerung der Golfspielflächen bedarfsgerecht in Abhängigkeit der 
Wetterlage erfolgt. Überschüssige Wassermengen werden in künstlich angelegten Teichen (Re-
tentionsbecken) auf dem Golfplatzgelände gesammelt und zur Bewässerung wiederverwendet. 
Auch die Düngung wird unter wirtschaftlichen Aspekten an das Pflanzenwachstum angepasst. 
Eine zu intensive Düngung führt zu einem erhöhten Pflanzenwachstum und damit zu hohen Pfle-
geaufwendungen, was unter wirtschaftlichen Aspekten nicht gewollt ist. Eine gegenüber der der-
zeitigen intensiven landwirtschaftlichen Nutzung erhöhte Belastung ist daher auszuschließen. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplans.  

 

B.3 Befürchteter Anstieg des Grundwasserspiegels in  der Franz-Maye-Straße durch 
Anstauen des Sees 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Um den Wasserspiegel des Hufeisensees gleich zu halten, ist durch die LMBV  in der Vergan-
genheit ein Überlauf zur Reide angelegt worden. Dieser wird mit der Planung nicht verändert. Ein 
Anstauen des Sees ist nicht vorgesehen. Auch aus den angedachten Nutzungen ergibt sich kei-
ne Veränderung des Wasserregimes des Sees.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung ist für die Planinhalte des Bebauungsp lans nicht relevant und deshalb nicht 
zu berücksichtigen.  
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B.4 Befürchtete Veränderung des Grundwasserspiegels  durch Wasserentnahme aus 
Reide 

Wie verändert sich der Grundwasserspiegel durch die massive Wasserentnahme aus der Reide:  

Stellungnahme der Verwaltung: 

Für die Bewässerung des Golfplatzes soll Wasser aus dem Hufeisensee genutzt werden und 
nicht aus dem Überlaufgraben zur Reide oder der Reide selbst. Der Wasserbedarf des Golfplat-
zes beträgt gemäß einem ersten groben Überschlag ca. 360 m³/d. Nach Auskunft der Unteren 
Wasserbehörde fließen mindestens ca. 10 l/s Wasser aus dem Hufeisensee in die Reide ab. 
Somit könnten rein rechnerisch mit einer Entnahme von 8,3 l/s (bei 12 Stunden konstanter Ent-
nahme) die oben genannten 360 m³/d bereitgestellt werden. Der Reideüberlauf ist geschaffen 
worden, um den Wasserspiegel des Hufeisensees auf einem gleichen Niveau zu halten. Mit der 
Wasserentnahme wird daher ggf. lediglich der Überlauf in die Reide reduziert, deren Aufnahme-
vermögen ohnehin begrenzt ist.  

Auf den Grundwasserspiegel hat die Entnahme aus dem See demnach keine Auswirkungen.  

Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens für den Golfplatz wird unter anderem auch die 
Wasserentnahme (Zulässigkeit, Menge, Entnahmezeitpunkte) aus dem Hufeisensee auf der 
Grundlage von Berechnungen zum Wasserbedarf des Golfplatzes konkret festgelegt. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  

 

B.5 Forderung von gutachterlicher Bewertung möglich er Schadstoffeinträge durch 
Golfplatzunterhaltung in den See 

Es wird eine gutachterliche Bewertung möglicher Schadstoffeinträge in den See durch die Golf-
platznutzung gefordert. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Bei der Pflege des Golfplatzes werden keine Schadstoffe in den See eingebracht. Zum einen 
erfolgt die Intensivpflege der Rasenflächen nur im Bereich der Spielbahnen und nicht großflächig 
und zum anderen befinden sich zwischen Golfplatz und See die Bereiche der Uferböschung und 
des Rundwegs, so dass eine Pufferzone zwischen Golfplatz und See besteht. 

Außerdem ist darauf hinzuweisen, dass der Golfplatz gemäß der Richtlinie des Deutschen Golf-
verbandes „Golf und Natur“, die in Zusammenarbeit mit dem Naturschutzbund Deutschland erar-
beitet wurde, angelegt und unterhalten werden wird. Ziel ist es, durch ein dem Standort ange-
passtes Pflegemanagement den Einsatz für Düngemittel und Pflanzenschutzmittel auf ein Min-
destmaß zu beschränken. 

Eine gutachterliche Bewertung ist auf der Ebene des Bebauungsplanes nicht möglich, da dieser 
nur den Rahmen der baulichen Nutzung der Flächen vorgibt. Eine Regelung zur Pflege des Golf-
platzes ist, da sie kein städtebaulicher Belang ist, nicht festsetzbar.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt. 

 

B.6 Befürchtung von Gefahren für das Grundwasser du rch geplante Nutzungen 

In Zusammenhang mit den geplanten Nutzungen eine Kontamination des Grundwassers be-
fürchtet.  

Stellungnahme der Verwaltung: 
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Zum Bebauungsplan ist eine Umweltprüfung hinsichtlich der Auswirkungen des Bebauungspla-
nes auf die einzelnen Schutzgüter erfolgt. Die Ergebnisse sind im Umweltbericht dargestellt wor-
den. Zum Schutzgut Wasser und speziell zum Grundwasser sind gemäß der Ergebnisse dieser 
Umweltprüfung keine Beeinträchtigungen zu erwarten. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt.  

 

B.7 Befürchtete Veränderungen des Wasserspiegels de s Hufeisensees 

Die Wasserentnahme sollte beschränkt werden. Die ständige Wasserentnahme kann der See 
wegen der natürlichen Verdunstung in den Sommermonaten nicht verkraften. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Für die Bewässerung des Golfplatzes soll neben der Anlage von künstlichen Teichen, zur Samm-
lung und Vorhaltung von anfallendem Niederschlagswasser, Wasser aus dem Hufeisensee ent-
nommen werden. Der Wasserbedarf des Golfplatzes beträgt gemäß einem ersten groben Über-
schlag ca. 360 m³/d. Nach Auskunft der Unteren Wasserbehörde fließen mindestens 10 l/s Was-
ser aus dem Hufeisensee in die Reide ab. Somit könnten rein rechnerisch mit einer Entnahme 
von 8,3 l/s (bei 12 Stunden konstanter Entnahme) die oben genannten 360 m³/d bereitgestellt 
werden. Da der Hufeisensee zudem ständig durch einströmendes Grundwasser gespeist wird, ist 
der Reideüberlauf geschaffen worden, um den Wasserspiegel des Hufeisensees auf einem glei-
chen Niveau zu halten. Mit der Wasserentnahme wird daher lediglich der Überlauf in die Reide 
reduziert, deren Aufnahmevermögen ohnehin begrenzt ist. Auf den Wasserspiegel hat die Ent-
nahme aus dem See demnach keine Auswirkungen.  

Für die Entnahme von Wasser aus dem Hufeisensee ist eine wasserrechtliche Erlaubnis not-
wendig, die durch die untere Wasserbehörde im Rahmen des nachfolgenden Baugenehmi-
gungsverfahrens erteilt wird. In dieser Erlaubnis wird die max. zu entnehmende Wassermenge 
festgelegt.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes. 

 

B.8 Hinweise zur Ausweisung von Badebereichen 

Die Ausweisung von Badestränden soll mit möglichst geringer Beeinträchtigung von Natur, Um-
welt und Landschaft erfolgen. Untersuchungen zu Wasserqualität, Wasserströmung sowie Ein-
flussnahmen der Deponie sind notwendig.  

Stellungnahme der Verwaltung: 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes sollen die Badebereiche am See geordnet werden. 
Derzeit wird an fast allen Uferabschnitten wild gebadet, obwohl Verbotsschilder auf die Gefahren 
hinweisen. Das Baden soll an ausgewählten, standsicheren Uferabschnitten gemäß Untersu-
chungen des Landesamtes für Geologie und Bergwesen zugelassen werden. Seitens des Ge-
sundheitsamtes sind in den Jahren 1994 bis 1998 regelmäßige Beprobungen zur Wasserqualität 
im Hinblick auf die Eignung des Hufeisensees als Badegewässer durchgeführt worden. Da der 
See aber nicht bewirtschaftet wurde, wurde die Entnahme der Proben eingestellt. Seit dem Früh-
jahr 2013 wurden in Anlehnung an die Badegewässerverordnung Sachsen-Anhalt im vierwöchi-
gen Turnus an 5 ausgewählten Stellen Wasserproben entnommen und hinsichtlich der Bade-
wasserqualität untersucht. Die Untersuchungsergebnisse weisen nach Aussage des Gesund-
heitsamtes sowohl in den früheren und in den aktuellen Proben keine Auffälligkeiten auf. Die 
Richtwerte der zum jeweiligen Zeitpunkt geltenden Badegewässerverordnung wurden und wer-
den eingehalten. Ab 2014 werden am Hufeisensee gemäß der genannten Verordnung turnus-
gemäß Wasserproben entnommen und entsprechend überprüft (in einem vierwöchigen Rhyth-
mus in der Badesaison).  
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Da es sich beim Hufeisensee um ein Standgewässer handelt, ist eine Wasserströmung kein Kri-
terium für die Ausweisung von Badebereichen.  

Im Ergebnis jahrelanger Untersuchungen des Landesamtes für Hochwasserschutz und Wasser-
wirtschaft sowie des Umweltamtes der Stadt Halle ist im Hinblick auf Schadstoffaustritte aus der 
Deponie auf die Schichtung des Sees zu verweisen. Die hohe Dichte des Sickerwassers führt zu 
einer Unterschichtung der Süßwasserlamelle und einer Akkumulation am Grund des Sees. Im 
jahreszeitlichen Verlauf erfolgt keine Durchmischung des Wassers, so dass das Sickerwasser 
nicht in die höheren Wasserschichten gelangt.  . 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde in den Festsetzungen des Bebauun gsplans teilweise bereits berück-
sichtigt.  

 

B.9 Hinweis auf wasserrechtliche Erlaubnis zur Wass erentnahme 

Es fehlen Hinweise zur wasserrechtlichen Erlaubnis zur Wasserentnahme aus Hufeisensee/ Rei-
de. Welche Art von Pumpen soll zum Einsatz kommen? 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Im Umweltbericht Punkt 13.2.2.1 wird auf die Notwendigkeit einer wasserrechtlichen Erlaubnis 
bei einer Wasserentnahme aus dem Hufeisensee sowie die dafür zuständige Behörde hingewie-
sen. 

Die technische Umsetzung einschließlich der Wahl der Pumpen ist kein Belang des Bebauungs-
planverfahrens, sondern erst Gegenstand in der nachfolgenden Objektplanung. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt.  

 

B.10 Fehlende Wasserkonzeption zum Golfplatz 

Es fehlen Konzepte zur Wasserhaltung, zum Umgang mit kontaminiertem Wasser und zur Ab-
wasserbeseitigung. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

In der Festsetzung 4.1 ist der Umgang mit Niederschlagswasser geregelt. Den Punkten 8.1 und 
8.2 der Begrünung sind Ausführungen zur Wasserversorgung und -entsorgung zu entnehmen.  

Darüber hinaus wird unter Punkt 13.2.2.1 der Begründung des Bebauungsplans der Wasserbe-
darf des Golfplatzes am Hufeisensee angegeben und die Auswirkungen der Entnahme aus dem 
Hufeisensee geprüft. Der jährliche Wasserbedarf des Golfplatzes beträgt demnach ca. 58.000 m³ 
bzw. 360 m³/d. Nach Auskunft der Unteren Wasserbehörde fließen mindestens. 10 l/s Wasser 
aus dem Hufeisensee in die Reide ab. Somit könnten rein rechnerisch mit einer Entnahme von 
8,3 l/s (bei 12 Stunden konstanter Entnahme) die oben genannten 360 m³/d bereitgestellt wer-
den.  

Die technische Umsetzung der Wasserrückhaltung sowie der Umgang mit möglicherweise belas-
tetem Wasser  ist kein Belang des Bebauungsplanverfahrens, sondern erst Gegenstand in der 
nachfolgenden Objektplanung. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde in den Textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans bereits be-
rücksichtigt.  
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B.11 Trainingsbetrieb auf dem See 

Es wird festgestellt, dass die Wasserfläche auf der Ostseite des Sees von vereinsfremden Per-
sonen unter Missachtung der Nutzungsrechte der Vereine genutzt wird. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Es handelt sich um ein rechtliches und organisatorisches Problem, das nicht im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens zu lösen ist.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung ist für die Inhalte des Bebauungsplans  nicht relevant und bleibt unberück-
sichtigt.  

 

B.12 Ordnung, Sicherheit und Sauberkeit am und auf dem See 

Es wird vorgeschlagen, Teile des Sees und des Ufers für den Badebetrieb zu sperren. 

Sicherheitsbedenken bestehen hinsichtlich der zweckentfremdeten Nutzung der Slipanlage des 
WSC Halle e.V. durch Taucher. Aus Sicherheitsgründen wird außerdem vorgeschlagen, die 
Sprunganlage für Wasserski nach Norden zu verschieben. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

In der Planzeichnung werden die Badebereiche als Grünfläche festgesetzt und sind von anderen 
Nutzungen abgegrenzt. Diese Abgrenzung orientiert sich an den Bereichen, in denen die erfor-
derliche Standsicherheit vorhanden ist. Die getroffene Festsetzung gibt den maximal möglichen 
Rahmen vor. In der Objektplanung ist dann die genaue Abgrenzung zu bestimmen. Eine Absper-
rung anderer Bereiche ist jedoch nicht vorgesehen. 

Die Neuordnung der Badebereiche dient nicht dem Ziel zusätzliche Badegäste anzuziehen. Be-
reits jetzt ist der Hufeisensee ein intensiv genutztes Badegewässer, gleichwohl ist dessen Nut-
zung in einigen Bereichen nicht ausreichend sicher. Unterstützt wird die Feststellung, dass die 
Badebereiche nicht bewirtschaftet werden sollen, um auch zukünftig das kostenfreie Baden im 
Hufeisensee zu gewährleisten. Gegenwärtig besteht ein Entsorgungsproblem durch die durch die 
Badenden hinterlassenen Abfälle in den Uferbereichen. Im Rahmen der Neuordnung wird durch 
die Aufstellung und regelmäßige Leerung von Papierkörben diese Thematik in Angriff genom-
men. Allerdings sollte es auch im Interesse eines jeden Nutzers sein, anfallenden Müll selbst zu 
entsorgen.  

Die Sicherheitsbedenken können nicht im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens ausgeräumt 
werden. Hierzu bedarf es gesonderter Abstimmungen zwischen den Betroffenen und organisato-
rischer Maßnahmen. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregungen gehören nicht zu den im Rahmen des B ebauungsplanverfahrens rege-
lungsfähigen Planinhalten und bleibt unberücksichti gt. 
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C Deponie Kanena 

C.1 Befürchtete Gefahr der Beschädigung der Abdecku ng  

Durch den Bau des Golfplatzes könnte die Abdeckung der Deponie beschädigt werden. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Die bestehende Oberflächenabdichtung der Deponie darf durch Bodenprofilierungsarbeiten nicht 
zerstört werden. Vorhandene Grundwasser- bzw. Gasmessstellen müssen erhalten bleiben. Das 
wird in der Begründung unter Punkt 7.3.1 ausgeführt. Zudem ist dazu auch auf der Planzeich-
nung der entsprechende Hinweis unter Punkt 1. vorhanden. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt. 

 

C.2 Befürchteter Austritt von Schadstoffen durch Ob erflächenbeschädigung  

Beim Bau des Golfplatzes könnte die Deckschicht der Deponie beschädigt werden und dadurch 
giftiges Wasser in den See gelangen. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Der Deponiefuß befindet sich überwiegend im Grundwasser, so dass in diesem Bereich anaero-
be Verhältnisse vorherrschen. Oberhalb der durch das Grundwasser beeinflussten Bereiche wa-
ren hingegen aerobe Verhältnisse anzutreffen. In Abhängigkeit dieser Verhältnisse sind unter-
schiedliche chemische Reaktionen abgelaufen. Aufgrund der Grundwasserfließrichtung, dem 
Grundwassergefälle von der Deponie zum Hufeisensee sowie des eingeschränkten Rückhalte-
vermögens des Schüttdammes wurden Deponiewässer in den Hufeisensee eingespült. Durch die 
in den 1990er Jahren erfolgte Abdeckung des Deponiekörpers durch eine Oberflächenabdich-
tung wird der vertikale Wassereintritt in den Deponiekörper verhindert. Damit werden sowohl 
chemische Prozesse im Deponiekörper als auch die Auswaschung von Schadstoffen in den See 
umfassend gemindert. Es ist unzulässig, die Abdichtung zu beschädigen. Der Bebauungsplan 
enthält dazu bereits unter Punkt 1. einen entsprechenden Hinweis. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan bereits berücksi chtigt.  

 

C.3 Unkalkulierbare Umweltrisiken durch Nutzung der  Deponie als Golfplatz 

Durch den Bau des Golfplatzes auf Teilen der Deponie Kanena werden Umweltrisiken einkalku-
liert, die weit reichende Folgen haben können. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Mit der Errichtung des Golfplatzes auf der Deponie sind Geländemodellierungen zulässig, die nur 
durch einen Bodenauftrag erfolgen können. Es ist unzulässig, in die Deponieabdeckung einzu-
greifen. Diesbezüglich ist unter Punkt 1. ein Hinweis auf der Planzeichnung aufgebracht.  

Der kleinflächige Bodenauftrag kann zu einer Porenraumverdichtung und damit kurzzeitigen 
„Auspressen“ von Deponieabwässern in den Hufeisensee führen. Diese Erscheinung ist gemäß 
Gutachten nur über einen zeitlich sehr kurzen Zeitraum zu erwarten. Im Rahmen eines bau- und 
betriebsbegleitenden Untersuchungsprogrammes ist der Austrag aus der Deponie weiterhin zu 
kontrollieren. Ab 2014 werden dem Hufeisensee turnusgemäß Wasserproben entnommen und 
entsprechend überprüft (in einem vierwöchigen Rhythmus in der Badesaison). 

Entscheidungsvorschlag:  
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Die Anregung wird im Bebauungsplan bereits berücksi chtigt.  

 

C.4 Forderung nach Verzicht auf Nutzung der Deponie  für Golfplatz aufgrund vorheri-
ger Nutzung 

Hinsichtlich der einstigen Deponie kann tatsächliches Gefährdungspotenzial nicht dargelegt wer-
den, ggf. ist die Deponie perspektivisch komplett zu beräumen. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Nach 1990 sind umfangreiche Untersuchungen der Deponie durchgeführt worden. Im Rahmen 
einer Gefährdungsabschätzung im Jahr 1992 konnte der Eintrag von belasteten Grundwässern 
in den Hufeisensee belegt werden. Im Rahmen der im Ergebnis dessen begonnenen Siche-
rungsmaßnahmen wurde auf dieser Altablagerung eine Oberflächenabdichtung aufgebracht. Im 
Rahmen der über einen Zeitraum von 10 Jahren durchgeführten Untersuchungen wurden das 
Setzungsverhalten, bzw. durch die Lysimetermessungen, der Wasserhaushalt der Oberflächen-
abdichtung kontrolliert und in Berichten dokumentiert. Daher konnten die Maßnahmen der Nach-
sorge im Jahr 2007 eingestellt werden. Durch fortlaufende Untersuchungen des Grund- und 
Oberflächenwassers kann gezeigt werden, dass eine Gefährdung von Schutzgütern derzeit nicht 
gegeben ist. 

Im Bebauungsplan ist die Deponie als Fläche, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden 
Stoffen belastet sind, gekennzeichnet. Damit wird jedem potenziellen Nutzer der Fläche das mit 
der Nutzung verbundene, auch wirtschaftliche, Risiko aufgezeigt. Die Stadt Halle ist damit ihrer 
Hinweispflicht nachgekommen. 

Einer Nutzung der Flächen auf der Deponie steht, sofern die Abdichtung nicht verletzt wird, 
nichts entgegen. Auch diesbezüglich ist unter Punkt 1. ein Hinweis auf dem Bebauungsplan auf-
gebracht.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan teilweise berück sichtigt.  

 

C.5 Hinweis auf jahreszeitlich bedingte Staunässe a uf der Deponie 

Es wurde in diesem Zusammenhang auch die Befürchtung geäußert, dass das Gelände des 
WSC Halle e. V. verstärkt „unter Wasser gesetzt“ werden könnte. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Durch die bestehende Oberflächenabdichtung kann das anfallende Niederschlagswasser nicht 
versickern. An ausgewählten Stellen sind Retentionsbecken angelegt worden, von denen das 
Wasser in den See ablaufen kann. Aufgrund der im Rahmen der Abdichtungsmaßnahme erfolg-
ten Modellierung der Deponieoberfläche und des Bewuchses fließt nicht das gesamte Wasser in 
die Retentionsbecken ab. Eine zeitweise Vernässung der benachbarten Vereinsflächen findet 
auch derzeit schon statt. Dies schließt jedoch eine Nachnutzung der Deponie durch einen Golf-
platz nicht aus, sondern stellt einen Belang dar, der in der nachfolgenden Objektplanung zu be-
achten ist. Dabei sind auch die Belange der Anlieger zu beachten, sodass keine zusätzliche und 
dauerhafte Vernässung des Vereinsgeländes zu erwarten ist. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregungen haben keine Auswirkungen auf die Pla ninhalte des Bebauungsplans. 

 

C.6 Forderung nach Risikoübertragung für Umweltschä den/Frage nach Kostenüber-
nahme bei Schäden 

Der Stadt entstehen durch Übernahme des Risikos der nicht abschätzbaren Folgen durch Ver-
änderung an der Deponie und der bergbaulichen Altlasten finanzielle Verpflichtungen in unbe-
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kannter, nicht abschätzbarer Höhe. Die Haftung bei Umweltschäden soll auf Golfplatzbetreiber 
bzw. auf Verursacher (z.B. bei Abrutschungen) übertragen werden. 

Müssen die Bürger der Stadt Halle oder alle Steuerzahler für Schäden an der Deponie aufkom-
men oder kommt der Betreiber des Golfplatzes dafür auf? 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Die Grundstücke der Deponie befinden sich derzeit noch im Eigentum der LMBV, die bestrebt ist, 
diese zu veräußern oder an die Stadt zu übertragen. In der Deponie sind u.a. Hausmüllabfälle 
der Stadt Halle abgelagert worden. Da sich ausgehend von der vorliegenden Aktenlage die Stö-
rerauswahl in Bezug auf den eingelagerten Deponiekörper als sehr schwierig erweisen wird, ist 
davon auszugehen, dass entsprechende Maßnahmen durch die Stadt Halle durchzuführen bzw. 
finanziell abzusichern sind. Im Falle einer von Altlasten ausgehenden Gefährdung ist die Stadt 
Halle auch als Nichteigentümer der Deponie die zuständige Gefahrenabwehrbehörde. Dieses 
Risiko trägt die Stadt grundsätzlich und kann nicht auf Dritte übertragen werden. Sie hat dafür 
Sorge zu tragen, dass mit der Nachnutzung der Deponie keine Beschädigung der Abdichtung 
erfolgt. Daher ist diesbezüglich ein Hinweis auf der Planzeichnung unter Punkt 1. aufgebracht 
worden. 

Allerdings müssen Haftungsfragen hinsichtlich der Deponie bei der Bewertung strikt getrennt 
werden, zwischen Schäden, die durch die Altdeponie selbst entstehen können und Schäden die 
durch Zustandsstörung infolge von Aktivitäten Dritter entstehen können. Hier gibt der Gesetzge-
ber klare Linien vor, d.h. im Falle einer Zustandsstörung ist der Zustandsstörer oder Verursacher 
verantwortlich.  

Sollten trotz aller Sorgfaltspflicht Umweltschäden auftreten, regelt sich die technische und finan-
zielle Verantwortlichkeit nach dem beschriebenen Verursacherprinzip. Das Gleiche gilt bei Rut-
schungen im Uferbereich. Hier liegt das Risiko zunächst bei der Stadt Halle, da sowohl die Ba-
debereiches als auch der Rundweg öffentlich sind. 

 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregungen haben keine Auswirkungen auf die Pla ninhalte des Bebauungsplans. 

 

C.7 Nicht ausreichende gutachterliche Würdigung mög licher Risiken durch Nachnut-
zung der Deponie in Planunterlagen 

Untersuchungen und Ergebnisse sind nicht detailliert dargestellt, die Folgen der Bodenmodellie-
rung nicht untersucht. Gutachten zur Gefährdungsabschätzung mit Satzungsbeschluss ist zu 
spät. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

In der Begründung zum Bebauungsplan (Punkt 7.3.1) wird darauf hingewiesen, dass es durch 
den Bodenauftrag zu einer Porenraumverdichtung und damit kurzzeitigen „Auspressen“ von De-
ponieabwässern in den Hufeisensee kommen kann. Sowohl nach gutachterlicher Bewertung als 
auch der Einschätzung der unteren Bodenschutzbehörde ist diese Erscheinung nur über einen 
zeitlich sehr kurzen Zeitraum (ca. 6 Monate) zu erwarten. Im Rahmen eines bau- und betriebs-
begleitenden Untersuchungsprogrammes ist der Austrag aus der Deponie daher zu kontrollieren. 
In Abstimmung mit der unteren Bodenschutzbehörde wird mit dem Investor des Golfplatzes ein 
Monitoring zur Deponie vereinbart. Auf Veranlassung und auf Kosten des Investors sind nach 
Vorgaben des Umweltamtes regelmäßige Messungen durchzuführen. Diese haben vor Baube-
ginn zur Feststellung der Ausgangsdaten zu beginnen.  

Der Passus in der Begründung wird redaktionell angepasst. 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregung wird in den Festsetzungen des Bebauung splans berücksichtigt.  
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C.8 Fehlende Aussagen über Mächtigkeit, Dichte und Inhalt der Deponie 

Vorliegendes Deponiegutachten kann keine Aussagen über die Mächtigkeit, Dichte und den In-
halt der Deponie machen.  

Stellungnahme der Verwaltung: 

Unter Punkt 7.1.2 der Begründung sind Angaben über die Mächtigkeit und den Inhalt der Depo-
nie dargestellt und erläutert. Entsprechende Unterlagen liegen darüber hinaus beim Umweltamt 
der Stadt Halle vor.  

Da mit der Umsetzung der Planung nicht in den Deponiekörper eingegriffen wird, bestand keine 
Veranlassung weiterer Untersuchungen. 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planung sinhalte des Bebauungsplanes. 

 

C.9 Befürchtete Setzungen auf Deponie und verwahrte  Strecken 

Da im Deponiekörper biochemische Zersetzungsvorgänge ablaufen, ist damit Volumenschwund 
verbunden, der zu Setzungen führt und Deponieabdichtung zerstört. 

Restsetzungen auch bei verwahrten Strecken nicht völlig auszuschließen  

Stellungnahme der Verwaltung: 

Es ist zutreffend, dass Setzungen im Bereich der Deponie aufgrund der im Inneren ablaufenden 
Prozesse stattfinden können. Das ist aber grundsätzlich der Fall, auch ohne Nutzung. Die bei der 
unteren Bodenschutzbehörde vorliegenden Meßdaten zur Überwachung der Deponie lassen 
jedoch derzeit kein Risiko massiver Setzungsaktivitäten erkennen. 

Im Jahr 2007 konnten die Maßnahmen zur Nachsorge der Deponieabdeckung eingestellt wer-
den, da die Funktionsfähigkeit der Abdichtung hinreichend belegt werden konnte. Seither erfolgt 
weiterhin ein Monitoring durch fortlaufende Kontrollmessungen des Grund- und Oberflächenwas-
sers sowie austretender Deponiegase.  

Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planung sinhalte des Bebauungsplanes. 

 

C.10 Forderung nach Neukartographierung 

Für gesamte Mülldeponie ist Neukartographierung erforderlich, um ein Gelände-Monitoring 
durchführen zu können. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Nach Abschluss der Sicherungsmaßnahmen wurden seit 1997 umfangreiche Untersuchungen 
und Bewertungen für die Nachsorge der ehemaligen Deponie durchgeführt. Im Rahmen der über 
einen Zeitraum von 10 Jahren durchgeführten Untersuchungen wurden das Setzungsverhalten, 
bzw. durch die Lysimetermessungen der Wasserhaushalt der Oberflächenabdichtung kontrolliert 
und in Berichten dokumentiert. Die Untersuchungen zur Nachsorge haben gezeigt, dass die 
Funktionstüchtigkeit des Deponieabdeckungssystems sichergestellt ist. Im Jahr 2007 konnten die 
Maßnahmen der Nachsorge eingestellt werden. Es erfolgt seither weiterhin ein Monitoring durch 
fortlaufende Kontrollmessungen des Grund- und Oberflächenwassers sowie austretender Depo-
niegase. Mit dem Ergebnis, dass keine schädlichen Umwelteinwirkungen erfasst wurden.  

Durch das laufende Gelände-Monitoring ist daher keine Neukartographierung erforderlich. 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planung sinhalte des Bebauungsplanes. 
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C.11 Forderung nach Beseitigung des tiefwurzelnden Baumwildwuchses 

Der auf Deponie entstandene tiefwurzelnde Baumwildwuchs kann zu punktuellen Beschädigun-
gen der Schutzfolie führen und muss beseitigt werden. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Es ist festzustellen, dass sich durch Samenanflug Baumwildwuchs (insbesondere Robinien) auf 
der Deponiefläche entwickelt hat. Aktuell ist es bereits so, dass diese im Rahmen der Pflege des 
Vegetationsbestandes regelmäßig entfernt werden, um Beschädigungen der Abdeckung zu ver-
hindern. Darüber hinaus wird mit der partiell gestatteten Beweidung deren weitere Ausbreitung 
verhindert.  

Zukünftig wird durch die Nutzung der Fläche als Golfplatz eine entsprechende Pflege ebenfalls 
gewährleistet. 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planung sinhalte des Bebauungsplanes. 

 

C.12 Forderung nach Zutrittsverbot 

Da das Grundwasser- und Giftgasmonitoring eingestellt worden sind, muss Zutritt bis zum Vor-
liegen neuster Untersuchungen verhindert werden. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Im Jahr 2007 konnten die Maßnahmen zur Nachsorge der Deponieabdeckung eingestellt wer-
den, da die Funktionsfähigkeit der Abdichtung hinreichend belegt werden konnte. Seither erfolgt 
jedoch weiterhin ein Monitoring durch fortlaufende Kontrollmessungen des Grund- und Oberflä-
chenwassers sowie austretender Deponiegase. Im Fall von Grenzwertüberschreitungen können 
konkrete Maßnahmen ergriffen werden.  

Ein generelles Zutrittsverbot ist daher nicht erforderlich. 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregung wird im Bebauungsplan bereits berücksi chtigt. 

 

C.13 Forderung nach Hinweis zur Vermeidung von Bode nverdichtungen und Bodenauf-
trag 

Die hier gekennzeichneten Flächen sind um den Hinweis auf Vermeidung von Bodenverletzun-
gen um die Tatbestände „Bodenverdichtung“ und „Bodenauftrag“ zu erweitern und als Beach-
tenspflicht i.S. von § 9 Abs. 1 Nr. 24 bzw. Abs. 5 Nr. 3 BauGB festzusetzen.  

Stellungnahme der Verwaltung: 

Die Deponie ist im Bebauungsplanes gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB gekennzeichnet (Plan-
zeichnung und Begründung unter Pkt. 7.1.2). Auf der Planzeichnung ist ein Hinweis unter Punkt 
1. zur Vermeidung einer Verletzung der Abdeckung aufgebracht. Dieser Hinweis ist mit der unte-
ren Bodenschutzbehörde abgestimmt.  

Seitens des LAGB sind weder zum Vorentwurf noch zum Entwurf Hinweise zur Bodenüberfor-
mung im Bereich der Deponie vorgebracht worden. Das LAGB verweist auf den Erhalt der Abde-
ckung und der installierten Kontroll- und Messeinrichtungen. Des Weiteren wird auf die Abbau-
prozesse in der Deponie und damit im Zusammenhang stehende Gasaustritte hingewiesen. 

Von keiner Behörde wurden Bedenken gegen einen Bodenauftrag auf der Deponie vorgebracht. 
Eine Ergänzung des Hinweises auf der Planzeichnung ist daher nicht erforderlich.  
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Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt. 

 

C.14 Forderung nach Regelungen zum Oberflächenwasse r auf der Deponie 

Hinweis, dass Oberflächenwasser abzuleiten sei, ist nicht ausreichend. Eindeutige Festlegungen 
sind zu treffen. Durch intensive Bewässerung wird Infiltration stark zunehmen.  

Stellungnahme der Verwaltung: 

Die Deponie ist gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB gekennzeichnet. Unter Punkt 7.3.1 der Begrün-
dung werden die entsprechenden Erläuterungen aufgeführt. Es wird auf den Erhalt der Retenti-
onsbecken verwiesen.  

Zu ergänzen ist, dass bei einem Golfplatz immer nur die Spielbahnen beregnet werden. Es er-
folgt keine vollständige flächendeckende Bewässerung der Deponie. Daher ist auch eine voll-
ständige Durchfeuchtung der Abdeckung auszuschließen, die zudem zu einem Eindringen von 
Oberflächenwasser in den Deponiekörper führt. 

Von keiner Fachbehörde wurden im Rahmen der Beteiligungen im Bebauungsplanverfahren Be-
denken gegen eine Golfplatznutzung auf Teilflächen der Deponie im Zusammenhang mit einer 
Bewässerung vorgebracht.  

Eine Konkretisierung der Ausführungen ist daher nicht erforderlich. 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt. 

 

C.15 Hinweis auf Probleme mit von der Deponie anfal lendem Oberflächenwasser auf 
dem Vereinsgelände des WSC Halle e.V. 

Trotz nachträglich eingebrachter Drainage konnten Probleme mit von der Deponie anfallendem 
Oberflächenwasser nicht gelöst werden.  

Stellungnahme der Verwaltung: 

Das Problem kann im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens nicht gelöst werden. Hierzu be-
darf es einer Objektplanung für die Entwässerungsanlagen. 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregungen haben keine Auswirkungen auf die Pla ninhalte des Bebauungsplans. 

 

 



72 

 

D Zugänglichkeit und Erschließung 

D.1 befürchtete Einschränkung der Zugänglichkeit du rch Fanggitter und Hecken 

Es wird befürchtet, dass der Zugang zum See durch Fanggitter und Hecken eingeschränkt wird. 
Es werden Gefahren für Tiere befürchtet. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Der Hufeisensee ist derzeit aus Richtung Osten über die Wallendorfer Straße bzw. die Schkeu-
ditzer Straße, aus Süden über die Straße Alte Schmiede, von Westen über die Grenzstra-
ße/Krienitzweg und von Norden über die Käthe-Kollwitz-Straße bzw. die Straßen des Wohnge-
bietes Büschdorf zu erreichen. Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes werden diese Verbin-
dungen und Anknüpfungen an die umliegenden Stadtgebiete erhalten. Lediglich der derzeit als 
Feldweg bestehende, jedoch nicht als öffentliche Straße (gemäß Straßengesetzes des Landes 
Sachsen-Anhalt) eingestufte Kanenaer Weg wird in den Golfplatz integriert. Im Bebauungsplan 
wird im Hinblick auf ein sinnvolles Wegenetz eine Wegeverbindung zwischen dem Krienitzweg 
und dem Weg entlang der Bahnstrecke festgesetzt. Damit soll insbesondere eine Radwegever-
bindung zwischen Grenzstraße und Alter Schmiede gesichert werden.  

Die Pflanzung von Hecken und die Errichtung von Fanggittern ist lediglich abschnittsweise ent-
lang von Wegen vorgesehen und dient der Abschirmung des Weges (z.B. zur Bahnstrecke) bzw. 
der Sicherheit der Spaziergänger vor fehlgeschlagenen Golfbällen in ausgewählten Bereichen. 
Es ist vorgesehen, Fanggitter jedoch nur im Bereich der Übungsanlagen (Bsp. Drivingrange) zu 
errichten bzw. an Spielbahnen vorübergehend aufzustellen, bis Hecken deren Funktion über-
nehmen.  

Eine Gefahr für Tiere ergibt sich daraus nicht, da diese das zeitweilige Hindernis erkennen. Zu-
dem handelt sich um ein statisches Hindernis, von dem z.B. keine Blendwirkungen ausgehen. 
Ein Verletzungs- und Tötungsrisiko kann nicht abgeleitet werden. Darüber hinaus sind auf dem 
gesamten Golfplatzgelände Hecken- und Strauchpflanzungen vorgesehen, die der Gestaltung 
und Gliederung des Areals dienen und zahlreichen Tierarten Heimstatt bieten. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt.  

 

D.2 Forderung nach Verzicht auf Absperrung des Golf platzes 

Es wird befürchtet, dass das gesamte Gelände des Golfplatzes eingezäunt wird und dadurch die 
Zugänglichkeit eingeschränkt wird. Es wird gefordert, auf Einzäunungen zu verzichten. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Gemäß der textlichen Festsetzung 5.2.1 ist die Einzäunung des Golfplatzes unzulässig. 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt.  

 

D.3 Forderung nach Zugänglichkeit für Öffentlichkei t für gesamtes Gebiet um Hufei-
sensee 

Das gesamte Gebiet um den Hufeisensee, speziell der Zugang zum See, soll für die Öffentlich-
keit zugänglich bleiben. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes werden die am Hufeisensee vorhandenen Nutzungen 
neu geordnet und gesichert sowie durch neue Nutzungen ergänzt. Es bleiben die Verbindungen 
und Anknüpfungen an die umliegenden Stadtgebiete und alle Zugänge zum See erhalten und für 
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die Öffentlichkeit nutzbar. Der Rundweg soll ausgebaut werden, im Randbereich des Erholungs-
raumes werden Stellplätze angeordnet. Die Zugänglichkeit zum See wird somit nicht einge-
schränkt. Lediglich im Bereich des Büschdorfer Lochs wird die derzeit vorhandene Erreichbarkeit 
des Uferstreifens durch die zukünftige Golfplatznutzung unterbrochen. Der geplante Rundweg 
folgt dort jedoch in seiner Wegeführung dem derzeit vorhandenen vom Ufer zurückversetzten 
wilden Pfad. Der derzeit als Feldweg bestehende, jedoch nicht als öffentliche Straße (gemäß 
Straßengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt) eingestufte Kanenaer Weg wird in den Golfplatz 
integriert. Im Hinblick auf ein sinnvolles Wegenetz wird zwischen dem Krienitzweg und dem Weg 
entlang der Bahnstrecke ein Verbindungsweg ausgebaut. 

Die öffentliche Zugänglichkeit des Hufeisensees bleibt gewährleistet. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt.  

 

D.4 Befürchtung, dass unentgeltliche (kostenfreie) Nutzung durch Vorhaben erschwert 
oder verwehrt wird  

Es wird befürchtet, dass die jetzt kostenfreie Nutzung des See und der Uferbereiche durch die 
zukünftigen Nutzungen erschwert oder verwehrt werden. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Weiterhin unentgeltlich werden die Nutzung des Rundweges und der Badebereiche sein. Für  
Nutzungen, die einer Wartung und Kontrolle bedürfen, wie z.B. das Fußballgolfen, wird ein Nut-
zungsentgelt erhoben werden müssen. Die sportlichen Aktivitäten im Wassersportzentrum sind 
vereinsgeführt. Auch für den Golfplatz ist, unabhängig von einer Mitgliedschaft im Golfclub, für 
das Spielen eine Gebühr zu entrichten.  

Im Ergebnis ist festzustellen, dass alle auch bislang unentgeltlichen Nutzungen im Gebiet weiter-
hin kostenfrei möglich sein werden. Es bleibt jedoch darauf hinzuweisen, dass die Festsetzung 
entgeltfreier und entgeltpflichtiger Nutzungen nicht Planinhalt eines Bebauungsplans sind. 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregungen werden im Bebauungsplan nicht berück sichtigt. 

 

D.5 Fehlende Überlegungen zur Besucherlenkung bei W akeboardwettkämpfen  

In den Unterlegen fehlen umfassende Überlegungen zur Besucherlenkung bei künftigen Wett-
kämpfen auf der Wakeboardanlage. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Auf die Festsetzung der Wakeboardanlage auf der Innenkippe wird im weiteren Verfahren ver-
zichtet. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan berücksichtigt. 

 

D.6 Fehlende Aussagen zur Abwasserentsorgung bei um fangreichen Nutzungen  

In den Unterlagen fehlen Aussagen zur Abwasserentsorgung bei zukünftigen Nutzungen, zu de-
ren Wirtschaftlichkeit und technischer Umsetzung. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Die Notwendigkeit für eine Abwasserbeseitigung ergibt sich im Bereich des Hotels und Clubhau-
ses des Golfplatzes, des Wassersportzentrums sowie des Campingplatzes. Unter Punkt 4.4 der 
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Begründung wird die abwasserseitige Erschließung innerhalb des Plangebietes dargestellt. Da 
keine Anbindung an das Abwassernetz vorhanden ist, sieht die Abwasserbeseitigungskonzeption 
der Stadt Halle, lt. Auskunft der HWS GmbH, insbesondere für den Westteil eine „Insellösung“ 
mit eigenständigen Kleinkläranlagen  vor. 

Unter Punkt 8.2 der Begründung wird das Entwässerungskonzept zum Bebauungsplan beschrie-
ben. Die genaue Dimension kann erst im Ergebnis der Objektplanungen für die Erschließungsan-
lagen im entsprechenden Baugenehmigungsverfahren festgeschrieben werden. 

 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt.  

 

D.7 Forderung nach Ausschluss weiterer Stellplätze 

Die Schaffung weiterer Stellplätze angesichts der guten Anbindung an ÖPNV sollte ausge-
schlossen werden. Notwendige Parkplätze sollten an vorhandene Erschließungstraßen angeord-
net werden. Ein Mindestabstand von 200 m zum See sollte dabei eingehalten werden. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Die ÖPNV-Anbindung des Erholungsraumes ist gegeben, jedoch liegen die Haltestellen teilweise 
in einer Entfernung von 850 m bzw. 700 m zu den nächstgelegenen Uferbereichen bzw. Bade-
stellen (z.B. Straßenbahnhaltestelle Delitzscher Straße, S-Bahn Halle-Messe, vgl. Pkt. 4.3.2 der 
Begründung). Unter Auswertung des derzeitigen Besucherverhaltens ist nicht zu erwarten, dass 
die Nutzung des ÖPNV zu einem Verzicht auf Parkplätze am Hufeisensee führen wird. Allerdings 
besteht das Ziel, die ÖPNV-Anbindung des Erholungsraums zu verbessern. Die mögliche Ein-
richtung von zusätzlichen Haltestellen in geringerer Entfernung zum Erholungsraum oder die 
Veränderung der Linienführung sind nicht im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens zu regeln. 
Diesbezüglich sind dem Bebauungsplanverfahren nachgelagert Abstimmungen mit dem Ver-
kehrsträger erforderlich. 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit einer Fläche von ca. 255 ha werden insgesamt 
5 Parkplätze festgesetzt. Diese werden jeweils an den Hauptzugängen zum Erholungsraum an-
geordnet. Zum Teil dienen sie dem Ersatz für an anderer Stelle wegfallende Stellplätze (P 1). Die 
Parkplätze P 2, P 3 und P 4 sichern bereits vorhandene Parkplätze und werden nur geringfügig 
erweitert. Damit soll das bisher bestehende „wilde“ Parken entlang der Wallendorfer Straße un-
terbunden werden. Der Parkplatz P 5 wird neu ausgewiesen und soll die über die Europachaus-
see ankommenden Fahrzeuge aufnehmen.  Dieser Parkplatz wird notwendig, da am Westufer 
sowohl ein Badebereich als auch das Fußballgolfen festgesetzt werden und für diese Besucher 
ausreichende Parkmöglichkeiten zur Verfügung stehen sollen um erneutem wilden Parken vor-
zubeugen. 

Die Parkplätze werden überwiegend an den bestehenden, tangierenden Straßen angeordnet, um 
den Erholungsraum vom KFZ-Verkehr zu entlasten. Bei einer größeren Entfernung zwischen 
Parkplatz und Erholungsraum fehlt erfahrungsgemäß die Akzeptanz durch die Nutzer des Erho-
lungs- und Freizeitraumes des Hufeisensees und es besteht die Gefahr des erneuten ungeregelt 
Parkens. Der Forderung nach einem Abstand von 200 m zwischen See und Parkplatz kann auch 
aufgrund fehlender Flächen für Parkplätze sowie der Beeinträchtigung der Wohnumfeldqualität 
z.B. bei einer Ausweisung an der Käthe-Kollwitz-Straße im Wohngebiet Halle-Büschdorf nicht 
entsprochen werden. 

 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  
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D.8 Forderung nach Einschränkung der Ausweisung von  Badebereichen 

Den Planunterlagen kann die Ausdehnung der Badestrände nicht entnommen werden. Diese 
sind im Nord- und Westbereich stark einzuschränken. 

Problem der Übernutzung durch Badebesucher, anfallender Müll führt zu Umweltskandal 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Die Badestellen wurden in Bereichen festgesetzt, für die die Risikoabschätzung der CUI Consul-
tinggesellschaft für Umwelt und Infrastruktur GmbH die Standsicherheit der Böschungen festge-
stellt hat. In der Planzeichnung werden die Badebereiche als Grünfläche festgesetzt und sind 
von anderen Nutzungen abgrenzt. Die getroffene Festsetzung gibt den maximal möglichen Rah-
men vor. In der Objektplanung ist dann die genaue Abgrenzung zu bestimmen.  

Die Neuordnung der Badebereiche dient nicht dem Ziel zusätzliche Badegäste anzuziehen. Be-
reits jetzt ist der Hufeisensee ein intensiv genutztes Badegewässer. Die Festsetzung von Bade-
bereichen und eines Rundweges dient dazu, entsprechend andere Teilbereiche zu schonen und 
um eine ungestörte Entwicklung der Ufervegetation zu gewährleisten. 

Gegenwärtig besteht ein Entsorgungsproblem durch die durch die Badenden hinterlassenen Ab-
fälle in den Uferbereichen. Im Rahmen der objektgenauen Ausführung wird durch die Aufstellung 
und regelmäßige Leerung von Papierkörben diese Thematik in Angriff genommen.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde in den Festsetzungen des Bebauun gsplans bereits berücksichtigt.  

 

D.9 Hinweise zur Herstellung von Wegen und Straßen 

Folgende Forderungen werden vorgebracht: Befestigung von Wegen mit Asphalt und Beton aus-
schließen, Verbindung zur Reide belassen, keine weiteren Erschließungsstraßen zulassen, Ver-
hinderung der Befahrbarkeit des Rundweges, Einschränkung der Breite des Weges. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Im Bebauungsplan wird keine explizite Festsetzung zu Art und Weise der Versiegelung von Ver-
kehrsflächen getroffen. Grundsätzlich ist jedoch eine Befestigung von Fuß- und Radweg zuläs-
sig. Für die Stellplätze wird eine Versickerungsfähigkeit gefordert. Die endgültige Befestigungsart 
u. a. des Rundweges wird in der Objektplanung festgelegt. Auch Einrichtungen zur Unterbindung 
von Fahrzeugverkehr auf dem Weg (z. B. Poller) können erst mit der Objektplanung definiert 
werden. Die Breite des uferbegleitenden Rundweges berücksichtigt den Begegnungsfall Fahr-
rad/Fahrrad und ist daher entsprechend dimensioniert. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst nicht mehr die Anbindung an die Reide, er 
endet an der Wallendorfer Straße. Damit sind auch keine Veränderungen in diesem Bereich der 
Reide definiert. 

Im Bebauungsplan werden über den Bestand hinaus keine zusätzlichen Erschließungsstraßen 
festgesetzt. Auch der Krienitzweg zwischen Grenzstraße und der geplanten Wendeeinrichtung ist 
bereits vorhanden, jedoch derzeit nicht befestigt. Neu ist lediglich die Fortführung des Krienitz-
weges bis an den Rundweg. Die Notwendigkeit ergibt sich aus der Herstellung eines Zuganges 
vom Parkplatz P 5 zum Badebereich mit Rettungsstation bzw. Rundweg. 

In der Konfliktanalyse unter Punkt 13.2.2 der Begründung wird auf Besucher abgestellt, die mit 
einem PKW anreisen und dafür die ausgewiesenen Parkplätze nutzen. Der Rundweg wird selbst-
verständlich nicht durchgängig für den motorisierten Individualverkehr befahrbar sein. Lediglich 
für die Erreichbarkeit der Rettungsstation am Westufer ist ein Befahren für ein Rettungsfahrzeug 
vom Krienitzweg vorgesehen und in Notfällen wird es für Rettungsfahrzeuge auch möglich sein, 
den gesamten Rundweg zu befahren. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  
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D.10 Forderung nach Verzicht auf Errichtung einer B rücke 

Auf die Brücke oder Steganlage im südwestlichen Bereich des Sees sollte verzichtet werden. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Für die Errichtung einer Brücke ist gemäß § 36 Wasserhaushaltsgesetz i.V.m. § 49 Wasserge-
setz Sachsen-Anhalt ein wasserrechtliches Genehmigungsverfahren notwendig.  

Es ist nicht vorgesehen, Uferabschnitte des Sees für Besucher zu sperren. Auch wenn eine Brü-
cke errichtet werden soll, wird diese für die Öffentlichkeit zugänglich sein. Dies ist dann über ein 
entsprechendes Wegerecht zu sichern.  

Daher wird auf eine Festsetzung im Bebauungsplan verzichtet. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird in den Festsetzungen des Bebauung splans berücksichtigt.  

 

D.11 Forderung nach Lenkung der Besucherströme 

Es wird eine Lenkung der Besucherströme gefordert, um sensible Bereiche zu schonen. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Der Rundweg und die Anbindungen an die erschließenden Straßen bleiben erhalten. Diese wer-
den auch jetzt bereits intensiv durch Spaziergänger und Radfahrer genutzt. Die Sportler des 
Wassersportzentrums erreichen dieses, wie bisher, über die Schkeuditzer Straße. Für Badegäste 
des Südstrandes und des Weststrandes werden Parkplätze in unmittelbarer Nähe angelegt. Zu-
dem sind die Badebereiche über den Rundweg zu erreichen. Die Golfer erreichen den Golfplatz 
über Grenzstraße/Krienitzweg. 

Die aus naturschutzfachlicher Sicht sensiblen Bereiche auf der Innenkippe, die Waldbereiche am 
Ostufer bzw. die Ausgleichsflächen werden nicht über das bisherige Maß hinaus von „Besucher-
strömen“ tangiert, da z.B. der KFZ-Verkehr im Randbereich verbleibt. Das stellt eine Verbesse-
rung im Vergleich zur gegenwärtigen Situation dar. 

Auch die Festsetzung von Badebereichen dient dazu, entsprechend andere Teilbereiche zu 
schonen und um eine ungestörte Entwicklung der Ufervegetation zu gewährleisten. 

Das Wassersportzentrum muss, wie bisher, im überwiegenden Zeitraum nur durch die Sportler 
erreicht werden. Bei Großveranstaltungen sind gesonderte Regelungen, wie auch bei anderen 
Großveranstaltungen im Stadtgebiet, zu treffen. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan bereits berücksi chtigt.  

 

D.12 Forderung nach Parkverbot in Grünflächen 

Parken in Grünflächen vermeiden. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Im Bebauungsplan werden Parkplätze an den Erschließungsstraßen festgesetzt. Im Rahmen des 
Bebauungsplanes können jedoch keine Regelungen getroffen werden, die ein wildes Parken 
vollständig unterbinden. Im Verfahren können nur die Grundlagen für ein ggf. mögliches ord-
nungsrechtliches Einschreiten geschaffen werden. 

  

Entscheidungsvorschlag:  
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Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes.  

 

D.13 Forderung nach Sperrung und Rückbau der Käthe- Kollwitz-Straße 

Forderung nach Sperrung und Rückbau der Käthe-Kollwitz-Straße, da mit der Äußeren Leipziger 
Straße eine Parallelverbindung zwischen den Ortsteilen (Reideburg und Kanena) besteht. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Die Käthe-Kollwitz-Straße liegt nicht im Geltungsbereich des Bebauungsplanes. Die Anregung ist 
daher im vorliegenden Verfahren nicht abwägungsrelevant.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes.  

 

D.14 Unzureichende Ausführungen unter Punkt 6.5 der  Begründung  

Ausführungen zur Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser sind technisch frag-
lich. Das Be- und Entwässerungsproblem ist ungeklärt, für die Zulassung des Bebauungsplanes 
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB aber notwendig. Konfliktanalyse fehlt 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Unter Punkt 6.5 der Begründung wird lediglich geregelt, wie mit dem auf den versiegelten Flä-
chen der Teilgebiete 1 (Golfhotel, Clubhaus usw.) und 2 (Wirtschaftshof) anfallenden Nieder-
schlagswasser umzugehen ist. Diese Festsetzung ist aus dem Festsetzungskatalog nach § 9 
Abs. 1 BauGB hergeleitet. Weitere Ausführungen zum Be- und Entwässerungskonzept sind den 
Punkten 8.1 und 8.2 der Begründung zu entnehmen. 

In der Begründung unter Punkt 13.2.2 wird eine Konfliktanalyse zu den Festsetzungen und Aus-
wirkungen des Bebauungsplanes auch in Bezug auf das Schutzgut Wasser vorgenommen. Die-
se Konfliktanalyse kann jedoch nur auf das abstellen, was auch aufgrund der Vorgaben des 
Baugesetzbuches Gegenstand eines Bebauungsplanverfahrens sein kann. 

Eine Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB ist daher nicht notwendig. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt.  

 

D.15 fehlende Aussagen in Begründung, wie „wildes“ Parken verhindert werden soll 

In den Unterlagen fehlen explizite Aussagen, wie das „wilde“ Parken unterbunden werden soll. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Im Bebauungsplan werden an den Hauptzugängen Parkplätze angeordnet, die im Rahmen der 
Herstellung entsprechend beschildert werden. Die jeweiligen Größen orientieren sich an der 
nutzbaren Fläche sowie dem zu erwartenden Besucheraufkommen, wobei letzteres großen jah-
reszeitlichen und witterungsbedingten Schwankungen unterliegen wird. Damit werden Angebote 
für ein ordnungsgemäßes Abstellen der Autos planungsrechtlich festgesetzt. Mit dem Bebau-
ungsplan ist es nicht möglich ein „wildes“ Parken vollständig zu unterbinden. Bei dem festgesetz-
ten ausreichenden Angebot an den frequentierten Bereichen besteht dann keine Veranlassung 
mehr für ein „wildes“ Parken. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes.  
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D.16 Wunsch nach Einbeziehung von Flächen östlich d er Wallendorfer Straße für das 
Parken, Ausweisung weiterer Parkplätze 

Der Bereich östlich der Wallendorfer Straße, der schon heute von vielen Besuchern genutzt wird, 
sollte für die Ausweisung von weiteren Parkplätzen genutzt werden. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Es wird davon ausgegangen, dass die festgesetzten Parkplätze ausreichen, um den zu erwar-
tenden Besucherverkehr aufzunehmen. Eine zusätzliche Ausweisung großflächiger Stellplatzbe-
reiche widerspricht auch dem Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes.  

 

D.17 Forderung nach Maßnahmen, die im Wohnpark Hufe isensee ein Anstieg des 
Parkaufkommens verhindern 

Es wird gefordert, dass alle Maßnahmen ergriffen werden, um einen Anstieg des Verkehrsauf-
kommens im Wohnpark Hufeisensee infolge der Planungen zu verhindern. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Ein Unterbinden von Parkplatzsuchenden innerhalb des Wohngebietes kann im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens nicht geregelt werden. Aber das Vorhalten einer ausreichenden An-
zahl von Stellplätzen an den Zugängen zum Erholungsraum erhöht die Attraktivität dieser Stell-
plätze, so dass eine Parkplatzsuche im Wohngebiet gemindert wird.  

Die Regelung des Durchgangsverkehrs bzw. Parkplatznutzung im Wohngebiet kann nur über 
eine ordnungsrechtliche Anordnung in Zuständigkeit der Verkehrsbehörde der Stadt Halle erfol-
gen. Dies bedarf jedoch eines gesonderten Verfahrens und ist nicht Gegenstand der vorliegen-
den Planung. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes.  

 

D.18 Forderung nach Schaffung eines Spiel- und Bolz patzes im nördlichen Teil des 
Plangebietes 

Es soll ein kostenloser und frei zugänglicher Spiel- und Bolzpatzes im nördlichen Teil des Plan-
gebietes geschaffen werden. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Südlich an das Wohngebiet angrenzend befinden sich Ackerflächen, die sich überwiegend nicht 
im Eigentum der Stadt Halle befinden, so dass eine Nutzungsänderung mit einem Flächenkauf 
verbunden wäre. Dafür stehen keine Haushaltsmittel der Stadt Halle zur Verfügung 

Hinzu kommen die Geräusche, die mit einem Spiel- und Bolzplatz verbunden sind. Aus diesem 
Grund wurden bereits auf Wunsch der Anwohner, die Grundstücke unmittelbar an das Plangebiet 
angrenzend besitzen, in diesem Bereich das Fußballgolfen zurückgenommen, um Beeinträchti-
gungen zu vermeiden. Aus den genannten Gründen kann dem oben genannten Ansinnen nicht 
Rechnung getragen werden. 

Nördlich des Bebauungsplangebietes befindet sich im Bereich der verlängerten Guido-Kisch-
Straße bereits ein öffentlicher Bolzplatz. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes.  
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D.19 Forderung nach Ausführung des Rundweges am Ufe r des Hufeisensee und von 
Maßnahmen zum Ausschluss des motorisierten Verkehrs   

Es wird gefordert, den Rundweg in seinem Ausbau so auszuführen, dass kein motorisierter Indi-
vidualverkehr mehr möglich ist. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Die Wegbreite wird gemäß der geltenden Richtlinien so bemessen, dass ein Begegnungsverkehr 
Fahrrad/Fahrrad möglich ist. Festsetzungen zu Absperreinrichtungen gegenüber dem Kfz-
Verkehr können im Bebauungsplan nicht festgesetzt werden. Diese sind der nachfolgenden Ob-
jektplanung vorbehalten. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes.  

 

D.20 Fehlende Anbindung des TG 5 

Im Plan sind keine Zuwegungen zur Rettungsstation (TG 5) vorgesehen. Auch fehlen Flächen für 
Slipanlage und Steganlage 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Der Rundweg wird im Abschnitt vom Krienitzweg bis zum TG 5 in einer Breite von 4,50 m festge-
setzt, die ein Befahren für ein Rettungsfahrzeug gestattet. Nur über diesen Bereich erfolgt die 
Zufahrt zur Rettungsstation.  

Für die Steganlage ist ein gesondertes wasserrechtliches Verfahren notwendig, daher wird auf 
die Darstellung im Bebauungsplan verzichtet.  

Die Errichtung der Slipanlage führt nicht zu einer Bodenversiegelung, da eine einfache Ausfüh-
rung gewählt werden kann. Da lediglich das Boot der Wasserrettung und der Angler zu Wasser 
gelassen werden soll, ist keine technisch aufwendige Anlage erforderlich, sondern nur eine ein-
fache Rampe (abgeschrägter Uferbereich).  

Auf eine lagemäßige Festsetzung wird verzichtet, da bei einer Verschiebung aus vorgenannten 
Gründen keine Auswirkungen auf eine geordnete städtebauliche Entwicklung zu befürchten sind. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes.  

 

D.21 Forderung nach uneingeschränkter Zufahrt zum G rundstück Krienitzweg 11 

Es wird gefordert, dass trotz der umfangreichen Planungen weiterhin die zufahrt zum Grundstück 
Krienitzweg Nr. 11 uneingeschränkt möglich ist. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Die Erholungsgärten am Krienitzweg sind über den Krienitzweg direkt sowie ein Geh-, Fahr- und 
Leitungsrecht entlang der Ost- und Nordseite der Gartengrundstücke hinreichend erschlossen.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt.  

 

D.22 Forderung nach Erreichbarkeit über den Hochweg  

Warum wurde die Anbindung an die Delitzscher Straße nicht einbezogen (Stellplätze, Straßen-
bahn, Fahrradweg)? 
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Stellungnahme der Verwaltung:  

Die Anbindung an die Delitzscher Straße ist Teil anderer rechtskräftiger Bebauungspläne. Die 
dortigen Maßnahmen sind bereits hergestellt und in Funktion. Näher Erläuterungen zur Anbin-
dungen des Erholungsraumes an das Straßennetz und den ÖPNV werden in der Begründung 
unter Punkt 4.3.1 und 4.3.2 dargestellt. Eine Einbeziehung der benannten Abschnitte ist nicht 
erforderlich. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan nicht berücksic htigt.  

 

D.23 Forderung nach Beibehaltung der Nutzungsrechte  für die von den Vereinen  
genutzte Land- und Wasserfläche 

Es wird gefordert, dass die bestehenden Nutzungsrechte der ansässigen Vereine für die Land- 
und Wasserflächen weiterhin beibehalten bleiben. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Es ist nicht beabsichtigt, die Nutzungsrechte der Vereine einzuschränken. Die bestehenden Nut-
zungsverträge gelten unabhängig vom Bebauungsplan.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung ist für die Planinhalte des Bebauungsp lans nicht relevant.  

 

D.24 Hinweise zur Schkeuditzer Straße 

Es wird die Befürchtung geäußert, dass die festgesetzte Breite der Schkeuditzer Straße (6,00 m) 
nicht ausreicht und gefordert, dass sie ab der Alten Schlosserei nur durch Vereine genutzt wer-
den kann. 

Angeregt werden die Beleuchtung der Straße und ihre Einbindung in den Winterdienst. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Es ist davon auszugehen, dass die festgesetzte Straßenbreite ausreichend ist, da die Straße 
lediglich der Erschließung des Wassersportzentrums dient und die Straße demzufolge nur eine 
geringe Belegung aufweist.  

Da es sich bei der Schkeuditzer Straße um eine öffentliche Straße handelt, kann sie auch öffent-
lich genutzt werden. Eine Einschränkung des Nutzerkreises ist nicht zu begründen und nicht be-
absichtigt. Eine Einschränkung des Nutzerkreises wäre in der geforderten Form auch gar nicht 
festsetzungsfähig. 

Inwieweit eine Beleuchtung der Straße und ihre Einbeziehung in den Straßenwinterdienst erfolgt, 
kann nicht im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens geklärt werden. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung ist für die Planinhalte des Bebauungsp lans nicht relevant.  

 

D.25 Vorschlag, den Verbindungsweg zwischen Alter S chmiede und Wassersport- 
zentrum für den Kfz-Verkehr auszubauen 

Es wird eine Benachteiligung der Wassersportler gegenüber den Betreibern des Golfplatzes un-
terstellt und der Ausbau des Weges zur Entlastung der Schkeuditzer Straße gefordert. 

Stellungnahme der Verwaltung:  
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Der genannte Verbindungsweg ist Teil des auszubauenden Rundweges um den Hufeisensee. Er 
dient der Erholung der Allgemeinheit und nicht den Interessen der Betreiber des Golfplatzes. 

Im Interesse der Erholungssuchenden soll dieser lediglich Fußgängern, Radfahrern und Skatern 
zur Verfügung stehen, nicht aber dem KFZ-Verkehr.  

Mit dem Ausbau des Weges bestünde auch die Gefahr eines sich entwickelnden Schleichver-
kehrs zwischen Leipziger Chaussee und Wallendorfer Straße. Dies würde wiederum zu Konflik-
ten zwischen Erholungssuchenden und dem KFZ-Verkehr führen. 

 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird nicht berücksichtigt.  

 

D.26 Vorschlag den WSC Halle e.V. an das öffentlich e Abwassernetz anzuschließen 

Es wird die Frage gestellt, ob bei Erweiterung der wassersportlichen Nutzungen ein Anschluss 
an das öffentliche Abwassernetz geplant sei. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Der Anbindepunkt für das Schmutzwasser aus den Teilgebieten TG 3 (Wassersport) und TG 5 
(Camping) befindet sich im Kreuzungsbereich Wallendorfer Straße/Schkeuditzer Straße. Eine 
Anbindung an das Netz wäre somit bei entsprechendem Schmutzwasseranfall möglich. 

Ein Regenwassersammler für die Nutzungen im östlichen Plangebiet verläuft in der Schkeuditzer 
Straße. Das Regenwasser wird von hier der Reide zugeführt. Da die Einleitmengen in die Reide 
begrenzt sind, wird für die Regenwassereinleitung in das Kanalnetz voraussichtlich eine Drossel-
vorgabe erteilt werden. Um die einzuleitende Regenwassermenge von vornherein zu begrenzen, 
ist vorgesehen, dass das Regenwasser weitestgehend auf den Grundstücken verbleibt. 

Unter Punkt 8.2 der Begründung wird das Entwässerungskonzept zum Bebauungsplan beschrie-
ben. Die Wirtschaftlichkeit eines Anschlusses an das Netz und die Dimensionierung der Leitun-
gen kann erst im Ergebnis der Objektplanungen für die Erschließungsanlagen im entsprechen-
den Baugenehmigungsverfahren festgeschrieben werden. 

 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt.  

 

D.27 Befürchtung, dass die an der Schkeuditzer Stra ße vorgesehenen Parkflächen nicht 
ausreichen 

Da der Wasserskiclub von einem perspektivischen Bedarf von 200 Stellplätzen ausgeht, wird 
befürchtet, dass die an der Schkeuditzer Straße ausgewiesenen Stellplätze nicht ausreichen 
werden und deshalb das wilde Parken an der Schkeuditzer Straße zunehmen wird. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit einer Fläche von ca. 255 ha werden insgesamt 
5 Flächen zur Errichtung von Parkplätze festgesetzt. Diese werden jeweils an den Hauptzugän-
gen zum Erholungsraum angeordnet. Zum Teil dienen sie dem Ersatz für an anderer Stelle weg-
fallende Stellplätze (P 1). Die Parkplätze P 2, P 3 und P 4 sichern bereits vorhandene Parkplätze 
und werden nur geringfügig erweitert. Damit soll das bisher bestehende „wilde“ Parken entlang 
der Wallendorfer Straße unterbunden werden. Der Parkplatz P 5 wird neu ausgewiesen und soll 
die über die Europachaussee ankommenden Fahrzeuge aufnehmen.  

Die Parkplätze werden überwiegend an den bestehenden, tangierenden Straßen angeordnet, um 
den Erholungsraum vom KFZ-Verkehr zu entlasten. Bei einer größeren Entfernung zwischen 
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Parkplatz und Erholungsraum fehlt erfahrungsgemäß die Akzeptanz durch die Nutzer des Erho-
lungs- und Freizeitraumes des Hufeisensees und es besteht die Gefahr des erneuten ungeregel-
ten Parkens.  

An der Schkeuditzer Straße wird der Parkplatz P 3 mit ca. 90 Plätzen festgesetzt. Ergänzend 
steht an der Wallendorfer Straße der Parkplatz P 2 mit weiteren 50 Plätzen zur Verfügung. Die 
ausgewiesenen Stellplätze sind daher, auch vor dem Hintergrund des Verzichts auf die Wa-
keboardanlage, für normale Sommerwochenenden ausreichend dimensioniert.  

In besonderen Situationen (z. B. Wettkämpfe mit viel Publikum) sind verkehrsorganisatorische 
Maßnahmen zur Lenkung der Besucherströme erforderlich (z. B. Busshuttleverkehr zu weiter 
entfernt liegenden Parkplätzen). 

 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird nicht berücksichtigt.  
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E Wakeboardanlage/Wassersportzentrum 

E.1 Befürchtete Einschränkungen durch Anlage 
Es werden nicht näher benannte Einschränkungen durch die Wakeboardanlage befürchtet. 

E.2 Gelände der Innenkippe ungeeignet 

Da die Innenkippe aufgeschüttet ist und für die Errichtung Bäume entfallen müssen, ist die In-
nenkippe ungeeignet.  

E.3 Notwendigkeit einer Anlage am Hufeisensee 

Die Notwendigkeit einer solchen Anlage wird in Frage gestellt.  

E.4 Gefährdung der Umwelt durch Errichtung der Wake boardanlage auf Deponie 

Durch die Errichtung der Wakeboardanlage auf der Deponie werden Gefahren für die Umwelt 
befürchtet. 

E.5  Einschränkung der ökologischen Funktion durch Wakeboard/Wassersport auf In-
nenkippe/Zentralbereich Hufeisensee 

Durch den Bau eine Wakeboardanlage auf der Innenkippe wird die ökologische Funktion dieses 
Bereiches eingeschränkt. 

E.6  Forderung nach räumlicher Verlagerung der Wake boardanlage aufgrund realisierter 
A/E-Maßnahmen auf Innenkippe und Erhalt der A/E-Maß nahmen 

Aufgrund bereits realisierter A/E-Maßnahmen auf der Innenkippe wird eine räumliche Verlage-
rung gefordert. 

E.7 Forderung nach Verzicht der Wakeboardanlage auf  der Innenkippe 

Auf den Bau einer Wakeboardanlage auf der Innenkippe soll verzichtet werden. 

E.8 Befürchtete statische Probleme auf der Innenkip pe durch Wakeboardanlage 

Da die Innenkippe aufgeschüttet ist, werden statische Probleme beim Bau befürchtet. 

E.9 Fehlen gutachterlicher Stellungnahmen zur Stati k und wirtschaftlichen Betrieb 

In den Unterlagen fehlen gutachterliche Aussagen zur Statik und zum wirtschaftlichen betrieb 
einer Wakeboardanlage. 

E.10 Befürchtete Beeinträchtigungen z.B. des Rotmil ans durch Sportveranstaltungen 

Sportveranstaltungen beeinträchtigen vorhandene Vogelpopulationen (z.B. Rotmilan). 

E.11  Störung der Rotmilan-Horste durch Wakeboardan lage 

Durch die Wakeboardanlage werden die Rotmilan-Horste gestört. 

E.12 Befürchtete Beeinträchtigung von Tieren durch Wakeboardanlage 

Durch die Wakeboardanlage werden dort lebende Tiere beeinträchtigt. 

E.13 Wo soll Ersatz für Ausgleichsmaßnahmen HES ges chaffen werden. 

Wo sollen die durch den Bau der Wakeboardanlage wegfallenden vorhandenen A/E-Maßnahmen 
ausgeglichen werden? 
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E.14 Auswirkungen der Wasserentnahme nicht untersuc ht 

Die Auswirkungen der Wasserentnahme für die Wakeboardanlage auf der Deponie wurden nicht 
untersucht. 

 

Stellungnahme der Verwaltung zu E 1 bis E 14:  

Ziel des bestehenden Wassersportzentrums ist es, sich als Leistungszentrum zu etablieren. Im 
Hinblick auf eine ursprünglich ab dem Jahr 2020 in Aussicht stehende olympische Disziplin „Wa-
keboard“ sollte das Angebot des Wasserskiclubs, der seit vielen Jahren sehr erfolgreich an nati-
onalen und internationalen Wettkämpfen teilnimmt, durch die neue Anlage ergänzt werden. Im 
Herbst 2013 ist seitens des IOC jedoch Wakeboard nicht in das olympische Programm aufge-
nommen worden. Somit kann in absehbarer Zeit eine Realisierung dieses Vorhabens finanziell 
nicht dargestellt werden. Die Interessensgemeinschaft Wakeboard hat sich daher mit der Bitte an 
die Stadt gewandt, diese Festsetzung nicht mehr im Bebauungsplan zu treffen. Dem will die 
Stadt folgen. 

Die Wakeboardanlage war bisher auf der Innenkippe festgesetzt. Die Flächen werden bislang als 
Acker bzw. Ausgleichmaßnahme genutzt. Am Rand der Innenkippe verläuft ein Weg, der im Be-
bauungsplan auch als Weg festgesetzt wird.  

Mit dem Verzicht auf die Festsetzung einer Wakeboardanlage ist eine Neuordnung der Flächen-
verhältnisse und -nutzungen im Bereich der Innenkippe demnach nicht erforderlich. Die landwirt-
schaftliche Nutzung wird von der weiteren Bauleitplanung nicht berührt. Die Ausgleichsmaßnah-
men für die HES bleiben erhalten.  

Daraus abgeleitet erfolgt eine Herauslösung der Innenkippe aus dem Geltungsbereich des Be-
bauungsplans. Der Geltungsbereich wird um die Fläche der Innenkippe verkleinert.  

Durch den Entfall der Festsetzungen zur Errichtung einer Wakeboard-Anlage wird der besonders 
sensible Naturraum, der Bereich der Innenkippe, vorläufig unangetastet bleiben. Dementspre-
chend stellt der Naturraum der Innenkippe so einen entsprechenden Ruhe- und Pufferbereich  
dar. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan berücksichtigt.  

 

E.15 Einwand gegen die Bezeichnung „Wassersportzent rum“ 

Wassersportzentrum ist nicht beschlossen und sollte nicht als solches dargestellt werden. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Die Bezeichnung im Bebauungsplan erfolgt unabhängig von der Organisationsform der Sport-
vereine. Sie soll verdeutlichen, dass eine Konzentration des Wassersports am Ostufer der In-
nenkippe angestrebt und planungsrechtlich gesichert wird. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  
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F Boden und Altbergbau 

F.1 Forderung zum Erhalt wertvoller Böden am Hufeis ensee 

Die wertvollen Schwarzerdeflächen um den Hufeisensee sind weiterhin für Landwirtschaft zu 
nutzen. Schwarzerdeflächen dürfen nicht einfach vernichtet werden. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Insbesondere mit der Festsetzung der Grünflächen für Golf und Freizeitsport werden Ackerflä-
chen überplant, auf denen überwiegend noch natürlich gewachsener Boden ansteht. Dieser wird 
derzeit als Acker genutzt. Versiegelungen und damit verbunden der Verlust von Boden ist ledig-
lich im Bereich des Teilgebietes TG 1 sowie des Parkplatzes P 5 zu verzeichnen. Vor dem Hin-
tergrund des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden sind die Ausweisungen auf das absolut 
notwendige Mindestmaß beschränkt worden. Der für die Baufeldfreimachung abzutragende 
Oberboden wird im Bereich des Golfplatzes für die Geländemodellierung wieder eingebaut, so 
dass er im Plangebiet erhalten wird. Golfplatz und Freizeitsport sind nicht mit Versiegelungen 
verbunden. Für diese Nutzungen sind Geländemodellierungen im Bereich der Spielbahnen not-
wendig, für die vorrangig vorhandenes Bodenmaterial genutzt werden wird. 

Alle weiteren Parkplätze werden auf bereits überprägten Standorten festgesetzt.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt.  

 

F.2 Befürchtete Setzungsprozesse, die Neubebauung a usschließen 

Hufeisensee ist Altbergbaugebiet, Setzungsprozesse können noch nicht abgeschlossen sein, so 
dass Neubebauung inakzeptabel ist 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Im Bebauungsplan sind die Braunkohlentagebauflächen mit dem Hinweis auf besondere bauli-
che Vorkehrungen bei einer Bebauung gekennzeichnet worden. Im Rahmen der nachfolgenden 
Objektplanung sind die notwendigen Vorkehrungen in den Baugrundgutachten festzulegen. Sei-
tens des Landesamtes für Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt sind im Rahmen der Betei-
ligung keine Hinweise eingegangen, die eine Bebauung in den festgesetzten Teilgebieten grund-
sätzlich ausschließen. Insgesamt wurden baulichen Maßnahmen in den Festsetzungen des Be-
bauungsplanes auf ein Mindestmaß reduziert, um das planerische Ziel der Entwicklung eines 
attraktiven, naturnahmen Erholungs- und Freizeitraumes am Hufeisensee umzusetzen 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  

 

F.3 Befürchteter Verlust der dauerhaften Standfesti gkeit der Uferböschungen beson-
ders im Bereich der Innenkippe durch Wakeboardanlag e 

Durch die Nutzungsintensivierung wird ein Verlust der dauerhaften Standfestigkeit der Uferbö-
schungen, insbesondere im Bereich der Innenkippe, befürchtet. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Die Wakeboardanlage wird nicht mehr im Bebauungsplan festgesetzt. Somit wird keine Verände-
rung der Standfestigkeit der Böschungen in diesem Bereich erfolgen. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan berücksichtigt. 
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F.4 Kritik an zusätzlicher Bodenversiegelung  

Die zusätzliche Bodenversiegelung durch Wege, Stellflächen, Wartungs- und Bauflächen wird 
kritisiert. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes wird der Rundweg um den See ausgebaut. Das ist 
aufgrund des schlechten Zustandes des Weges dringend notwendig. Zur Befestigung des Weges 
trifft der Bebauungsplan keine Festsetzung. In der Objektplanung ist der Ausbaustandard zu prü-
fen und festzulegen. 

Die Parkplätze sind gemäß der Festsetzung so zu befestigen, dass Niederschlagswasser weiter-
hin versickern kann (siehe Festsetzung 6.1). 

Auf die Festsetzung der Wakeboardanlage wird verzichtet. Im Wassersportzentrum (Teilgebiete 
3a und 3b) sind lediglich Ersatzneubauten auf den derzeit schon genutzten Flächen vorgesehen. 
Es ist damit keine Ausdehnung der überbaubaren Grundstücksflächen verbunden. 

Neuversiegelungen sind in den Teilgebieten 1 und 2 für die Funktionsgebäude und Nebenanla-
gen des Golfplatzes sowie die dafür erforderliche Erschließung vorgesehen. Die Bauflächen 
werden jeweils an bereits vorhandene Wege/Straßen angeordnet. Damit wird die Versiegelung 
minimiert. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregungen werden im Bebauungsplan bereits berü cksichtigt. 

 

F.5 Prüfung der Kennzeichnung von Bodenbelastungen im Bauleitplan 

Die Kennzeichnung von Bodenbelastungen im Bauleitplan ist ausdrücklich nochmals zu prüfen. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Die Kennzeichnung dieser Flächen ist nachrichtlich aus dem Altlastenkataster des Umweltamtes 
übernommen worden. 

Im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange ist durch das Umweltamt eine weite-
re Altlast im Bereich des künftigen Campingplatzes benannt worden, die in die Planzeichnung 
übernommen wird. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan berücksichtigt.  

 

F.6 Befürchtete irreversible Verdichtung durch Eins atz von schwerem Gerät 

Durch den Einsatz von schwerem Gerät im Zuge der Baumaßnahmen und der Nutzung des 
Golfplatzes wird eine irreversible Verdichtung des Bodens befürchtet.  

Stellungnahme der Verwaltung: 

Eine Bodenverdichtung ist nur in dem Maß zu erwarten, wie sie auch bei einer ordnungsgemä-
ßen Landwirtschaft erfolgt. Verdichtete Böden führen im Allgemeinen zu Staunässeerscheinun-
gen. Im Hinblick auf die künftige Pflege des Golfplatzes liegt das Interesse des Investors in einer 
Vermeidung von Bodenverdichtungen, um das Wachstum der Vegetation nicht zu gefährden. 

Auch ist festzustellen, dass bei Pflege und Wartung von Golfanlagen in der Regel kleinere und 
wendige Maschinen zum Einsatz kommen, womit eine Bodenverdichtung weitgehend vermieden 
werden kann. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes. 
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F.7 Befürchteter Verlust der Bodenqualität 

Durch die Umnutzung der landwirtschaftlichen Flächen wird der Verlust der Bodenqualität be-
fürchtet. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Mit der Errichtung des Golfplatzes verbleibt der vorhandene Boden, inbegriffen der hochwertige 
Mutterboden, im Plangebiet, da er zur Modellierung der Flächen verwendet wird. Mit der Model-
lierung ist jedoch eine Veränderung des Bodenaufbaus verbunden. Dennoch kann der Boden 
gemäß Bodenbewertungsmodell Sachsen-Anhalts seine Funktion als Pflanzenstandort und für 
den Wasserhaushalt weiterhin ausüben. 

Eine Bewertung des Bodens, einschließlich der Ackerflächen, wird in Tabelle 18 sowie unter 
Punkt 13.2.2 vorgenommen. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes. 

 

F.8 Unzureichende Untersuchungen des geplanten Wege verlaufs  

Der geplante Wegeverlauf am See ist nicht ausreichend untersucht, da der Uferbereich des Sees 
als nicht standsicher eingeschätzt wird. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Der Wegeverlauf orientiert sich überwiegend am bereits vorhandenen Weg. Untersuchungen zur 
Standsicherheit bzw. zum Baugrund sind erst Gegenstand der nachfolgenden Objektplanung. Im 
Rahmen der Beteiligung der Behörden wurden jedoch bereits Erkenntnisse zur Standsicherheit 
in einzelnen Bereichen in den Bebauungsplan eingearbeitet. 

Um einen gewissen Spielraum bei der endgültigen Wegeplanung zuzulassen, ist im Bebauungs-
plan eine Festsetzung erfolgt, die ein Abweichen der Trasse von dem zeichnerisch festgesetzten 
Verlauf zulässt (textliche Festsetzung 3.1). 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes. 
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G Nutzbarkeit des Hufeisensees für Allgemeinheit 

G.1 Befürchtete Einschränkungen für viele durch Gol fnutzung für wenige 
Der Hufeisensee wird durch Jogger, Angler, Surfer und Radfahrer genutzt, die durch den Golf-
platz eingeschränkt werden. Der Hufeisensee ist familienfreundlich. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Alle Erholungssuchenden erreichen den See über das vorhandene Straßen und Wegenetz, das 
mit der Planung nicht eingeschränkt wird. Der Rundweg um den See wird erhalten und soll aus-
gebaut werden, um die Nutzbarkeit auch für Menschen mit Einschränkungen der Beweglichkeit 
zu verbessern. Mit der Ausweisung von Badebereichen wird diese Nutzung geordnet und auf drei 
Bereiche am See beschränkt, was keinesfalls zu einer Einschränkung der Nutzungsbereiche für 
Angler führt. Mit dem Teilgebiet TG 5 erhält der Anglerverband als Bewirtschafter des Sees so-
gar die Möglichkeit, einen Raum innerhalb des möglichen Gebäudes für ihre Ausrüstung bzw. für 
ein Boot zu errichten. Da im Bereich der Wasserfläche ergänzend zu den derzeit vorhandenen 
keine neuen Nutzungen zugelassen werden, gibt es auch keine Einschränkungen im Vergleich 
zum Ist-Zustand. 

Durch die Anlage des geplanten Golfplatzes auf der landwirtschaftlichen Nutzfläche westlich des 
Sees und der Deponie ist keine Einschränkung für die Allgemeinheit verbunden, da auch bisher 
beide Flächen  der Öffentlichkeit nicht zur allgemeinen Nutzung zur Verfügung standen.  

Hinsichtlich der Familienfreundlichkeit ist zunächst darauf hinzuweisen, dass der bestehende, 
schlechte Zustand des Rundweges den Zugang für Familien mit Kleinkindern erschwert. Mit der 
Ausweisung von Badebereichen mit Liegewiesen, dem geplanten Fußballgolf und dem Ausbau 
des Rundweges wird die Attraktivität des Erholungsraumes für Familien entscheidend verbes-
sert.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes. 

 

G.2 Zweifel an Familienfreundlichkeit bei großfläch iger Golfplatznutzung 

Die Bedürfnisse von Familien wurden nicht ausreichend gewürdigt. Die Familienfreundlichkeit der 
Planung wird in Frage gestellt, wenn der Großteil des Areals nur für Golf genutzt wird. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes wird das Ziel verfolgt, die bereits vorhandenen Nut-
zungen im Erholungsraum zu ordnen, langfristig zu sichern und neue Nutzungen vorzubereiten. 
Die Familienfreundlichkeit ergibt sich nicht zuletzt aus der Vielfältigkeit der künftigen Freizeitmög-
lichkeiten. Die Badebereiche mit den Liegeflächen und der Rundweg sind kostenfrei für alle Be-
sucher nutzbar. Andere Aktivitäten wie Fußballgolfen und ein eventueller Tret- und/oder Ruder-
bootverleih werden für die Zielgruppe von Familien aufgrund des damit verbundenen Unterhal-
tungs- und Betreibungsaufwandes gegen eine Nutzungsgebühr angeboten werden. Auch der 
Golfclub wird eine aktive Jugendarbeit anstreben. 2016 sollen am Hufeisensee die Deutschen 
Jugendmeisterschaften ausgerichtet werden.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes. 
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G.3 Ablehnung der Baumaßnahmen durch einen Investor  

Ablehnung und Bedenken gegen den Bau eines Golfplatzes, Hotels, Wakeboardanlage, Park-
plätze und Asphaltweg am Hufeisensee durch einen Investor. Vorrang einer Privatinvestition vor 
anderen öffentlichen Belangen. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Grundsätzlich kann festgehalten werden, dass es der Regelfall ist, dass durch ein Bebauungs-
planverfahren Baurecht für private Investitionen geschaffen wird. 

Die im Bebauungsplan vorbereiteten baulichen Maßnahmen werden durch verschiedene Investo-
ren umgesetzt. Der größte Teil des Rundweges und die verschiedenen Parkplätze sind, da diese 
weiterhin öffentlich sein werden, durch die Stadt Halle zu realisieren.  

Der Golfplatz wird durch die Golfpark Hufeisensee GmbH & Co. KG errichtet. Der Investor für 
das Hotel steht noch nicht fest. 

Auf die Festsetzung der Wakeboardanlage wird im weiteren Verfahren verzichtet. Für die Wei-
terentwicklung der im Wassersportzentrum ansässigen Vereine sind diese auch in finanzieller 
Hinsicht zuständig. Auch die Realisierung und Betreibung des Campingplatzes im Südosten des 
Hufeisensees ist durch einen Investor vorgesehen. Interessenbekundungen liegen der Stadt be-
reits vor. 

Zusammenfassend wird festgestellt, dass für die einzelnen Vorhaben unterschiedliche Investoren 
zuständig sind und keinesfalls eine Präferenz eines Investors erfolgt. Die öffentlichen Haushalte 
können die erforderlichen Investitionen nicht tätigen.  

Insgesamt dienen die Aktivitäten der verschiedenen Investoren jedoch der Aktivierung eines um-
fassenden Erholungs- und Freizeitpotenzials und stellen damit eine erhebliche Aufwertung des 
Halleschen Ostens dar und befördern wesentliche öffentliche Belange und Entwicklungsziele. 

 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplans. 

 

G.4  Freizügige Nutzung des Sees für das Freizeitsc hwimmen durch Planungen nicht 
mehr möglich 

Durch die Planungen ist die freizügige Nutzung des Sees für das Freizeitschwimmen nicht mehr 
möglich. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Mit dem Bebauungsplan werden die Badebereiche am Ufer geordnet und die Entwicklung des 
Wassersportzentrums gesichert. Über das derzeit vorhandene Maß an wassersportlichen Nut-
zungen hinaus werden keine neuen Nutzungen am und im See zugelassen.  Durch Sicherung 
des derzeitigen Maßes der Bademöglichkeiten wird dieses nicht verhindert, sondern erst dauer-
haft gesichert und damit nachhaltig ermöglicht. 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregung wird im Bebauungsplan berücksichtigt.  

 

G.5  Vorwurf der Vertreibung von Badegästen durch p rivate Investitionen 

Durch die privaten Vorhaben werden Badegäste vom See vertrieben. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Die ausgewiesenen Bade- und Strandbereiche orientieren sich zunächst an der Standsicherheit 
der Böschungen. Am Nord- und Südufer werden bereits jetzt schon intensiv genutzte Uferab-
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schnitte für das Baden planungsrechtlich dauerhaft gesichert. Für die daran angrenzenden Nut-
zungen (landwirtschaftliche Nutzfläche am Nordufer, Kleingärten und Wald am Südufer) werden 
keine Nutzungsänderungen definiert. 

Am Westufer wird an den Badebereich eine Fläche für die Nutzung „Fußballgolfen“ angrenzen. 
Die Idee ist, hier eine Verknüpfung mit dem Sport herzustellen, um insbesondere für Familien ein 
besonderes Angebot zu bieten. Der Golfplatz wird zudem in diesem Bereich durch das Fußball-
golfen vom Badebereich räumlich abgegrenzt, um mögliche Nutzungskonflikte zu vermeiden. 

Die Bereiche privater Investitionen greifen nicht in die Badeabschnitte ein. Ziel ist am Westufer 
einen über die Badenutzung hinaus attraktiven Bereich zu schaffen, der mit seinen Angeboten 
allen Besuchern zugute kommt. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes.  

 

G.6  Hinweis zum Aufstellen von Verbotsschildern am  See 

Es sollen keine Verbotsschilder „Achtung! Baden verboten! Privatgelände!“ aufgehängt werden. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Der Hufeisensee, die Zugänge sowie der Rundweg werden weiterhin öffentlich zugänglich sein. 
Das Baden wird künftig an den im Bebauungsplan festgesetzten Badebereichen zulässig sein, 
die öffentlich und frei zugänglich sein werden und kostenfrei zu nutzen sind. An den anderen 
Uferabschnitten ist das Baden aufgrund der nicht standsicheren Böschungen, auch wenn diese 
Bereiche öffentlich sind, künftig weiterhin verboten. Dieser Umstand macht es für die Stadt un-
umgänglich, auf diese Gefahr im Rahmen ihrer Verkehrssicherungspflicht mit Verbotsschildern 
hinweisen. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplans. 

 

G.7 Verhältnis zwischen Planungsaufwand und prognos tizierten Nutzerzahlen des 
Golfplatzes  

Der erhebliche Planungsaufwand steht in keinem vernünftigen Verhältnis zu den prognostizierten 
Nutzerzahlen des Golfplatzes. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Ziel des Bebauungsplans ist nicht nur die Einordnung eines Golfplatzes, sondern auch die Neu-
ordnung verschiedenster Nutzungen in dem Freizeit- und Erholungsraum. Aufgrund der Größe 
des Geltungsbereichs ist ein entsprechender Planungs- und Untersuchungsaufwand gegeben 
und erforderlich. 

Die Planungskosten für den Golfplatz werden von dem potentiellen Investor getragen. Eine direk-
te Verbindung zwischen allgemeinem Planungsaufwand und den zukünftigen nutzerzahlen kann 
nicht hergestellt werden. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  
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G.8 Wunsch nach kostenloser Badenutzung sowie Siche rung durch Rettungsschwim-
mer 

Es wird die Möglichkeit zum naturnahen, unentgeltlichen Baden auf Dauer gefordert. Weiterhin 
sollen Rettungsschwimmer die Badestelle betreuen und als Platzmeister auf Ordnung achten. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Ziel der Planung ist es, dass jetzt nicht offiziell zugelassene Baden in sicheren Uferbereichen 
kostenfrei für alle Besucher zu ermöglichen. 

Zur Sicherung des Badebetriebes im Bereich des geplanten Strandbades am Westufer ist die 
Errichtung einer Wasserrettungsstation in unmittelbarer Wassernähe vorgesehen. Mit der Fest-
setzung einer Baufläche (Teilgebiet 4) wurden auch die Voraussetzungen für die Errichtung einer 
entsprechenden Baulichkeit geschaffen. Die Bewachung des Strandes wird voraussichtlich durch 
den DRK Wasserrettungsdienst Halle (Saale) e.V. erfolgen.  

Ein entsprechendes Wasserrettungskonzept ist zeitgleich mit dem B-Planverfahren durch den 
Wasserrettungsdienst erarbeitet worden. In diesem Konzept wird die Art und Weise der Betreu-
ung und Überwachung dargelegt. 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt. 

 

G.9 Kein Verkauf öffentlicher Grünflächen an privat e Investoren 

Es wird gefordert, dass öffentliche Grünflächen nicht ein einen privaten Investor verkauft werden 
dürfen. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Zu den Eigentumsverhältnissen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird auf Punkt 4.1 
der Begründung verwiesen. Mit der Errichtung des Golfplatzes werden überwiegend landwirt-
schaftliche Nutzflächen überplant, die sich überwiegend im Eigentum der Stadt befinden. Es er-
folgt demnach ein Verkauf von Ackerflächen an den Golfplatz-Investor. 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes. 

 

G.10 Forderung nach Verzicht auf Bootsanlegemöglich keit im Nordwesten  

Für die sportliche Nutzung ist stets das Wassersportzentrum vorgesehen gewesen. Um die Nut-
zung der Wasserflächen im westlichen und nördlichen Bereich nicht noch weiter zu verstärken, 
sollte diese Möglichkeit für das Nordwestufer gestrichen werden. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Im Bereich des Weststrandes gibt es – in Abhängigkeit von der Erteilung der erforderlichen was-
serrechtlichen Genehmigung – Überlegungen, einen Verleih von nicht motorisierten Wasserfahr-
zeugen einzurichten. Das sind Ruder- und/oder Tretboote, die nicht zu Beeinträchtigungen von 
Natur und Umwelt führen.  

Eine Einordnung ist an dieser Stelle erforderlich, weil im südöstlichen Bereich des Wassersport-
zentrums Vereine ansässig sind, die unter anderem auch Leistungssport betreiben. Durch diese 
Vereine ist der Uferstreifen bereits umfassend genutzt. Zudem ist für Wasserski aus Sicherheits-
gründen ein konkreter Bereich definiert worden, da der Verein für seinen Sport auch ein Motor-
boot nutzen muss und somit Abstände zu anderen Sportarten, die ebenfalls die Wasserfläche 
nutzen, einzuhalten sind. Ein Bootsverleih kann daher in diesem südöstlichen Bereich nicht zu-
sätzlich eingeordnet werden. 

Entscheidungsvorschlag: 
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Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes. 

 

G.11 Forderung nach familienfreundlicher Umgestaltu ng der Innenkippe 

Die Halbinsel sollte als beruhigtes Gebiet belassen und parkähnlich gestalten (Picknick, Ballspiel, 
Querwege, Rundweg, Schlittenhügel usw.) werden. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Im Bereich der Halbinsel, der sogenannten Innenkippe sind Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
für den Bau der HES (Haupterschließungsstraße Gewerbegebiet Halle-Ost) umgesetzt worden. 
Ein Teil wird derzeit als Ackerfläche genutzt. Der Bebauungsplan sah im Entwurf die Errichtung 
einer Wakeboardanlage vor. Diese wird im Bebauungsplan auf Wunsch der Wassersportler nicht 
mehr festgesetzt. Damit bleiben die bisherigen Nutzungen erhalten.  

Mit dem Verzicht auf die Festsetzung einer Wakeboardanlage ist eine Neuordnung der Flächen-
verhältnisse und -nutzungen im Bereich der Innenkippe demnach nicht erforderlich. Die Aus-
gleichsmaßnahmen für die HES bleiben erhalten.  

Daraus abgeleitet erfolgt eine Herauslösung der Innenkippe aus dem Geltungsbereich des Be-
bauungsplans. Der Geltungsbereich wird um die Fläche der Innenkippe verkleinert.  

Durch den Entfall der Festsetzungen zur Errichtung einer Wakeboard-Anlage wird der besonders 
sensible Naturraum, der Bereich der Innenkippe, vorläufig unangetastet bleiben. Dementspre-
chend stellt der Naturraum der Innenkippe so einen entsprechenden Ruhe- und Pufferbereich  
dar. 

Eine Ausweisung von entsprechenden Freizeitanlagen (Picknick, Ballspiel, Schlittenhügel etc.) 
erfolgt daher nicht. Für die in der Anregung vorgebrachten Nutzungen ist der Weststrand vorge-
sehen. 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt. 
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H Hotel, Golfplatz, Camping 

H.1  Zweifel an Notwendigkeit neuer Hotelkapazitäte n 

Der Bedarf und die Notwendigkeit neuer Hotelkapazitäten werden angezweifelt. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Das Hotel ist in Verbindung mit dem Golfclub und dem Clubhaus zu sehen. Ziel ist es, neben den 
Golfern aus der Stadt Halle und der unmittelbaren Umgebung auch Golftouristen zu gewinnen. 
Durch den Standort und die Verknüpfung der Nutzungen ist neben den wirtschaftlichen Vorteilen 
für Gastronomie, Hotel und Golfclub auch eine Erhöhung der Attraktivität des Erholungsraumes 
zu sehen. Die Gastronomie bietet die Möglichkeit, ganzjährig eine gastronomische Versorgung 
am Hufeisensee anzubieten, was auch z.B. Spaziergängern und Radfahrern zugutekommen 
wird.  Für den Bau des Hotels gibt es einen bereits in Halle tätigen Interessenten. Ein Bedarf wird 
demnach von privatwirtschaftlicher Seite gesehen.  Der Bebauungsplan schafft die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für die Ansiedlung eines Hotels. 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  

 

H.2  Zweifel an Unrentabilität eines 18-Loch-Golfpl atzes 

Warum ist ein kleiner Golfplatz wirtschaftlich nicht rentabel? Bereits 18-Loch-Anlage ausrei-
chend. Muss es unbedingt eine überdimensionierte 27-Loch-Anlage sein? 

 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Gleichwohl die Wirtschaftlichkeit eines Planvorhabens nicht Gegenstand eines Bebauungsplan-
verfahrens ist, sondern durch den Bebauungsplan das Planungsrecht für die Fläche geschaffen 
wird, d.h. die Fläche planerisch für die Errichtung eines Golfplatzes vorbereitet wird, ist zur Erläu-
terung Folgendes auszuführen: 

Eine 27-Loch-Anlage stellt eine optimale Betriebsgröße für eine zukunftsfähige Golfanlage dar. 
Die Kombination von 3 x 9 Löchern bietet Abwechslung und macht den Golfpark besonders  
attraktiv. So kann beispielsweise auf 18 Loch-Anlagen ein Turnier gespielt werden, und gleichzei-
tig können andere Golfer auf den weiteren 9 Löchern ihre Privatrunden spielen. 27 Loch-Anlagen 
bieten daher den größten Kunden-Nutzen und genießen eine höhere Nachfrage als 18 Loch-
Anlagen oder nur 9 Loch-Anlagen. Der Deutsche Golfverband (DGV) hat ermittelt, dass Golfan-
lagen mit 27 Löchern in den letzten Jahren den höchsten Zuwachs an neuen Mitgliedern hatten.  

Auch aus betriebswirtschaftlicher Sicht sind 27 Loch-Anlagen interessant: Man hat 150% der 
Kapazitäten einer 18 Loch-Anlage, braucht aber nur 2 Mitarbeiter mehr in der Platzpflege. 
27 Loch-Anlagen sind in der Regel wirtschaftlich stabiler als 18 Loch-Anlagen. 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregungen haben keine Auswirkungen auf die Pla ninhalte des Bebauungsplans. 

 

H.3 Zweifel an Golfplatzbedarf 

Der Bedarf an einem Golfplatz in Halle wird bezweifelt. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Grundsätzlich gehört ein Golfplatz für ein Oberzentrum wie die Stadt Halle zu einer angemesse-
nen Ausstattung an Sport- und Freizeiteinrichtungen. Auch in Halle gibt es derzeit zahlreiche 
Golfer, die die Anlagen in Leipzig oder Meisdorf nutzen. Angesichts des an Beliebtheit gewin-
nenden Golfsports, der ab 2016 olympische Disziplin wird, wird von einer potenziellen Mitglieder-
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zahl des Golfclubs am Hufeisensee von 800 Mitgliedern ausgegangen. Die Anlage eines Golf-
platzes ist für die Stadt Halle darüber hinaus ein Standortfaktor, der zur Attraktivität der Stadt als 
Wohnort beiträgt. Gleichzeitig erfolgt so eine Stärkung der oberzentralen Funktion.  

Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregungen haben keine Auswirkungen auf die Pla ninhalte des Bebauungsplans. 

 

H.4 Zweifel an geplanten Vorhaben sowie deren Größe  und Wirtschaftlichkeit 

Die Größe und Ökonomie der geplanten Vorhaben wird bezweifelt. Die Konkurrenz zu Leipzig 
sollte berücksichtigt werden. Die wirtschaftliche Tragfähigkeit und Notwendigkeit für Wakeboar-
danlage wird bezweifelt. Der Campingplatz ist überdimensioniert. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Der Bebauungsplan sieht verschiedene Nutzungen vor, die im Vorfeld bzw. parallel zur Auf-
stellung des Bebauungsplans hinsichtlich ihrer Machbarkeit untersucht worden sind. So ist 
zum Golfplatz eine Machbarkeitsstudie, zum Campingplatz eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
erarbeitet worden. Für die Prüfung der Plausibilität der Errichtung einer Wakeboardanlage sind 
bereits realisierte Vorhaben zugrunde gelegt worden. Insofern stellen die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes realistische Flächengrößen dar. Wirtschaftlichkeit ist jedoch kein Belang des 
Bebauungsplanes; das unternehmerische Risiko trägt der jeweilige Investor.  

Seitens des Golfclubs ist selbstverständlich eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung durch einen an-
erkannten Wirtschaftsexperten erstellt worden. In dieser Betrachtung sind andere Standorte im 
Umkreis von Halle sowie die Anzahl potenzieller Golfer eingeflossen.  

Der Bebauungsplan sah im Entwurf die Errichtung einer Wakeboardanlage vor. Diese wird im 
Bebauungsplan auf Wunsch der Wassersportler nicht mehr festgesetzt. Damit bleiben die bishe-
rigen Nutzungen erhalten.  

Mit dem Verzicht auf die Festsetzung einer Wakeboardanlage ist eine Neuordnung der Flächen-
verhältnisse und -nutzungen im Bereich der Innenkippe demnach nicht erforderlich. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan teilweise berück sichtigt. 

 

H.5 Forderung nach Verzicht auf Gästezimmer, Ferien wohnungen sowie Restaurant  

Für gesamten Geltungsbereich sollen, soweit es sich um den Außenbereich handelt, Gästezim-
mer, Ferienwohnungen sowie Restaurants nicht zulässig sein. 

Stellungnahme der Verwaltung:   

Das Plangebiet lag vor Aufstellung des Bebauungsplanes im Außenbereich gemäß § 35 BauGB. 
Zur Schaffung der Voraussetzungen für die Neuordnung des Erholungs- und Freizeitraumes in-
begriffen der Errichtung der geplanten baulichen Anlagen ist die Durchführung eines Planverfah-
rens erforderlich. In Verbindung mit dem Golfplatz soll ein Restaurant entstehen. Dieses gehört 
üblicherweise zur Ausstattung eines Golfclubs. Dieses wird allen Besuchern des Erholungsrau-
mes zur Verfügung stehen. In den Teilgebieten 3 a und 3 b (Wassersport) sind bereits im Be-
stand Gästezimmer und Ferienwohnungen vorhanden, die durch Sportler und Vereinsmitglieder 
genutzt werden. Diese werden über die entsprechenden Festsetzungen gesichert. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt. 
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H.6 Forderung des Nachweises der wirtschaftlicher T ragfähigkeit eines Campingplat-
zes vor Ausweisung der Fläche 

Vor Ausweisung der Fläche für den Campingplatz wird der Nachweis der wirtschaftlichen Tragfä-
higkeit einer solchen Nutzung gefordert. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Im Stadtgebiet Halles gibt es keinen innenstadtnahen Camping- und Caravanplatz. Durch die 
planerische  Festsetzung dieser Nutzung am Hufeisensee sollen in der Stadt Halle vorhandene 
Defizite abgebaut werden. In Vorbereitung des Bebauungsplanes ist der Bedarf und der Standort 
untersucht worden. Auch vor dem Hintergrund des angrenzenden Wassersportzentrums können 
sich hier Synergieeffekte ergeben. Mit dem Bebauungsplan wird die Möglichkeit der Ansiedlung 
eines Camping- und Caravanplatzes planerisch vorbereitet. Die Wirtschaftlichkeit ist kein städte-
baulicher Belang. Es hat jedoch eine Untersuchung durch ein im touristischen Bereich erfahre-
nes Consultingunternehmen zur Machbarkeit stattgefunden, die insbesondere den Bedarf eruier-
te und den Standort hinsichtlich seiner Eignung betrachtete. 

Im Ergebnis wurde der Standort im südöstlichen Bereich des Plangebietes als für die Errichtung 
eines Campingplatzes geeignet festgestellt. Wirtschaftlichkeit ist kein Belang des Bebauungspla-
nes; das unternehmerische Risiko trägt der jeweilige Investor. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  

 

H.7 Forderung nach Verlagerung des Campingplatzes a uf Innenkippe 

Der zukünftige Campingplatz sollte vom geplanten Standort in den Bereich der Innenkippe verla-
gert werden. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Im Vorfeld der Festsetzung des Campingplatzes ist eine Machbarkeitsuntersuchung erstellt wor-
den, die die grundsätzliche Umsetzung am vorgesehenen Standort bestätigte.  

Vor dem Hintergrund der naturbelassenen Situation und aufgrund nicht gewollter zusätzlicher 
Verkehrsströme ist die Innenkippe als möglicher Standort für einen Campingplatz ausgeschlos-
sen worden. 

Mit dem Verzicht auf die Festsetzung einer Wakeboardanlage ist zudem eine Neuordnung der 
Flächenverhältnisse und -nutzungen im Bereich der Innenkippe nicht mehr erforderlich. Die Aus-
gleichsmaßnahmen für die HES bleiben erhalten. Daraus abgeleitet erfolgt eine Herauslösung 
der Innenkippe aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans. Der Geltungsbereich wird um die 
Fläche der Innenkippe verkleinert. Somit steht eine Verlagerung des Campingplatzes nicht mehr 
zur Disposition.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  

 

H.8 Forderung nach Verlagerung von Golf und Fußball golf an anderen Standort  

Es wird gefordert, Flächen für Golf und Fußballgolf an einer anderen Stelle des Stadtgebietes 
zuzulassen  

Stellungnahme der Verwaltung: 

Für die Ausweisung eines Golfplatzes sind bestimmte Standortfaktoren notwendig. Zunächst sind 
der Flächenbedarf und die Verfügbarkeit dieser Flächen entscheidende Kriterien. Diese können 
am Hufeisensee erfüllt werden. Wie der Standortalternativenprüfung (Punkt 13.4 der Begrün-
dung) zu entnehmen ist, sind in der Vergangenheit weitere Standorte durch den Investor hin-
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sichtlich ihrer Machbarkeit für eine Golfplatznutzung untersucht worden. Weitere gleichgeeignete 
Flächen in der Größenordnung stehen im Stadtgebiet nicht zur Verfügung. 

Das Fußballgolfen wird in unmittelbarer Nachbarschaft zum Golfen angeordnet, da sich Syner-
gien hinsichtlich Betrieb und Pflege beider Nutzungen ergeben. Ein weiterer positiver Effekt ist 
die Verbindung zum Badebereich und zum Erholungsraum insgesamt. Die sportliche Betätigung 
beim Fußballgolfen ergänzt die Erholungseignung des Badebereiches. Diese Standortfaktoren 
sind in dieser Form an anderer Stelle im Stadtgebiet nicht gegeben. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt. 

 

H.9 Forderung nach Verzicht auf Golfhotel 

Auf die Ausweisung eines Golfhotels sollt verzichtet werden. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Der Bebauungsplan schafft die planerischen Vorrausetzungen für die Umsetzung konkreter 
Planvorhaben, unter anderem auch für die Errichtung eines Golfhotels im Teilgebiet 1. Dieses ist 
in Verbindung mit dem Anlage des geplanten Golfplatzes zu sehen. In diesem Gebäude wird das 
Clubhaus mit der notwendigen Gastronomie, Verwaltungs- und Serviceräume untergebracht. 
Das Hotel dient der Übernachtung von Golfern z.B. bei Turnieren, dient aber auch der besseren 
Auslastung der Gastronomie, die zudem auch den Freizeitnutzern und Erholungsuchenden des 
Hufeisensees zur Verfügung stehen wird und ganzjährig betrieben werden soll. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt. 

 

H.10 Forderung nach Verlagerung des Sondergebietes Golf 

Es wird die Verlagerung des Golfclubgebäudes in den Bereich Alte Schmiede/Leipziger Chaus-
see gefordert. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Der Standort für das Clubhaus/Hotel wurde so gewählt, dass er über die Europachaussee und 
die Grenzstraße direkt erreichbar ist. Eine Anordnung im Bereich der Siedlung am Krienitzweg 
war aufgrund der vorhandenen Freileitungen nicht möglich. Unter Freileitungen sind Sicherheits-
streifen von Bebauung freizuhalten (siehe Kennzeichnung im Bebauungsplan).  

Deshalb ist der Standort so gewählt worden, dass über die Gastronomie auch die Versorgung 
der Badegäste und der Spaziergänger abgedeckt werden kann. Dies spricht auch gegen einen 
vorgeschlagenen Alternativstandort im Bereich Leipziger Chaussee/K2145 (Alte Schmiede), der 
darüber hinaus aus der Innenstadt kommend schlechter zu erreichen ist. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt. 

 

H.11 Forderung nach baugestalterischen Festsetzunge n 

Es sind Festsetzungen zu einem zurückhaltenden Erscheinungsbild des Hotels zu treffen. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Für das Sondergebiet Golf (TG 1) werden die zulässigen Nutzungen, eine maximal zulässige 
Höhe sowie die überbaubare Fläche festgesetzt. Baugestalterische Festsetzungen sind nur in 
dem Maß möglich, wie sie städtebaulich begründbar sind. Diese lässt sich aus der umgebenden 
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Bebauung nicht unmittelbar herleiten. Daher soll dem Investor des Hotels in dieser Hinsicht Ge-
staltungsspielraum eingeräumt werden. Eine Einflussnahme auf die Gestaltung des Baukörpers 
seitens der Verwaltung ist weiterhin im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens und durch 
Einbeziehung des Gestaltungsbeirates der Stadt Halle gegeben. Es fehlt somit der nötigen Fest-
setzungsrelevanz.  

Grundsätzlich wird davon ausgegangen, dass das Gebäude in einer hohen gestalterischen Qua-
lität ausgeführt wird, da es zum Erscheinungsbild und damit zur öffentlichen Wahrnehmung des 
Golfplatzes wesentlich beiträgt. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt. 

 

H.12 Befürchtete Auswirkungen des Hotels auf Beherb ergungswesen der Stadt 

Forderung nach gutachterlicher Prüfung der Auswirkungen des Hotels auf das Beherbergungs-
wesen in der halleschen Innenstadt  

Stellungnahme der Verwaltung: 

Der Bebauungsplan wird als sogenannter Angebots-Bebauungsplan aufgestellt. Betrachtungen 
zur Wirtschaftlichkeit des Hotels obliegen dem künftigen Investor. Sie sind nicht Gegenstand der 
Bauleitplanung. Diese gibt lediglich den planungsrechtlichen Rahmen für die Umsetzung des 
Vorhabens vor. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt. 

 

H.13 Forderung nach Verlagerung des TG 1 

Hotel und Parkplatz sollten rückversetzt werden, damit begrünter Schutzstreifen zu Erholungs-
garten geschaffen wird. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Zwischen dem Baufenster für das TG 1 (Hotel) und dem Krienitzweg ist die Anlage eines Grün-
streifens in einer Breite von fünf Metern  vorgesehen. Auf den Parkplatzflächen sowie in dessen 
Randbereichen sind Baumpflanzungen festgesetzt, die der Eingrünung dieses Bereiches dienen 
(vgl. Festsetzung 7.1). 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan bereits berücksi chtigt. 

 

H.14 Forderung nach Verlagerung des Hotels in Nähe von Campingplatz 

Es wird empfohlen, das Hotel eher in die Nähe des zukünftigen Campingplatzes zu verlagern. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Der Standort für das Hotel wurde aufgrund der günstigen überörtlichen Erreichbarkeit gewählt, 
da er über die HES gut in das Verkehrsnetz eingebunden ist.  

Mit dem gewählten Standort des Hotels wird neben der verkehrstechnischen Erreichbarkeit auch 
berücksichtigt, dass mit der Gastronomie eine Versorgung der Spaziergänger und Badegäste 
ermöglicht werden kann.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt. 
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H.15 Forderung nach Verlagerung des Campingplatz in nerhalb des Stadtgebietes 

Der Campingplatz sollte eher in unmittelbarer Innenstadtnähe errichtet werden. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Mit der Festsetzung des Camping- und Caravanplatzes wird einerseits das insoweit  in der Stadt 
vorhandene Defizit abgebaut und andererseits ergeben sich Synergien zu den bereits vorhande-
nen und geplanten Freizeit- und Sportnutzungen am Hufeisensee. So können die geplanten 
Übernachtungsmöglichkeiten beispielsweise den Wassersportlern bei Wettkämpfen zur Verfü-
gung stehen. 

Ziel der Festsetzung ist, das städtische Angebot zu ergänzen, unabhängig von ggf. weiteren  
notwendigen Caravanstellplätzen in unmittelbarer Innenstadtnähe. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt. 
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I Immissionsschutz 

I.1 Gefahr zunehmenden Lärms und Abgasen durch Erwe iterung Wassersport 

Durch die Erweiterung des Wassersportzentrums wird eine Zunahme von Lärm und Abgasen 
befürchtet. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Ziel für das bestehende Wassersportzentrum ist es, sich als Leistungszentrum zu etablieren. Im 
Hinblick auf eine ab 2020 in Aussicht stehende olympische Disziplin „Wakeboard“ sollte das An-
gebot des Wasserskiclubs, der seit vielen Jahren sehr erfolgreich an nationalen und internationa-
len Wettkämpfen teilnimmt, durch die neue Anlage ergänzt werden. Im Herbst 2013 ist seitens 
des IOC jedoch Wakeboard nicht in das olympische Programm aufgenommen worden. Somit 
kann im Umsetzungszeitraum eines Bebauungsplanes (ca. 10 - 15 Jahre) eine Realisierung für 
dieses Vorhaben nicht abgesichert werden. Die Interessensgemeinschaft Wakeboard hat sich 
daher mit der Bitte an die Stadt gewandt, diese Nutzung nicht mehr im Bebauungsplan festzu-
setzen. Diesem Ansinnen folgt der Plangeber.  

Die derzeit ausgeübten Nutzungen sollen jedoch weiterhin möglich sein und weiterentwickelt 
werden. Dem dienen die ausgewiesenen Sonderbauflächen TG 3a und TG 3b. Eine Zunahme 
von Lärm und Abgasen über das aktuelle Maß der Nutzung ist somit nicht zu erwarten. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan berücksichtigt.  

 

I.2 Befürchtung zusätzlichen KFZ-Verkehrs  

Schon geringe Mehrung des Verkehrs stellt zusätzliche Belastungen der Umwelt dar (Verlär-
mung, Abgas- und Feinstaubbelastungen, Orts- und Landschaftsbild, Flächenversiegelung) 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes sollen die vorhandenen Nutzungen geordnet bzw. ge-
sichert werden und durch neue Nutzungen wie Golfsport, Camping sowie Fußballgolfen ergänzt 
werden. Auch die Verkehrsströme werden neu geordnet und geleitet. Mit einem zusätzlichen 
Verkehr ist jedoch nur  in Bezug auf den Golfplatz zu rechnen. Die Zufahrt für Besucher der Nut-
zungen am Westufer und Golfer wird über die Europachaussee/Grenzstraße/Krienitzweg erfol-
gen. Der Erholungsraum wird durch diese Nutzung nicht zusätzlich zerschnitten und beeinträch-
tigt. 

Hinsichtlich der Lärmsituation weist das Schallgutachten die Einhaltung der Richtwerte für die 
angrenzenden schutzbedürftigen Nutzungen aus. Insofern sind auch Abgas- und Feinstaubbe-
lastungen zu vernachlässigen. Zudem werden Stellplätze an den Zugängen zum Erholungsraum 
eingeordnet, um den Erholungsraum vom Verkehr freizuhalten. 

Hinsichtlich der Flächenversiegelungen ist darauf zu verweisen, dass die festgesetzten Parkplät-
ze mit Ausnahme des Parkplatzes P 5 bestehende ungeordnete  Parkplätze ersetzen, so dass 
eine auf die Größe des Plangebietes bezogene, geringfügige Zunahme des Versiegelungsgrades 
auch unter dem Aspekt der Entlastung des ufernahen Seebereiches vor Parknutzungen hin-
nehmbar ist. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt.  

 

I.3 Befürchtete Beeinträchtigung durch Besucherströ me und Lärmkulisse 

Durch Besucherströme und die damit verbundene Lärmkulisse werden weitere Beeinträchtigun-
gen befürchtet. 
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Stellungnahme der Verwaltung:  

Im Bebauungsplan werden die bereits vorhandenen Zufahrten über die Verbindungen Grenz-
straße/Krienitzweg, Alte Schmiede, Wallendorfer Straße und Schkeuditzer Straße zum See bei-
behalten. An diesen Zugängen werden jeweils auch Parkplätze angeordnet. Die neu geplanten 
Nutzungen mit einem intensiven Besucheraufkommen (Golfen, Fußballgolfen) werden am West-
ufer eingeordnet und sind direkt über Grenzstraße/Krienitzweg zu erreichen. Die Rad-/Fußwege 
im Norden sind bereits vorhanden und sollen die Zugänglichkeit für die Anwohner in Büschdorf 
sichern. 

Zum Bebauungsplan ist ein Schallimmissionsgutachten erarbeitet worden. Im Ergebnis der Be-
rechnungen wird festgestellt, dass die schalltechnischen Orientierungswerte an den nächstgele-
genen schutzbedürftigen Nutzungen eingehalten werden. 

Es wird darauf hingewiesen, dass über das Maß der aktuellen Nutzung durch die Wasserski-
sportler mit dem Bebauungsplan kein Motorsport im und am Wasser zugelassen wird. 

Für die Erholungsgärten Krienitzweg ist hinsichtlich des Schallimmissionsschutzes vom Schutz-
anspruch einer Kleingartenanlage auszugehen. Die DIN 18005 sieht einen Orientierungswert von 
55 dB tags vor, ein Nachtwert ist nicht vorgesehen, da Gärten nur am Tag genutzt werden. 

 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplans.  

 

I.4 Befürchteter Austritt von giftigen Gasen  

Der Austritt giftiger Gase durch die zukünftige Nutzungen wird befürchtet. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

In der Stellungnahme wird nicht dargelegt, wo der Austritt giftiger Gase befürchtet wird. Es kann 
vermutet werden, dass der Bereich der ehemaligen Deponie gemeint ist. Die Deponie ist jedoch 
im Rahmen umfangreicher Schutzmaßnahmen luftdicht abgedeckt worden, um ein Eindringen 
von Oberflächenwasser zu unterbinden. In diesem Zusammenhang sind auf der Deponie Meß-
einrichtungen und sogenannte Gasdome installiert worden. Durch den Fachbereich Umwelt der 
Stadt Halle (Saale) wurde nach Aufbringen der Abdeckung der Gasaustritt aus der Deponie re-
gelmäßig kontrolliert. Die Nachsorge wurde 2007 eingestellt, da die Funktionsfähigkeit der Abde-
ckung verifiziert werden konnte. Dennoch erfolgen seitdem noch in Abständen Kontrollmessun-
gen, bei denen jedoch kein Austritt von Deponiegas erfasst wurde.  

Da mit der Errichtung eines Golfplatzes auf der Deponie in diese Abdeckung nicht eingegriffen 
wird, sind durch die Errichtung des Golfplatzes auf der Deponie keine Auswirkungen auf die 
Wahrscheinlichkeit des Austrittes von Deponiegas zu erwarten. Mit der Umsetzung der Planung 
sind die vorhandenen Kontrolleinrichtungen zu erhalten. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplans.  

 

I.5/6 Befürchtete Zunahme von Lärm- und Abgasemissi onen durch MIV, Menschenmas-
sen, Beschallung und Musik  

Verstärkung der Abgase durch höheres Besucheraufkommen, Zunahme des Lärms durch Besu-
cher, KFZ., Beschallung und Musik 

Forderung nach Sicherheitsbereich und Anpflanzungen um die Wohnbebauung am Krienitzweg 

Stellungnahme der Verwaltung: 
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Der Erholungsraum wird derzeit bereits intensiv durch Besucher und die Wassersportler genutzt. 
Mit dem Bebauungsplan wird auch die Parksituation geordnet, um das ungeregelte Parken in 
den teilweisen sensiblen ufernahen Bereichen sowie an den Straßen einzuschränken und damit 
auch die Lärm- und Abgassituation im Uferbereich zu verbessern. 

Besucherintensive neue Nutzungen werden westlich des Sees angeordnet. Im Bereich Grenz-
straße/Krienitzweg bzw. im Teilgebiet 1 werden für diese Besucher Parkplätze vorgesehen. Auch 
die weiteren Parkplätze werden an den tangierenden Straßen (Grenzstraße, Wallendorfer Stra-
ße, Alte Schmiede und Schkeuditzer Straße)angeordnet, um die Fahrzeuge bereits an den Zu-
gängen zu belassen, da diese Straßen bereits vorbelastet sind. 

Die Schallimmissionsprognose kommt zu dem Ergebnis, dass an den maßgeblichen Immission-
sorten die Richtwerte eingehalten werden.  

Die neuen Nutzungen im Erholungsraum, wie Fußballgolfen und Golfen sind nicht mit Beschal-
lungen und Musik verbunden. Diese Befürchtung ist daher unbegründet. 

Um die Privatsphäre der Bewohner des Krienitzweges zu gewährleisten, wurde ein 10 m breiter 
Schutzstreifen auf der Nord- und Ostseite der Siedlung zur Anpflanzung einer Baum-Strauch-
Hecke festgesetzt (Maßnahme M 7). 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt.  

 

I.7 Befürchtete Zunahme von Lichtverschmutzung durc h Beleuchtung  

Beleuchtete Spielflächen sollten nicht zulässig sein. Die in den Festsetzungen 5.2.1 und 5.2.2 
zulässige Beleuchtung der Spielbahnen widerspricht den artenschutzrechtlichen Festsetzungen 
nach Ziffer 6.  

Befürchtete Auswirkungen der Beleuchtung auf die angrenzenden Wohngebiete. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

In den Festsetzungen  5.2.1 und 5.2.2 wird die Zulässigkeit von Beleuchtungen gestrichen.  

Für eine Beleuchtung ist auf der Grundlage entsprechender Gutachten eine Baugenehmigung 
erforderlich. Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens sind in diesem Gutachten in Anwen-
dung der Hinweise zur Messung, Beurteilung und Minderung von Lichtimmissionen der 
Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI) die Auswirkungen der Beleuchtung 
auf die Umgebung zu untersuchen und die Verträglichkeit nachzuweisen.  

Von daher ist eine Festsetzung im Bebauungsplan nicht notwendig. In der Planzeichnung wird 
entsprechend auf die Beachtung der LAI-Richtlinie hingewiesen. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan teilweise berück sichtigt.  

 

I.8 Forderung nach Beachtung von Kaltluftentstehung sgebieten  

In den Unterlagen fehlen Überlegungen und Maßnahmen zum Schutz und Erhalt von Kaltluftent-
stehungs- und –ventilationsbahnen. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Im Umweltbericht wird bei der Analyse und Bewertung des Schutzgutes Klima/Luft auch auf die 
Bedeutung der Kaltluftentstehungsgebiete und -ventilationsbahnen im Erholungsraum eingegan-
gen (Umweltbericht Pkt. 13.1.2.4). Mit der Realisierung der geplanten Nutzungen gehen diese 
Funktionen nicht verloren, da der Golfplatz weiterhin als Kaltluftentstehungsgebiet fungieren wird. 
Die geplanten Gebäude werden aufgrund ihrer geringen Größe und baulichen Höhe von maximal 
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15 Metern keine Ventilationsbahnen unterbrechen. Insofern sind diesbezüglich keine Maßnah-
men festgesetzt worden. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt.  

 

I.9 Forderung nach Schalluntersuchungen zu Auswirku ngen auf Natur  

Auch die Auswirkungen der Schallemissionen auf das Schutzgut Natur sind zu untersuchen. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Mit dem Bebauungsplan werden die vorhandenen und geplanten Sport- und Freizeiteinrichtun-
gen planungsrechtlich gesichert. Dabei sind Auswirkungen auf schutzbedürftige Nutzungen zu 
vermeiden. Daher sind schalltechnische Untersuchungen durchgeführt worden. Im Ergebnis die-
ser Untersuchungen ist festgestellt worden, dass die Orientierungswerte (an den maßgeblichen 
Immissionsorten) eingehalten werden. Diese Immissionsorte befinden sich u.a. in der Siedlung 
Büschdorf, am Krienitzweg sowie in Kanena. Für Tiere gibt es keine fest definierten Orientie-
rungswerte. In der Literatur (z.B. Reck, H. (2001)) werden als kritische Lärmpegel für Vögel Grö-
ßenordnungen von ca. 40 bis 55 dB(A) angegeben, die den für Menschen aufgestellten Richt-
werten entsprechen. Wie eingangs ausgeführt, werden diese Richtwerte eingehalten.   

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  

 

I.10 Unklare Aussage zu Verkehrsaufkommen im Schall gutachten 

Das Schallgutachten trifft unklare Aussagen zum Verkehrsaufkommen. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Für eine schalltechnische Untersuchung der Auswirkungen durch Straßenverkehr infolge der 
Realisierung des Planvorhabens werden Verkehrsdaten sowohl zur derzeitigen Situation des 
Plangebietes als auch zum Prognose-Planfall (mit Realisierung des Planvorhabens) benötigt. 
Dem Gutachten lagen lediglich Verkehrszahlen aus einer Zählung im Tagzeitraum für die Leipzi-
ger Chaussee und die Straße Alte Schmiede vor und keine Zählergebnisse von weiteren Straßen 
und Verkehrsprognosen.  

Es erfolgte daher eine Abschätzung des Mehrverkehrs anhand der geschätzten Bewegungshäu-
figkeiten auf den geplanten Stellflächen. Dabei ist zu beachten, dass sich die vorliegenden Ver-
kehrsmengen aus der Verkehrszählung i. d. R. auf einen durchschnittlichen Tag beziehen. Die 
vom Gutachter geschätzten Bewegungshäufigkeiten auf den Stellflächen berücksichtigen jedoch 
im Unterschied zur durchschnittlichen derzeitigen Verkehrsbelastung den ungünstigsten Fall. 

Mit der Entwicklung des Freizeit- und Erholungsraumes Hufeisensee und den geplanten neuen 
Nutzungen wird sich die Attraktivität des Raumes erhöhen. Dem Gutachten liegen jedoch keine 
Angaben zur Anzahl der Badebesucher zugrunde, da es dazu keine Erhebungen in der Vergan-
genheit gab. Als Vergleichszahlen wurden daher Belegungswerte anderer Badeeinrichtungen 
hinzugezogen und Prognosewerte in den Berechnungen zugrunde gelegt. 

 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  
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I.11 Nichtberücksichtigung von Europachaussee, Bahn verkehr, Moto-Cross in Bruck-
dorf u.a. Ereignissen in der Schallprognose  

Der Lärm der vorhandenen Bahnstrecke, der Europachaussee, der Moto-Cross-Strecke in Dies-
kau und von anderen Ereignissen in der Umgebung  wurde in der Schallprognose nicht berück-
sichtigt.  

Stellungnahme der Verwaltung: 

Die Berechnungsvorschriften schreiben vor, dass bei Schallimmissionsprognosen die Berech-
nungen für die einzelnen Lärmarten getrennt erfolgen (z. B. Gewerbe-, Verkehrs- und Freizeit-
lärm). Auch gelten für die Ermittlung der verschiedenen Lärmarten unterschiedliche gesetzliche 
Grundlagen und Richtwerte.  

Es ist jedoch so, dass der Verkehrslärm ausgehend von der HES nicht im vorliegenden Verfah-
ren zu prüfen gewesen ist. Die von ihnen ausgehenden Emissionen wurden in den jeweiligen 
Planfeststellungsverfahren beurteilt. Es wurden Schallschutzmaßnahmen festgesetzt, die ver-
meiden, dass es zu unzumutbaren Beeinträchtigungen der angrenzenden schutzbedürftigen 
Nutzungen kommt. 

Analog ist für die mindestens 4 km entfernt liegende Motocrossstrecke in Dieskau festzustellen, 
dass dem Betreiber des Wettkampf- und Trainingszentrums, dem Motorsportverein Dieskau e.V., 
umfangreiche Auflagen zum Immissionsschutz erteilt wurden. Diese wurden durch Lärmschutz-
maßnahmen und Anpassung der Wettkampf- und Trainingszeiten umgesetzt. Somit ist davon 
auszugehen, dass von dem Gelände keine unzumutbaren Störungen für den Bereich Hufeisen-
see ausgehen. Auch ist davon auszugehen, dass es sich bei den Moto-Cross-Wettkämpfen um 
seltene Ereignisse handelt, die weniger als 18mal jährlich stattfinden. 

Beim Bahnbetrieb ist es so, dass es sich hier um eine hinzunehmende Vorbelastung handelt. 
Wie oben bereits ausgeführt, handelt es sich um eine andere Lärmart, die nicht berücksichtigt 
wird, da sie aus lärmschutzfachlicher Sicht nicht mit Freizeitlärm addiert werden kann. 

Im Plangebiet sind insbesondere Badestrände, Anlagen zur Wassersportnutzung, ein Golfpark 
mit Gastronomie und Beherbergungsstätte und ein Zeltplatz geplant. Eine Wasserskianlage ist 
bereits auf dem östlichen Teil des Sees in Betrieb und Teilbereiche von Uferzonen werden zur-
zeit als Badestellen ohne Aufsicht genutzt. 

Entsprechend wurden alle geplanten Nutzungen der Einrichtungen als Freizeit- und Erholungs-
gebiet vom Gutachter gemäß der 18. BImSchV beurteilt. Die Berechnungsergebnisse zeigen, 
dass sowohl bei regulärem Betrieb als auch bei seltenen Ereignissen – unter Berücksichtigung 
von Wettkämpfen auf der Wakeboardanlage – die maßgeblichen Immissionsrichtwerte der 
18. BImSchV an allen Immissionsorten eingehalten oder unterschritten werden. Durch den Ver-
zicht auf die Wakeboardanlage und den dortigen Wettkampfbetrieb wird sich die Situation noch-
mals verbessern. 

Zur Beurteilung der Auswirkungen von Verkehrsgeräuschen im öffentlichen Straßenverkehr wur-
de vom Gutachter die 18. BImSchV in Konkretisierung der DIN 18005 herangezogen.  

Verkehrsgeräusche auf öffentlichen Verkehrsflächen außerhalb der Sportanlage sind nach 
18. BImSchV Anhang 1.1. bei der Beurteilung getrennt zu betrachten und nur zu berücksichtigen, 
wenn sie nicht im Zusammenhang mit seltenen Ereignissen stehen und im Zusammenhang mit 
der Nutzung zu einer Pegelerhöhung des Verkehrslärms um 3 dB führen. 

Im vorliegenden Fall hat der Gutachter ermittelt, dass unter Berücksichtigung der Pkw-Stellplätze 
auf den Parkplätzen aufgrund der vorhandenen Verkehrsbelastung (Leipziger Chaussee und Alte 
Schmiede) bzw. der anzunehmenden Verkehrsbelastungen auf den erschließenden öffentlichen 
Straßen keine erhebliche Zunahme der Verkehrsgeräusche im Sinne der 18. BImSchV Anhang 
1.1 zu erwarten ist.  

 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  
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I.12 Forderung nach Aufnahme des Grundstückes Krien itzweg 11 in Schallprognose als 
IP und Sicherstellung des Erholungswertes  

Das Grundstück Krienitzweg 11 soll in die Schalluntersuchung einbezogen werden. Ein unzu-
mutbare Belastung durch Verkehrslärm ist auszuschließen. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Nach einschlägigen gesetzlichen Vorgaben ist bei Schallimmissionsprognosen auf die maßgebli-
chen Immissionsorte abzustellen. In der Schallimmissionsprognose wurde deshalb der repräsen-
tative Immissionsort Krienitzweg 10 herangezogen. Dieser wurde hinsichtlich der Schutzbedürf-
tigkeit als Mischgebiet eingestuft. 

Im Bereich der Kleingärten am Krienitzweg wurde kein Immissionsort aufgenommen, da der kriti-
sche Zeitraum in der Regel der Nachtzeitraum ist. Da bei Gartenanlagen von einem Aufenthalt 
nur am Tag auszugehen ist, ist nach DIN 18005 für den Nachtzeitraum kein Orientierungswert 
angegeben. 

Somit handelt es sich bei dem Krienitzweg 11 nicht um einen maßgeblichen Immissionsort. Es ist 
jedoch davon auszugehen, dass bei Einhaltung der Immissionsrichtwerte am IO 1 Krienitzweg 10 
auch keine unzumutbaren Störungen des Grundstücks Krienitzweg 10 zu erwarten sind. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  

 

I.13 Forderung nach Tempolimits (50 km/h) sowie von  Schallschutzmaßnahmen entlang 
der HES und der Bahnstrecke 

Es wird gefordert, entlang der HES und der Bahnstrecke Schallschutzmaßnahmen zu errichten 
und die zulässige Geschwindigkeit auf 50 km/h zu begrenzen. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Geschwindigkeitsbegrenzungen obliegen der Verkehrsbehörde. Sie gehören nicht zu den rege-
lungsfähigen Inhalten eines Bebauungsplans. 

Der Verkehrslärm ausgehend von der Bahnstrecke Halle – Leipzig und von der HES ist im vor-
liegenden Verfahren nicht zu prüfen gewesen. Die von ihnen ausgehenden Emissionen wurden 
in den jeweiligen Planfeststellungsverfahren beurteilt. Es wurden Schallschutzmaßnahmen fest-
gesetzt, die vermeiden, dass es zu unzumutbaren Beeinträchtigungen der angrenzenden 
schutzbedürftigen Nutzungen kommt. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  
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J Wohn- und Lebensqualität 

J.1 Befürchtete Beeinträchtigung der Wohn- und Erho lungsfunktion durch Erweiterung 
der Freizeitnutzung  

Beeinträchtigung der Wohn- und Lebensqualität und der Erholungsfunktion  im Osten der Stadt 
und insbesondere im Umfeld des Hufeisensees durch großmaßstäblichen Ausbau der Freizeitak-
tivitäten 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Der Bebauungsplan bereitet neben der Sicherung bereits bestehender Freizeitnutzungen (Was-
sersportzentrum) auch die Errichtung eines Golfplatzes und eines Fußballgolfplatzes vor. In einer 
Schallimmissionsprognose ist untersucht worden, ob Beeinträchtigungen schutzbedürftiger Nut-
zungen durch die Nutzungen im Erholungsraum hervorgerufen werden. Im Ergebnis der Unter-
suchungen ist festzustellen, dass damit keine Zunahme der Geräuschbelastungen verbunden ist. 
Demnach kann auch keine Beeinträchtigung der Wohnqualität daraus abgeleitet werden. 

Hinsichtlich der Zufahrten zum Erholungsraum werden die vorhandenen tangierenden Straßen 
genutzt. Die Zufahrt Europachaussee/Grenzstraße wird durch die Konzentration von Freizeitakti-
vitäten am Westufer (Golfen, Baden) mehr genutzt werden, als das derzeit erfolgt. Dennoch wer-
den die Richtwerte eingehalten. 

In Hinblick auf die Lebensqualität wird davon ausgegangen, dass die angedachten Maßnahmen 
eher qualitätssteigernd (bessere Wege, vielfältiges Erholungsangebot) wirken. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes. 

 

J.2 Vorwurf der Unterstützung eines Prestigeobjekte s durch die Stadt bei allgemeiner 
Abnahme des Lebensniveaus in der Stadt  

Die Stadt unterstützt das Prestigeobjekt  eines privaten Investor bei allgemein festzustellender 
Abnahme des Lebensniveaus. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Grundsätzlich kann festgehalten werden, dass es durchaus üblich ist, dass durch ein Bebau-
ungsplanverfahren Baurecht für eine private Investitionsabsicht geschaffen wird. Das geplante 
Vorhaben deckt sich mit gesamtstädtischen Entwicklungsabsichten, da ein Golfplatz die Funktion 
der Stadt als Oberzentrum stärkt (vgl. Pkt. 3.1.1 der Begründung zum Bebauungsplan). 

Die Aussage zur allgemeinen Abnahme des Lebensniveaus ist nicht belegt und auch nicht zutref-
fend. So ist das Bruttoinlandsprodukt in der Stadt Halle von 18.375 €/Erwerbstätigen im Jahr 
1991 auf 45.700 €/Erwerbstätigen im Jahr 2011 gestiegen. Im gleichen Zeitraum stieg das Ar-
beitnehmerentgelt von 13.839 €/Arbeitnehmer auf 29.582 €/Arbeitnehmer (Quelle: Statistisches 
Landesamt Sachsen-Anhalt, Strukturkompass). 

 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  

 

J.3 Befürchtete Wertminderung der Grundstücke aufgr und befürchteter Vergiftung des 
Hufeisensees  

Wer entschädigt Eigentümer, wenn Grundstück durch vergifteten Hufeisensee an Wert verliert? 

Stellungnahme der Verwaltung:  
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Im Rahmen von Sicherungsmaßnahmen wurde auf der Deponie eine Oberflächenabdichtung 
aufgebracht. Über einen Zeitraum von 10 Jahren wurden Untersuchungen zum Setzungsverhal-
ten durchgeführt und der Wasserhaushalt der Oberflächenabdichtung durch Lysimetermessun-
gen kontrolliert und in Berichten dokumentiert. Aufgrund der Messergebnisse konnten die Maß-
nahmen der Nachsorge im Jahr 2007 eingestellt werden. Durch fortlaufende Untersuchungen 
des Grund- und Oberflächenwassers kann gezeigt werden, dass eine Gefährdung von Schutzgü-
tern derzeit nicht gegeben ist. 

Im Rahmen der Umweltprüfung sind alle Schutzgüter hinsichtlich der Auswirkungen, die sich aus 
der Umsetzung des Bebauungsplanes ergeben können, abgeprüft worden. Die Ergebnisse sind 
im Umweltbericht zur Begründung des Bebauungsplanes dargestellt.  

Die prognostizierten Auswirkungen führen nicht zu einer Beeinträchtigung der Wasserqualität 
des Hufeisensees. Eine Wertminderung der Grundstücke ist demzufolge nicht zu befürchten. 

 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplans.   

 

J.4 Befürchteter Verlust eines Rückzugs- und Erholu ngsortes für die Menschen durch 
geplante Nutzungen 

Durch die geplanten Nutzungen geht ein Rückzugs- und Erholungsort für die Menschen verloren. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes wird eine bislang als Acker genutzte Fläche als Golf-
platz entwickelt. Das Ufer des Sees, der Rundweg, die Wald- und Gehölzflächen sowie die Was-
sersporteinrichtungen bleiben erhalten. Diese sind weiterhin frei zugänglich. Dies trifft auch auf 
die im Bebauungsplan ausgewiesenen Badebereiche zu, die kostenfrei von allen Besuchern ge-
nutzt werden können. Somit steht allen Besuchern weiterhin der See als Rückzugs- und Erho-
lungsort offen. Es wird einerseits intensiv genutzte Bereiche geben und andererseits ruhige Be-
reiche. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt.    

 

J.5 Fehlende wirtschaftliche Effekte  

Wirtschaftliche Effekte positiver Art zurzeit nicht erkennbar, Annahme nur spekulativ, genauere 
Bezifferung und Prognose wäre sinnvoll 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Unter Punkt 11.6 der Begründung wird allgemein darauf hingewiesen, dass die Entwicklung des 
Erholungsraumes Hufeisensee zu einer Stärkung des Oberzentrums  Halle und damit der Wohn-
qualität bzw. der sogenannten weichen Standortfaktoren und infolge dessen auch zu einer Stär-
kung der Wirtschaft führt.  

Zu den zu erwartenden wirtschaftlichen Effekten liegt ein Gutachten des Instituts für Strukturpoli-
tik und Wirtschaftsförderung gGmbH (isw) vom Oktober 2013[1] vor. Dieses kommt zu dem Er-
gebnis, dass allein durch die Golfanlage und ihr unmittelbares Umfeld (unter Einschluss eines 
eventuellen Hotelneubaus) etwa 60 Beschäftigte gebunden werden, von denen etwa zwei Drittel 
vollbeschäftigt sein sollten. Der Gutachter schätzt ein, dass diese direkt geschaffenen Arbeits-

                                                
[1] „Regionalwirtschaftliche Effekte eines Freizeit- und Erholungsraums mit Golfplatz am Hufeisensee“, 
Halle (S.), 23.10.2013 
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plätze vollständig in Sachsen-Anhalt bzw. im regionalen Umfeld des Standortes verortet sein 
werden. 

Über die direkten Beschäftigungswirkungen hinaus ergeben sich durch den Bezug von Waren 
und Dienstleistungen sowie durch den privaten Verbrauch der Beschäftigten des Golfplatzes 
über alle wirtschaftlichen Verflechtungsstufen hinweg weitere Beschäftigungseffekte. Diese wer-
den als indirekte (Vorleistungen) bzw. induzierte (privater Verbrauch) Effekte bezeichnet.  

Durch indirekte und induzierte Effekte ist mit 40 weiteren Beschäftigten zu rechnen, die auf 
Grund der Vorleistungs- und Konsumstrukturen zu etwa 60% Sachen-Anhalt bzw. dem regiona-
len Umfeld von Halle zugeordnet werden können. Damit werden allein durch Golfanlage und Ho-
tel insgesamt etwa 80 bis 90 Beschäftigte in Sachsen-Anhalt bzw. dem regionalen Umfeld von 
Halte gebunden, was einem mittleren Unternehmen entspricht. 

Bei beiden Effekten handelt es sich um dauerhafte Effekte. Hinzu kommen einmalige Effekte in 
der Bauphase (hier lagen dem Gutachter nur Angaben für den Golfplatz vor). Danach beträgt die 
direkte Beschäftigungsbindung bei einer zweijährigen Bauzeit etwa 60 bis 65 Beschäftigte, von 
denen etwa 35 bis 40, d.h. ein annähernd mittelgroßer Baubetrieb, auf Sachsen-Anhalt entfallen. 
Auch hier ergeben sich über die erforderlichen Vorleistungen weitere ca. 50 Beschäftigte, die zu 
etwa 60 bis 70% in Sachsen-Anhalt anzusiedeln sind. 

Der Gutachter schätzt des Weiteren ein, dass, wenn weitere Einrichtungen und Anlagen realisiert 
werden, nicht nur die bloßen hier dargestellten Effekte zu erwarten sind, sondern ggf. auch eine 
weitere, zusätzliche Verstärkung durch Kombination der Einrichtungen untereinander sowie mit 
anderen Kultur- und Freizeitmöglichkeiten in Halle und seinem engeren und weiteren Umland. 
Diese sogenannten katalytischen Effekte entziehen sich freilich einer quantitativen Bewertung, 
wie insbesondere touristische Analysen zeigen, sind sie in ihrer Bedeutung jedoch nicht zu un-
terschätzen. 

Darüber hinaus sind weitere katalytische Effekte zu erwarten, die vor allem aus Imageeffekten 
und allgemeinen Standorteffekten resultieren auch für gewerbliche Ansiedlungen stellen weiche 
Standortfaktoren wie Golfplatz und weitere Freizeitmöglichkeiten ein wichtiges Argument dar. 

In Bezug auf bauleitplanerische Festsetzungen sind Wirtschaftlichkeit und Betriebswirtschaftliche 
Erwägungen kein Belang des Bebauungsplanes. 

 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  

 

 

J.6 Forderung nach Sicherheitsabstand  

Als Schutzmaßnahme gegen Beeinträchtigung durch Lärm, Einsicht, Golfballeinschläge wird 
Sicherheitsabstand zu Gartengrenzen gefordert. 10-15 m breiter Pflanzstreifen angemessen.  

Stellungnahme der Verwaltung: 

Im Bereich Krienitzweg ist im Bebauungsplan die Anpflanzung einer 10 m breiten Baum-Strauch-
Hecke festgesetzt (Maßnahme M 7). Weitere Pflanzungen sind innerhalb der Golfplatz- und 
Übungsflächen im Rahmen der Detailplanung vorgesehen. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt. 

 

J.7 Befürchtete Beeinträchtigung der Erholungsnutzu ng durch Golfplatz  

Golfabschläge sind so ausrichten, dass die Gefahr von im Garten einschlagenden Bällen mini-
miert wird. Eventuell sollen Schutzeinrichtungen vorgesehen werden. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 

Im Bebauungsplan werden lediglich die Flächen festgesetzt, auf denen die Anlage von Golfbah-
nen zulässig ist. 

Die Anregung ist Gegenstand der nachfolgenden Objektplanung, da hier die Ausrichtung der 
Bahnen und der Standort der Driving Range festgelegt werden und wird an den Investor weiter-
gegeben. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes.  
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K Landwirtschaft 

K.1 Forderung nach Vermeidung der Inanspruchnahme v on Ackerland 

Es wird gefordert, die Inanspruchnahme von Ackerflächen für die zukünftigen Nutzungen zu 
vermeiden. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Die Stadt Halle ist als Oberzentrum gemäß Pkt. 5.5.4.1 des REP Standort für regional bedeut-
same großflächige Freizeitanlagen. In der Stadt besteht ein zunehmender Bedarf an vielfältigen 
Freizeit- und Erholungseinrichtungen.  

In der Begründung zu Pkt. 5.5.4.1. des REP wird darauf hingewiesen, dass bei Planungen zur 
Errichtung dieser Anlagen die festgelegten Entwicklungsziele der jeweiligen Gebiete zu beachten 
sind. Des Weiteren seien Planungen zur Errichtung von Spezialsportarten (z.B. Golf, Tennis, 
Motocross) zur Erhöhung der Angebotsvielfalt in der Region besonders zu berücksichtigen, da 
sie einen überörtlichen Charakter haben. Geeignete Standorte sind solche, die außerhalb von 
Vorranggebieten für Natur und Landschaft, Landwirtschaft und Forstwirtschaft liegen und sich in 
das bestehende Landschaftsbild einpassen. Das ist gegeben. 

Unter Berücksichtigung dieser Aspekte ist der Standort für die geplante Nutzung, auch wenn 
dafür teilweise landwirtschaftliche Nutzfläche umgenutzt wird, gut geeignet. Dafür sprechen auch 
weitere Faktoren, wie ein vorhandenes Angebot an sonstigen Grünflächen, die vorhandene Inf-
rastruktur und gute Erreichbarkeit des stadtnah gelegenen Hufeisensees etc. Durch die Einbe-
ziehung der Deponiefläche in die Planung, werden weniger Ackerflächen in Anspruch genom-
men, als dies an anderen Standorten der Fall wäre.  

Die sportliche und spielerische Betätigung des Einzelnen in großflächigen Freizeitanlagen hat 
einen hohen Stellenwert erreicht. Dienstleistungsangebote und Infrastruktur sollen diesen Be-
dürfnissen angepasst werden. Dem dient die beabsichtigte planungsrechtliche Sicherung eines 
Golfplatzes sowie der weiteren Sport- und Freizeitnutzungen innerhalb des Bebauungsplans 
Nr. 158. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  

 

K.2 Nicht ausreichende Würdigung agrarstruktureller  Belange 

Bei der vorliegenden Planung werden agrarstrukturelle Belange nicht in ausreichendem Maße 
berücksichtigt. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Derzeit landwirtschaftlich genutzte Flächen werden im Bebauungsplan für den Golfsport festge-
setzt. Ein Golfplatz gehört für ein Oberzentrum wie die Stadt Halle zu einer angemessenen Aus-
stattung an Sport- und Freizeiteinrichtungen.  

Die Stadt Halle ist als Oberzentrum gemäß Pkt. 5.5.4.1 des Regionalen Entwicklungsplans 
(REP)  Standort für regional bedeutsame großflächige Freizeitanlagen. In der Stadt besteht ein 
zunehmender Bedarf an vielfältigen Freizeit- und Erholungseinrichtungen.  

In der Begründung zu Pkt. 5.5.4.1. des REP wird darauf hingewiesen, dass bei Planungen zur 
Errichtung dieser Anlagen die festgelegten Entwicklungsziele der jeweiligen Gebiete zu beachten 
sind. Des Weiteren seien Planungen zur Errichtung von Spezialsportarten (z.B. Golf, Tennis, 
Motocross) zur Erhöhung der Angebotsvielfalt in der Region besonders zu berücksichtigen, da 
sie einen überörtlichen Charakter haben. Geeignete Standorte sind solche, die außerhalb von 
Vorranggebieten für Natur und Landschaft, Landwirtschaft und Forstwirtschaft liegen und sich in 
das bestehende Landschaftsbild einpassen. Das ist gegeben. 

Die sportliche und spielerische Betätigung der Menschen in großflächigen Freizeitanlagen hat 
einen hohen Stellenwert erreicht. Dienstleistungsangebote und Infrastruktur sollen diesen Be-
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dürfnissen angepasst werden. Dem dient die beabsichtigte planungsrechtliche Sicherung eines 
Golfplatzes innerhalb des Bebauungsplans Nr. 158. 

Zu berücksichtigen ist auch, dass der geplante Golfplatz einen weichen Standortfaktor bildet, der 
zur Attraktivität der Stadt als Wohnort beiträgt und der Verbesserung der Lebensqualität der Ein-
wohner der Stadt und der Einwohner der Region dient. Gleichzeitig erfolgt eine Stärkung der 
Funktion der Stadt als Oberzentrum. 

Die Errichtung eines Golfplatzes ist mit einer großen Flächeninanspruchnahme verbunden, die 
auf Altstandorten im Stadtgefüge aus verschiedensten Gründen (z.B. Eigentum) nicht realisierbar 
war. Geeignete Flächen in vergleichbarer Größe stehen, so zeigten Voruntersuchungen in den 
vergangenen Jahren, nicht zur Verfügung. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt.  

 

K.3 Befürchtete Existenzgefährdung des Landwirtscha ftsbetriebes 

Durch die Inanspruchnahme von Ackerflächen für die Golfplatznutzung droht die Existenzgefähr-
dung eines im gebiet tätigen Landwirtschaftsbetriebes. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Zur Sicherung landwirtschaftlicher und agrarstruktureller Belange ist eine frühzeitige Einbezie-
hung der vor Ort wirtschaftenden landwirtschaftlichen Unternehmen erfolgt. Erste Gespräche 
wurden bereits im Jahr 2011 geführt. Im Hinblick auf die mögliche Entwicklung wurden die 
Pachtverträge auf Kurzzeitpachtverträge umgestellt. Dem hauptsächlich betroffenen Unterneh-
men wurden auch bereits im Jahr 2011 mit Blick auf mögliche (oder bevorstehende) Verände-
rungen Ersatzflächen mit einer Fläche von ca. 72,5 ha zur Verfügung gestellt. Damit wurde von 
Seiten der Stadt versucht, die negativen Auswirkungen für den betroffenen Landwirt abzufangen. 
Die Stadt sucht nach weiteren Flächen innerhalb des Stadtgebietes. Mit der Entwicklungsgesell-
schaft Industriegebiet Halle-Saalkreis mbH & Co. KG wurden Möglichkeiten ausgelotet, beste-
hende Pachtverträge für Flächen innerhalb des Industriegebietes StarPark zeitlich an die Vorstel-
lungen des betroffenen Landwirtschaftsbetriebes in Bezug auf die  Fruchtfolge anzupassen. 

Ebenso wird versucht, Pachtverträge für Flächen innerhalb des Plangebietes entsprechend der 
Projektumsetzungsphasen anzupassen. Da derzeit beabsichtigt ist, das Projekt in zwei Phasen 
zu realisieren, ergeben sich für einzelne landwirtschaftliche Flächen längere Nutzungsmöglich-
keiten. Darüber hinaus stehen die Flächen der Innenkippe durch den Verzicht auf die Wakeboar-
danlage ebenfalls für eine längere Pacht zu Verfügung.  

Der Ausgleich für die mit der Umsetzung des Bebauungsplanes verbundenen Eingriffe wird in-
nerhalb des Plangebietes festgesetzt, so dass dafür keine zusätzlichen Flächen, auch keine 
landwirtschaftlichen Flächen, in Anspruch genommen werden.  

Zudem laufen Verhandlungen mit der Landgesellschaft Sachsen-Anhalt, um dem Landwirt die 
Zupachtung weiterer Flächen bzw. einen Flächentausch zu ermöglichen.  

Des Weiteren wird derzeit über das Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Süd 
(ALFF Süd) geprüft, inwieweit über die Förderung des ländlichen Wegebaus, Pachtflächen des 
o.g. Landwirtschaftsbetriebes besser erschlossen werden können, um die Ertragssituation des 
Betriebes zu verbessern (Zufahrt mit schwerem Gerät für die Zuckerrübenernte). 

 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt.  
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L Planverfahren/Planungsrecht 

L.1 Fehlende Voraussetzungen der Erforderlichkeit 
Voraussetzung der Erforderlichkeit der Planung gemäß § 1 BauGB fehlen, da im Stadtgebiet 
ausreichende Möglichkeiten für Sport, Freizeit und Erholung vorhanden sind 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Aus planungsrechtlicher Sicht ist das gesamte Areal des Hufeisensees als Außenbereich im Sin-
ne des § 35 BauGB einzuordnen. Demzufolge sind die Errichtung eines Golfplatzes mit den da-
zugehörigen Einrichtungen, der Bau eines Campingplatzes und eines Freibades sowie eine mög-
liche Erweiterung oder Neuordnung des Wassersportzentrums in der gegenwärtigen planungs-
rechtlichen Situation nicht möglich. 

Seitens der Wassersportler gibt es seit langem Bemühungen, die teils sanierungsbedürftigen 
Gebäude durch Neubebauung zu ersetzen. Voraussetzung dafür ist die Schaffung von Planungs-
recht.  

Zudem ist seitens der Golfpark Hufeisensee GmbH & Co. KG das Ansinnen an die Stadt heran-
getragen worden, am Hufeisensee einen Golfplatz zu errichten.  

Die Stadt will außerdem das wilde Baden am See ordnen und den vorhandenen Rundweg aus-
zubauen. Aus vorgenannten Gründen ergibt sich hier für die Stadt das Erfordernis, planerisch 
tätig zu werden und über ein Bebauungsplanverfahren die planungsrechtlichen Grundlagen zur 
Umsetzung der vg. Vorhaben zu schaffen. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt.  

 

L.2 Forderung nach Prüfung aller geplanten Vorhaben  auf Zulässigkeit nach § 35 
BauGB  

Aufgrund mangelnden Zusammenhangs und entgegenstehender Belange sind alle geplanten 
Vorhaben auf Zulässigkeit nach § 35 BauGB zu prüfen. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Gemäß § 35 BauGB genießen nur bestimmte Vorhaben eine Privilegierung im Außenbereich. 
Keines der mit dem Bebauungsplan vorbereiteten Vorhaben ist im Katalog nach § 35 Abs. 1 
BauGB aufgeführt. Von daher kann Baurecht nur über die Aufstellung eines Bebauungsplanes 
herbeigeführt werden. Mit Rechtskraft des Bebauungsplanes richtet sich die Zulässigkeit von 
Vorhaben nach § 30 BauGB, d. h. es ist zulässig, wenn es den Festsetzungen des Bebauungs-
plans nicht widerspricht und die Erschließung gesichert ist.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt.  

 

L.3 Hinweis auf mögliche Abwägungsfehler durch Fehl einschätzungen und Abwä-
gungsdisproportionalität 

In der vorgeschlagenen Bauleitplanung besteht die Gefahr mindestens eines Abwägungsfehlers, 
da im Zuge der Bauleitplanung die Bedeutung von Belangen verkannt (Abwägungsfehleinschät-
zung) und in der Folge öffentliche und private Belange unverhältnismäßig ausgeglichen (Abwä-
gungsdisproportionalität) wurden. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Nach § 1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die öffentlichen und privaten 
Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. Das aus dem Rechtsstaatsprin-
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zip des Artikel 20 Abs. 3 GG abgeleitete Abwägungsgebot ist kennzeichnend für jede rechts-
staatliche Planung und verpflichtet auch die planende Gemeinde bei der Aufstellung des Flä-
chennutzungsplans, von Bebauungsplänen und anderen Satzung nach dem BauGB. 

Gleichzeitig steht das Abwägungsgebot aber mit der in § 2 Abs. 1 Satz 1 BauGB niedergelegten 
Gestaltungsfreiheit bei der Aufstellung der Bauleitpläne in engem Zusammenhang, wonach Bau-
leitpläne von den Gemeinden in eigener Verantwortung aufzustellen sind, sobald und soweit es 
erforderlich ist. 

Die Anforderungen, die an den Abwägungsvorgang zu stellen sind, sind seit langem durch 
höchstrichterliche Rechtsprechung des BVerwG (Urt. V. 12.12.1969 Az 4 C 105.68) geklärt. Das 
Abwägen als Vorgang besteht danach aus der Ermittlung und der Zusammenstellung der berühr-
ten Belange einerseits und sodann der anschließenden Gewichtung des so ermittelten und zu-
sammengestellten Abwägungsmaterials.  

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurden die berührten Belange ermittelt und zusammen-
gestellt. Diese Belange wurden, dem Rechtsstaatsprinzip des Artikel 20 Abs. 3 GG folgend die 
öffentlichen und privaten Belange gerecht gegeneinander und untereinander abzuwägen, ge-
wichtet. Die Ergebnisse fanden dahingehend Eingang in die Planung, dass zwischen widerstrei-
tenden Belangen ein angemessener Ausgleich hergestellt wurde.  

 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt. 

 

L.4 Verletzung des Gebotes der Konfliktbewältigung  

Bei der vorgeschlagenen Bauleitplanung zum Gebiet auf und um den Hufeisensee werden 
Grundsätze der ordnungsgemäßen Planung verletzt, da absehbare Konflikte in Kauf genommen 
werden. Dem Gebot der Konfliktbewältigung kann auch durch spätere Planungen und Genehmi-
gungen nicht entsprochen werden. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Das in § 1 Abs. 6 BauGB enthaltene Gebot der Konfliktbewältigung gibt der Gemeinde, die sich 
dazu entschlossen hat, die bauliche Nutzung bestimmter Flächen öffentlich-rechtlich in der Hand-
lungsform eines Bebauungsplans städtebaulich zu entwickeln und zu ordnen, auf, einen durch 
diese Planung ausgelösten Konflikt unterschiedlicher Nutzungsinteressen mit dem ihr durch das 
Baugesetzbuch zur Verfügung gestellten städtebaurechtlichen Instrumentarium zu bewältigen, 
soweit dies planungsrechtlich zulässig und im Einzelfall möglich ist.  

Das Gebot der Konfliktbewältigung ist Folge des Abwägungsgebots aus § 1 Abs. 6 BauGB und 
verlangt, dass die durch Festsetzungen des Bebauungsplans zurechenbar verursachten Konflik-
te grundsätzlich auch durch den Bebauungsplan im Wege eines gerechten Ausgleichs der be-
rührten Belange selbst gelöst werden. Im Rahmen der Bauleitplanung wurden alle öffentlichen 
und privaten Belange und möglichen Konflikte ermittelt und gemäß § 1 Abs. 6 BauGB gegenei-
nander und untereinander gerecht abgewogen.  

Von einer abschließenden Konfliktbewältigung im Bebauungsplan darf die Gemeinde Abstand 
nehmen, wenn die Durchführung der als notwendig erkannten Konfliktlösungsmaßnahmen au-
ßerhalb des Planungsverfahrens auf der Stufe der Verwirklichung der Planung sichergestellt ist. 
Der Bebauungsplan kann also »planerische Zurückhaltung« üben und einzelne Problemlösungen  
auf die nachgelagerte Vollzugsebene (Bsp. Artenschutzfachliches Monitoring, wasserrechtliches 
Genehmigungsverfahren von Steganlagen etc.)verlagern. Diesbezüglich sind zur Verdeutlichung 
des Vollzugs der Umsetzung bestimmter Maßnahmen entsprechende Hinweise auf der Plan-
zeichnung vermerkt.  

Dem Gebot der Konfliktbewältigung ist in entsprechendem Maße Rechnung getragen worden 
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Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt. 

 

L.5 Gefahr eines Verfahrensfehlers aufgrund ungenüg ender Informationen zu Risiken 
zur Umnutzung der Deponie und der Innenkippe 

Durch ungenügende Informationen zu Risiken zur Umnutzung der Deponie und der Innenkippe 
droht ein Verfahrensfehler.  

Stellungnahme der Verwaltung: 

Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes sollen auf der Deponie Spielbahnen für Golf angelegt 
werden. Bei der Errichtung dieser Spielbahnen ist es nicht zulässig in die Deponieabdichtung 
einzugreifen. Darauf wird im Bebauungsplan hingewiesen. Es werden in der Begründung unter 
den Punkten 7.1.2 und 7.3.1 auf die Deponie hinsichtlich der Kennzeichnung als Altlast bzw. auf 
die Nutzungseinschränkung hingewiesen. 

Zur Deponie liegen Gutachten und Messergebnisse aus dem Monitoring nach der Abdichtung 
vor. Die zuständigen Behörden sind um Stellungnahme im Rahmen des Bauleitplanverfahrens 
gebeten worden. Die Ergebnisse sind in der Begründung zum Bebauungsplan aufgeführt, finden 
sich als Hinweis auf dem Bebauungsplan sowie in der Begründung wieder und standen in der 
Öffentlichkeitsbeteiligung zur Verfügung. Insofern ist die Öffentlichkeit umfassend informiert wor-
den.  

Die Prüfung, inwieweit ein Baugrund tragfähig ist bzw. welche Maßnahmen dafür notwendig sind, 
obliegt dem jeweiligen Vorhabenträger im Rahmen der Umsetzung seines Vorhabens. Der Be-
bauungsplan schafft lediglich den bauplanungsrechtlichen Rahmen für die Realisierung des Bau-
vorhabens.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt. 

 

L.6 Verletzung des Grundsatzes des sparsamen Umgang s mit Grund und Boden 

Bei der Planung wurde der Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden verletzt. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Golfen und Fußballgolfen sind Sportarten mit einem großen Flächenbedarf. Von daher stehen im 
Stadtgebiet keine geeigneten Standorte zur Verfügung. Die Ergebnisse einer Standortalter-
nativenuntersuchung sind Punkt 13.4 der Begründung zu entnehmen. 

Dem Gebot des sparsamen Umganges mit Grund und Boden gem. § 1a Abs. 2 BauGB wird in 
der vorliegenden Planung dadurch Rechnung getragen, dass Parkplätze an vorhandenen Stra-
ßen angeordnet werden, um eine zusätzliche Zuwegung zu vermeiden. Die Bauflächen für den 
Golfplatz bzw. das Hotel (TG 1 und TG 2) orientieren sich an den nur unbedingt erforderlichen 
Gebäudegrößen. Es erfolgt mit diesen Festsetzungen keine Flächenbevorratung. 

Für den Golfplatz an sich gibt es Richtwerte für den Flächenbedarf. Demnach sind für eine 18-
Loch-Anlage durchschnittlich 100 ha notwendig (vgl. Bezirksregierung Düsseldorf: Golfplätze – 
Orientierungsrahmen für Standortbeurteilungen). Bei der geplanten Anlage sollen 27 Löcher rea-
lisiert werden mit einer Flächeninanspruchnahme von ca. 95 ha. Im Entwurf des Bebauungspla-
nes wurde die Größe des Golfplatzes auch unter dem Gebot des sparsamen Umganges gegen-
über dem Vorentwurf reduziert. Dem Gebot des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden 
wurde demnach entsprochen. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt.  



114 

 

 

L.7 Forderung nach Verbot von Motorbooten  

Die Nutzung von Motorbooten über das gegenwärtige Maß hinaus ist auszuschließen 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Dem Ausschluss der Nutzung von Motorbooten auf dem Hufeisensee mangelt es an einer  
städtebaulichen Begründung nach § 9 Abs. 1 BauGB. Für die Nutzung von Booten ist in jedem 
Fall eine wasserverkehrsrechtliche Genehmigung nach § 32 Abs. 1 Wassergesetz Sachsen-
Anhalt notwendig. In diesem dafür notwendigen Verfahren ist jeweils die Verträglichkeit der Nut-
zung zu prüfen. 

Über das derzeit vorhandene Nutzungsmaß hinaus ist jedoch nach aktueller Kenntnis keine Er-
weiterung von Motorbootnutzungen vorgesehen. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  

 

L.8 Forderung nach Ausschluss eines Golfplatzes und  Campingplatzes  

Hinweis zu Pkt. 3.3 der Begründung: Golfplatz und Campingplatz sind aus planungs- und bau-
rechtlichen Gründen auszuschließen. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Unter Punkt 3.3 der Begründung wird die planungsrechtliche Situation vor Aufstellung des Be-
bauungsplanes dargestellt. Es handelt sich dabei um eine Feststellung zur Ist-Situation, die kei-
nen Ausschluss der genannten Nutzungen begründet.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  

 

L.9 Forderung nach Beteiligung anerkannter Umweltve rbände und der Öffentlichkeit 

Aufgrund der massiven Eingriffe in Natur und Landschaft sind die anerkannten Umweltverbände 
und die Öffentlichkeit zu beteiligen. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Eine Beteiligung anerkannter Umweltverbände und der Öffentlichkeit hat im Rahmen der Öffent-
lichkeitsbeteiligung stattgefunden. In der Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Halle vom 
21. November 2013 ist über die öffentliche Auslegung informiert worden. Ergänzend ist eine Bür-
gerversammlung am 9. Dezember 2013 durchgeführt worden, in der über den Bebauungsplan 
informiert wurde. Auch diese ist im Amtsblatt der Stadt gemacht worden. Im Rahmen der öffentli-
chen Auslegung konnte die Öffentlichkeit auch Einsicht in die vorliegenden umweltrelevanten 
Stellungnahmen und Gutachten nehmen.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt.  

 

L.10 Hinweis zum städtebaulichen Zielkonzept 

Das städtebauliches Zielkonzept ist unzulässig, da Umwelt-, Landschafts- und Naturschutz sowie 
die Land- und Forstwirtschaft nicht berücksichtigt werden. 

Stellungnahme der Verwaltung:  
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Unter Punkt 5 der Begründung wird das Planungskonzept erläutert. Dieses ist thematisch in städ-
tebauliche und grünordnerische Ziele unterteilt. Beide Teilbereiche sind dabei nicht getrennt von-
einander zu betrachten, sondern sind eng miteinander verknüpft.   Unter Punkt 5.1 der Begrün-
dung zum Bebauungsplan wird ausführlich das städtebauliche Zielkonzept dargestellt. Das Ziel-
konzept für Natur- und Landschaft usw. wird unter Punkt 5.2 Grünordnerisches Konzept aufge-
führt. Hier wird ausführlich dargelegt, wie auf die belange des Umwelt-  und Naturschutzes ein-
gegangen wird. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  

 

L.11 Hinweise zu Kennzeichnungen, nachrichtliche Üb ernahmen und Hinweise 

Die aufgeführten Angaben (Punkt 7 der Begründung) begründen Nichtmachbarkeit der Vorha-
ben. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Unter dem angeführten Punkt 7 (Kennzeichnungen, nachrichtliche Übernahmen und Hinweise 
(§ 9 Abs. 5 und 6 BauGB)) werden in der Begründung zum Bebauungsplan Hinweise und Kenn-
zeichnungen aufgeführt, die bei der Umsetzung von Vorhaben zu beachten sind. Diese Hinweise 
und Kennzeichnungen stellen für die sie betreffenden Flächen keine Ausschlusskriterien für die 
Realisierung neuer Nutzungen dar. Konkrete Aussagen, inwiefern die Nichtmachbarkeit des Vor-
habens aus den angeführten Hinweisen und Kennzeichnungen entnommen werden kann, sind 
der Stellungnahme, in welcher der Hinweis L.11 genannt wurde, nicht zu entnehmen.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  

 

L.12 Hinweise zu Zielen des Umweltschutzes 

Es werden Anregungen zu Punkt 12.2 der Begründung gegeben. (s. STN 12) 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Unter Punkt 12.2 der Begründung zum Bebauungsplan werden die Ziele des Umweltschutzes 
aufgeführt, die eine Bedeutung für den Bebauungsplan haben und im Rahmen der Umweltprü-
fung zu berücksichtigen sind. Diese Ziele ergeben sich aus gesetzlichen Regelungen und Vorga-
be übergeordneter Planungen. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  

 

L.13 Hinweise zur Umweltprüfung 

Angaben bestätigen nur den bestehenden Arten- und Strukturreichtum und die klimatische Be-
deutung des Gebietes. Die daraus getroffenen Bewertungen werden als Grundlage für eine 
Rechtfertigung der Bebauungsplanung herangezogen. Auf Beeinträchtigung, Störung oder Zer-
störung von Natur und Landschaft wird hingegen in der Umweltprüfung nicht eingegangen. Damit 
besteht ein Widerspruch zwischen Analyse und Bewertung. Forderung nach Einschränkung des 
Badens und Beibehaltung der gegenwärtigen Wassersportnutzungen. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Grundlage der Umweltprüfung ist eine Analyse und eine Bewertung der Ausgangssituation. Erst 
in einem zweiten Schritt werden die Auswirkungen der Umsetzung des Bebauungsplanes ermit-
telt. Insofern besteht hier kein Widerspruch zwischen Analyse, Bewertung und daraus abgeleite-
ten Maßnahmen. 
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Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 18. Juli 2012 den Aufstellungsbeschluss zum Bebauungs-
plan mit dem Ziel gefasst, das Potenzial des Hufeisensees und der ihn umgebenden Flächen zu 
nutzen und den See als Erholungsraum insbesondere für die Bevölkerung im Osten von Halle, 
aber auch als Raum mit stadtweiter Anziehungskraft zu entwickeln. Die im Bebauungsplan fest-
gesetzten Nutzungen entsprechen diesen Zielen. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  

 

L.14 Forderung zur Berücksichtigung der öffentliche n Sicherheit 

Umfassende Berücksichtigung der Sicherheit am Hufeisensee im Zusammenhang mit wasser-
sportlichen Aktivitäten 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Mit der Festsetzung des Teilgebietes 5 wurde dieser Anregung bereits gefolgt. In diesem Teilge-
biet kann eine Rettungsstation für die Wasserrettung eingerichtet werden. Das der Stellungnah-
me beigefügte Gutachten zur Organisation und zu Aufgaben der Wasserrettung am Hufeisensee 
wird zur Kenntnis genommen und ist hinsichtlich der Lage des TG 5 sowie dessen Erreichbarkeit 
berücksichtigt worden. Andere Sicherheitsaspekte stellen keinen planerischen Belang im Rah-
men des Bebauungsplanverfahrens dar. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt.  

 

L.15 Forderung nach Ausschluss von Golf und Fußball golf 

Eine Nutzung der Flächen für den Golfsport, für Fußballgolfen o.ä. sollte ausgeschlossen wer-
den. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Im Vorfeld der Aufstellung des Bebauungsplanes ist in einer Machbarkeitsstudie untersucht wor-
den, ob die genannten Vorhaben am Hufeisensee realisierbar sind. Im Ergebnis dieser Studie 
wurde festgestellt, dass einer Umsetzung grundsätzlich nichts entgegensteht. Durch den Stadtrat 
ist der Aufstellungsbeschluss in seiner Sitzung am 18. Juli 2012 gefasst worden. In der Sachdar-
stellung und Begründung zum Aufstellungsbeschluss sind die Ziele aufgeführt, die u.a. die Schaf-
fung von Baurecht für einen Golfplatz/Fußballgolfen umfassen. Die im Entwurf des Bebauungs-
plans festgesetzten Nutzungen entsprechen diesen Zielen. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  

 

L.16 Forderung nach ergebnisoffen geführtem Bebauun gsplanverfahren 

Das laufende Verfahren zur Bauleitplanung soll gestoppt und mit einem ergebnisoffenen Ansatz 
neu begonnen werden. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Für die Stadt Halle ergibt sich gemäß § 1 Abs. 3 BauGB die Notwendigkeit zur Aufstellung eines 
Bebauungsplanes, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erfor-
derlich ist. Ein ergebnisoffener Ansatz kann gemäß den Vorgaben des BauGB bei der Aufstel-
lung eines Bebauungsplanes nicht gewählt werden, da der Aufstellung ein Planungserfordernis 
zugrunde liegen muss. Das Planungserfordernis ergab sich aus der Schaffung von Baurecht für 
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verschiedene geplante und bereits vorhandene Sport- und Freizeitnutzungen sowie aus der Not-
wendigkeit der städtebaulichen Ordnung im Erholungsraum.  

Dazu hat der Stadtrat in seiner Sitzung am 18. Juli 2012 den Aufstellungsbeschluss zum Bebau-
ungsplan mit dem Ziel gefasst, das Potenzial des Hufeisensees und der ihn umgebenden Flä-
chen zu nutzen und den See als Erholungsraum insbesondere für die Bevölkerung im Osten von 
Halle, aber auch als Raum mit stadtweiter Anziehungskraft zu entwickeln. Die im Bebauungsplan 
festgesetzten Nutzungen entsprechen diesen Zielen. 

Bereits im bestehenden rechtskräftigen Flächennutzungsplan der Stadt Halle ist der Hufeisensee 
für Freizeit, Erholung, Camping und Wassersport vorgesehen. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt.  

 

L.17 Forderung nach Abstimmung mit umliegenden Geme inden 

Aufgrund überregionaler Bedeutung sind nicht nur unmittelbar anliegende Gemeinden am Ver-
fahren zu beteiligen. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Gemäß § 2 Abs. 2 BauGB hat eine Gemeinde den Bauleitplan mit den Nachbargemeinden abzu-
stimmen. Das ist parallel zur Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgt. Die Umlandgemeinden Lands-
berg, Petersberg, Salzatal, Schkopau und Teutschenthal sowie der Landkreis Saalekreis wurden 
beteiligt und haben keine Einwände vorgebracht. Da die Gemeinden nach der Gemeindegebiets-
reform sehr groß sind und Schkopau, Landsberg und Kabelsketal unmittelbar an den Freistaat 
Sachsen angrenzen, wurden damit nicht nur die im unmittelbaren Umfeld der Stadt gelegenen 
Orte beteiligt, sondern das Gebiet für das eine Betroffenheit vorliegen könnte, bereits weiträumig 
erfasst. 

Aufgrund der überregionalen Bedeutung der Entwicklung des Raumes hat eine raumordnerische 
Abstimmung mit den dafür zuständigen Behörden (Landesverwaltungsamt, Regionale Planungs-
gemeinschaft) stattgefunden. Damit wurde der überregionalen Bedeutung des Vorhabens ent-
sprochen. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplanverfahren bereit s berücksichtigt.  

 

L.18 Fehlende frühzeitige Bürgerbeteiligung 

Es wurden Verfahrensschritte ausgelassen. Es wurde keine frühzeitige Bürgerbeteiligung durch-
geführt. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes wurde bislang gemäß den Vorschriften des 
Baugesetzbuches durchgeführt. Die einzelnen Verfahrensschritte sind dem Punkt 3.4 der Be-
gründung zu entnehmen. Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit hat am 28. 
November 2012 eine Bürgerversammlung stattgefunden. Aufgrund der Bedeutung des Vorha-
bens wurden die Planunterlagen ergänzend zur durchgeführten Bürgerversammlung vom 21. 
Februar 2013 bis 07. März 2013 öffentlich ausgelegt.  

Der Vorwurf, dass Verfahrensschritte ausgelassen wurden, ist nicht nachvollziehbar. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt.  
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L.19 Forderung nach Durchführung einer Umweltverträ glichkeitsprüfung 

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist unbedingt erforderlich. Der § 3 c i. V. m. Anlage1 Nr. 8.1.1 
des UVPG schreibt dies zwingend vor.  

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist gemäß Anlage 1 zum UVPG für einen Golfplatz notwen-
dig, da es sich „um einen großflächigen Freizeitpark mit > 10 ha handelt“. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Gemäß Anlage 1 Nr. 8.1.1 UVPG ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung bei „Anlagen zur Besei-
tigung oder Verwertung … gefährlicher Abfälle oder Deponiegas mit brennbaren Bestandteilen 
durch thermische Verfahren, …“ erforderlich. Mit dem Bebauungsplan soll kein Planungsrecht für 
die Errichtung einer derartigen Anlage geschaffen werden. Demzufolge ist auch keine UVP für 
ein solches Vorhaben notwendig. 

Nach § 17 UVPG (Aufstellung von Bauleitplänen) wird bei der Aufstellung von Bebauungsplänen 
die Umweltverträglichkeitsprüfung einschließlich der Vorprüfung des Einzelfalls als Umweltprü-
fung nach den Vorschriften des Baugesetzbuches durchgeführt.  Daher ist die Umweltprüfung 
gemäß § 2 Abs. 4 BauGB zum Bebauungsplan durchgeführt worden. Die Ergebnisse dieser 
Umweltprüfung sind dem Umweltbericht als Bestandteil der Begründung zu entnehmen. Eine 
gesonderte Umweltprüfung nach UVPG ist daneben nicht zu erstellen.  

Im Übrigen wird ein Golfplatz als nicht UVP-pflichtige Sportanlage eingestuft und ist im Sinne des 
UVPG Anlage 1 keinesfalls mit einem Freizeitpark gleichzusetzen.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes.  

 

L.20 Hinweis auf Änderung des Planfeststellungsbesc hlusses vor Satzungsbeschluss 

Bevor die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahme aus dem Planfeststellungsverfahren für den Bau 
der HES in einem Planänderungsverfahren nicht neu geregelt ist, darf kein Satzungsbeschluss 
zum i.R. stehenden Bebauungsplan gefällt werden. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Die Feststellung ist richtig. Es war zum Zeitpunkt der Offenlage des Entwurfs vorgesehen, die 
Änderung des Planfeststellungsbeschlusses im Hinblick auf die A/E-Fläche auf der Innenkippe 
parallel zur Aufstellung des Bebauungsplans durchzuführen und bis zum Satzungsbeschluss 
abzuschließen. Die Nichtrealisierung der Wakeboardanlage auf der Innenkippe infolge der ge-
scheiterten Olympiabewerbung führt dazu, dass für die Flächen der Innenkippe derzeit kein un-
mittelbares Planungserfordernis mehr besteht und dieser Bereich aus dem Geltungsbereich des 
Bebauungsplans herausgelöst wird. Damit erübrigt sich die Notwendigkeit zur Änderung des 
Planfeststellungsbeschlusses.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes. 

 

L.21 Forderung nach Ausweisung der Hinweise 1, 7 un d 8 als Auflage 

Zu Hinweis 1: Hier handelt es sich nicht um einen Hinweis, sondern eine Auflage i:S.v. § 36 
VwVfG, welche einzuhalten ist. 

Zu Hinweisen 7 und 8: artenschutzrechtliche Hinweise sind notwendige Auflagen i.S. v. § 36 
VwVfG, welche hier zu erfolgen haben. 

Stellungnahme der Verwaltung:  



Bebauungsplan Nr. 158 „Freizeit- und Erholungsraum Hufeisensee“ 119 

20.05.2014 

Es gibt keine planungsrechtliche Grundlage, im Bebauungsplan Auflagen festzusetzen, die Inhalt 
nachgelagerter Genehmigungsverfahren sind. Der Hinweis gilt daher als zusätzliche Information, 
diese Punkte ausdrücklich in den erforderlichen Genehmigungsverfahren zu berücksichtigen. 

§ 36 VwVfG regelt Nebenbestimmungen bei Verwaltungsakten. Den Hinweisen ging kein Verwal-
tungsakt voraus, der diese Hinweise als Nebenbestimmung umfasst hätte, so dass es sich nicht 
um Auflagen i. S. des § 36 VwVfG handelt. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes. 

 

L.22 Forderung nach vollständiger Wiedergabe der Hi nweise 7 und 8  

Im Übrigen wurden die Hinweise aus dem Artenschutzbeitrag nicht vollständig wiedergegeben. 
Dies ist ein Auslegungsfehler. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Auf der Planzeichnung wurden alle Hinweise, die im Artenschutzbeitrag aufgeführt sind, wieder-
gegeben. Unabhängig vom Bebauungsplan gelten die artenschutzrechtlichen Bestimmungen 
unmittelbar. Die Hinweise auf dem Bebauungsplan gelten daher als zusätzliche Informationen, 
die bei nachfolgenden Abstimmungen im Rahmen der Vorhabenumsetzung und dafür erforderli-
cher Genehmigungen zwischen Naturschutzbehörden und Vorhabenträger zu berücksichtigen 
sind. Die konkreten Maßnahmen und Inhalte sind dem Artenschutzbeitrag zu entnehmen. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes. 

 

L.23 Forderung nach Ausweisung Golf am Osendorfer S ee 

Variantenabwägung unzureichend, Verfügbarkeit und Erweiterung gegeben, Artenschutz und 
Wasser am Osendorfer See kein Problem 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Die bisher im Flächennutzungsplan für eine Golfplatznutzung ausgewiesene Fläche am Osen-
dorfer See gehört einem privaten Eigentümer, der sie landwirtschaftlich nutzt. Es handelt sich 
demzufolge um eine bestehende, eigentumsrechtlich gesicherte Nutzung. Seitens des Eigentü-
mers besteht auch mittelfristig keinerlei Verkaufsabsicht.  

Gegen den Standort am Osendorfer See spricht außerdem die wesentlich schlechtere Ver-
kehrserschließung und demzufolge Erreichbarkeit aus dem Stadtgebiet. Hinzu kommt, dass die 
Flächen, die am Osendorfer See für die Einrichtung eines Golfplatzes vorgesehen waren, für die 
Einrichtung einer 27-Loch-Anlage zu knapp dimensioniert sind. 

Aus den vorgenannten Gründen ist der Standort im Rahmen der Standortalternativenprüfung 
ausgeschlossen worden. Demzufolge ist für den Standort Osendorfer See keine vertiefende ar-
tenschutzrechtliche Untersuchung erforderlich gewesen.  

Die Aussage, dass es sich um eine weniger wertvolle Landschaft handelt, kann daher weder 
bestätigt noch verneint werden. 

 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt. 

 

L.24 Hinweis auf Einschränkung der Jagdrechte 

Tiefgreifende Gebietsveränderung behindert Pächter in Jagdrechten erheblich. 
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Stellungnahme der Verwaltung:  

Es ist richtig, dass durch die Realisierung des Golfplatzvorhabens die Jagdausübung auf den 
Golfplatzflächen eingeschränkt wird, da nach § 7 Landesjagdgesetz (LJagdG) Sportplätze zu den 
befriedeten Bereichen zählen, wo die Jagdausübung unzulässig ist. Da auch nach Aussage der 
unteren Jagdbehörde kein Rechtsanspruch auf ein Jagdrecht und keine Entschädigungspflicht 
besteht, sind die daraus resultierenden Einschränkungen der Jagd hinzunehmen.  Eine mögliche 
Jagdwertminderung wird bei der Pachthöhe der Jagd berücksichtigt. Die untere Jagdbehörde 
wird sich soweit notwendig bemühen, einen Interessenausgleich der Jagdpächter herbeizufüh-
ren.  

Der Bereich der Innenkippe wird aus dem B-Plan herausgelöst, so dass die Belange des Natur-
schutzes und auch der Jagd dort durch die Planung nicht mehr berührt werden. Die Deponie wird 
nur zu einem Teil für den Golfplatz benötigt, die dort vorhandenen geschützten Biotope bleiben 
weitgehend erhalten.  

 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes. 

 

L.25 Befürchtete Konflikte zwischen Angler und Boot sverleih 

Die Interessen von Bootsverleih und Anglerstützpunkt kollidieren. Hier ist die Zusammenführung 
der Nutzung an einem Standort zu überdenken. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Innerhalb des TG 5 möchte der Anglerverband als Bewirtschafter des Sees einen Raum, in dem 
Ausrüstungsteile untergebracht werden können. Das ist nicht mit den Angelorten gleichzusetzen. 
Von daher sind Konflikte nicht zu erwarten.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes. 

 

L.26 Forderung nach Festsetzung von Bauflächen an d en Badebereichen 

Für den Badebereich sind bauliche Anlagen erforderlich, die eine Versiegelung mit sich bringen. 
Dafür ist die Festsetzung von Baufeldern erforderlich. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Bauliche Anlagen an den Badebereichen sind entsprechend den Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes diesen untergeordnet und nur im Zusammenhang mit dem Baden zulässig.  

Da zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht eingeschätzt werden kann, welche Standorte für Kioske in 
Frage kommen oder, ob ggf. sogar nur mobile Verkaufsstände zum Einsatz kommen, da die Nut-
zung vornehmlich auf die Sommermonate beschränkt ist, werden dafür keine Bauflächen festge-
setzt. Analoges ist für die sanitären Einrichtungen festzustellen. Auch hier sind Klärungen zum 
jetzigen Zeitpunkt nicht möglich.  

Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass es sich bei den Badebereichen um Flächen in städti-
schem Eigentum handelt und die Stadt somit durch eigene Entscheidung die entsprechenden 
Standorte festlegen kann und somit eine ungeordnete Entwicklung verhindern kann. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes. 
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L.27 Fehlende Bewertung von Aufgrabungen und Aufsch üttungen  

Das Ausmaß von Aufgrabungen und Aufschüttungen wurde in der Begründung zum Bebauungs-
plan nicht dargestellt und bewertet. Genehmigung der unteren Naturschutzbehörde notwendig. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Der Bebauungsplan wird als Angebotsbebauungsplan und nicht als vorhabenbezogener Bebau-
ungsplan aufgestellt.  

Die Geländemodellierung zu den einzelnen mit dem Bebauungsplan planungsrechtlich zu si-
chernden Vorhaben erfolgt im Rahmen der jeweiligen Objektplanungen (Rundweg, Badeberei-
che, Golfplatz, …). Insofern kann der Umfang der Abgrabungen und Aufschüttungen nicht einge-
schätzt werden. Es besteht auch keine städtebauliche Notwendigkeit für derartige Regelungen, 
da die entsprechenden Prüfungen den nachgelagerten Genehmigungsverfahren obliegen.  

Lediglich für die ehemalige Deponie bedarf es entsprechender Regelungen, um zu gewähr-
leisten, dass die Abdeckung nicht beschädigt wird. Deshalb wurde ein entsprechender Hinweis 
auf der Planzeichnung angebracht (Hinweis 1) und unter Pkt. 7.3.1 der Begründung wird auf die 
Nutzungsbeschränkungen im Bereich der ehemaligen Deponie eingegangen. 

Für die Errichtung des Golfplatzes ist durch den Vorhabenträger eine Baugenehmigung einzuho-
len. Im Rahmen dieses Verfahrens ist selbstverständlich die untere Naturschutzbehörde einzu-
binden.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes. 

 

L.28 Forderung nach Ergänzung der Festsetzung 6.3 

Die Festsetzung 6.3 (Ansaat der Semiroughs/Roughs) ist hinsichtlich der Verwendung von soge-
nanntem Regiosaatgut zu ergänzen. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Die Festsetzung wird um diesen Hinweis ergänzt. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan berücksichtigt. 

 

L.29 Forderung nach Änderung der Pflanzqualität 

Qualitätsangabe ist zu überdenken, da mindere Qualität auf Parkplatz keinen Sinn macht. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

In der Festsetzung 7.2 wird die Pflanzqualität zu den auf den Stellplätzen zu pflanzenden Bäu-
men geändert. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird in den Festsetzungen des Bebauung splans berücksichtigt. 

 

L.30 Fehlende Einbindung der Bürger 

Warum werden die Bürger der Stadt dazu (Errichtung Wakeboardanlage, Golfplatz) nicht be-
fragt? 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes wurde bislang gemäß den Vorschriften des 
Bebauungsplanes aufgestellt. Die durchgeführten Verfahrensschritte sind dem Punkt 3.4 der 
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Begründung zu entnehmen. Die Bürger sind wie folgt in das Verfahren einbezogen worden: Im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit hat am 28. November 2012 eine Bürger-
versammlung stattgefunden. Aufgrund der Bedeutung des Vorhabens wurden die Planunterlagen 
ergänzend zur durchgeführten Bürgerversammlung vom 21. Februar 2013 bis 07. März 2013 
öffentlich ausgelegt. Bereits zu diesem Zeitpunkt hatten die Bürger die Möglichkeit, Stellungnah-
men abzugeben. 

Der Entwurf des Bebauungsplanes hat vom 21. November 2013 bis zum 23. Dezember 2013 in 
der Stadtverwaltung öffentlich ausgelegen. Ergänzend wurde am 09. Dezember 2013 eine Bür-
gerversammlung durchgeführt. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt. 

 

L.31 Fehlende Alternativenplanung 

Es wurde keine ernste, unvoreingenommene und anlassunabhängige Alternativplanung durchge-
führt. 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Der Begründung zum Bebauungsplan sind unter Punkt 13.4 Untersuchungen zu Standortalterna-
tiven zu entnehmen. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt. 

 

L.32 Planungsrechtliche Einordnung Krienitzweg 

Forderung der Integration des Krienitzweges als Wohngebiet in den Bebauungsplan 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Gegen eine Einbeziehung des Krienitzweges in den Bebauungsplan Nr. 158 spricht das man-
gelnde Planungserfordernis für diesen Bereich.  
Darüber hinaus wurde die Siedlung Krienitzweg im Planfeststellungsbeschluss „Neubau der 
Haupterschließungsstraße Gewerbegebiet Halle-Ost; 3. Abschnitt Kanenaer Weg – Delitzscher 
Straße einschließlich Anbindung der Grenzstraße an die HES (HES 3. BA)“ vom 16.03.2005 
ausdrücklich als „Splittersiedlung“ betrachtet. Diese Einordnung der Siedlung am Krienitzweg 
wurde während des Bebauungsplanverfahrens Nr. 146 „Gewerbegebiet Grenzstraße – Euro-
pachaussee“ nochmals überprüft und bestätigt. 
Jede Veränderung, die geeignet ist, den Status „Splittersiedlung“ in Richtung „Wohngebiet“ zu 
verschieben, würde zu unlösbaren Konflikten mit den zulässigen Nutzungen im rechtskräftigen 
Bebauungsplan Nr. 146 und den Festlegungen der Planfeststellung zum 3. BA der HES führen, 
da sich die Schutzansprüche der real vorhandenen Wohnnutzungen erheblich erhöhen würden.  
Eine Einbeziehung in den Geltungsbereich des Bebauungsplans und die Festsetzung als Wohn-
gebiet sind daher auszuschließen.  
Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wird im Bebauungsplan nicht berücksich tigt. 
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M Raumordnung 

M.1 Fehlende Berücksichtigung der Ziele der Raumord nung  

Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupassen, der Außenbereich zu schonen, eine 
Innenbereichsverdichtung bzw. Erweiterung bestehender Einrichtungen zu prüfen 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Die Stadt Halle ist als Oberzentrum gemäß Pkt. 5.5.4.1 des Regionalen Entwicklungsplanes 
(REP) Standort für regional bedeutsame großflächige Freizeitanlagen. In der Stadt besteht ein 
zunehmender Bedarf an vielfältigen Freizeit- und Erholungseinrichtungen.  

In der Begründung zu Pkt. 5.5.4.1. des REP wird darauf hingewiesen, dass bei Planungen zur 
Errichtung dieser Anlagen die festgelegten Entwicklungsziele der jeweiligen Gebiete zu beachten 
sind. Insbesondere sei das Potenzial von Altbergbaustandorten für den Wassersport zu nutzen. 
Des Weiteren seien Planungen zur Errichtung von Spezialsportarten (z.B. Golf, Tennis, Moto-
cross) zur Erhöhung der Angebotsvielfalt in der Region besonders zu berücksichtigen, da sie 
einen überörtlichen Charakter haben. Geeignete Standorte sind solche, die außerhalb von Vor-
ranggebieten für Natur und Landschaft, Landwirtschaft und Forstwirtschaft liegen und sich in das 
bestehende Landschaftsbild einpassen. Diesen Zielen wird mit der Planung entsprochen. Seitens 
der Regionalplanung (Landesverwaltungsamt, Regionale Planungsgemeinschaft) bestehen dies-
bezüglich auch keine Bedenken. 

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan bereits berücks ichtigt.  

 

M.2 Hinweis auf Vermeidung der Zersiedelung der Lan dschaft 

Eine weitere Zersiedlung der Landschaft ist zu vermeiden. Die Siedlungsentwicklung soll sich an 
einem integrierten Verkehrssystem und an der Sicherung von Freiräumen ausrichten. Grundsatz 
der Raumordnung wird mit Golfhotel und Wakeboardanlage widersprochen. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange hat eine landesplanerische Abstim-
mung mit dem Landesverwaltungsamt sowie der Regionalen Planungsgemeinschaft stattgefun-
den. Demnach entspricht der Golfplatz mit Golfhotel den Zielen der Raumordnung hinsichtlich 
der großflächigen Freizeitanlage.  

Im Hinblick auf eine ab 2020 in Aussicht stehende olympische Disziplin „Wakeboard“ sollte das 
Angebot des Wasserskiclubs, der seit vielen Jahren sehr erfolgreich an nationalen und internati-
onalen Wettkämpfen teilnimmt, durch die neue Anlage ergänzt werden. Im Herbst 2013 ist sei-
tens des IOC jedoch Wakeboard nicht in das olympische Programm aufgenommen worden. So-
mit kann im Umsetzungszeitraum eines Bebauungsplanes (ca. 10 – 15 Jahre) eine Realisierung 
für dieses Vorhaben nicht abgesichert werden. Die Interessensgemeinschaft Wakeboard hat sich 
daher mit der Bitte an die Stadt gewandt, diese Festsetzung nicht mehr im Bebauungsplan zu 
treffen. Dem ist die Stadt gefolgt. 

Die Einbeziehung der Deponiefläche in den Golfplatz widerspricht nicht dem Ziel zur Entwicklung 
von Biotopverbundflächen um den Hufeisensee. Für die Spielbahnen werden nur ca. 25 % der 
Deponieoberfläche in Anspruch genommen. Auf den verbleibenden Flächen werden die vorhan-
denen Strukturen erhalten sowie über ein Pflegeregime langfristig gesichert. 

Zur Argumentation einer zu befürchtenden weiteren Zersiedlung ist entgegenzuhalten, dass sich 
der Erholungsraum unmittelbar am Stadtrand befindet. Im Norden grenzt die Siedlung Büschdorf 
an, im Nordwesten das Gewerbegebiet Halle-Ost, im Südwesten der Einkaufspark Bruckdorf und 
im Südosten die Ortslage Kanena. Über die angrenzenden Straßen ist der Raum gut erreichbar. 
Der Geltungsbereich befindet sich innerhalb des Halleschen Stadtgebietes. Eine Zersiedelung ist 
daher nicht zu befürchten. 
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Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan teilweise berüc ksichtigt.  

 

M.3 Nicht nachvollziehbare Aussage „Golfplatz gehör t zu Oberzentrum“  

Die Aussage „Ein Golfplatz gehöre zu einem Oberzentrum“ kann nicht nachvollzogen werden. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Die Stadt Halle ist als Oberzentrum gemäß Pkt. 5.5.4.1 des Regionalen Entwicklungsplanes 
(REP) Standort für regional bedeutsame großflächige Freizeitanlagen. In der Stadt besteht ein 
zunehmender Bedarf an vielfältigen Freizeit- und Erholungseinrichtungen. Aus dieser Formulie-
rung ergibt sich keinesfalls, dass diese Freizeiteinrichtungen nur Golfplätze sein können. Da es 
in Halle bereits einen Golfclub mit einer entsprechenden Anzahl Mitglieder gibt und zudem weite-
re Golfer die Anlagen in Leipzig nutzen, will die Stadt Halle das Golfen als weichen Standortfak-
tor entwickeln.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung wurde im Bebauungsplan nicht berücksic htigt.  

 

M.4 Forderung nach Raumordnungsverfahren 

Endgültige Bewertung in einem Raumordnungsverfahren, wie es auch das Landesverwaltungs-
amt fordert 

Stellungnahme der Verwaltung: 

In der Anregung wird Bezug auf die Stellungnahme des Landesverwaltungsamtes zum Vorent-
wurf des Bebauungsplanes vom 16.03.2013 genommen. In der Begründung zum Entwurf des 
Bebauungsplanes erfolgte die Auseinandersetzung mit den Erfordernissen der Raumordnung. In 
der landesplanerischen Stellungnahme vom 05.12.2013 stellt das Landesverwaltungsamt die 
Vereinbarkeit der Planung mit den Erfordernissen der Raumordnung mit Ausnahme der Errich-
tung der Wakeboardanlage auf der Innenkippe fest. Für die Errichtung des Golfplatzes ist dem-
nach kein Raumordnungsverfahren notwendig.  

Entscheidungsvorschlag:  

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes. 
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N Kosten / Vertragsgestaltung 

N.1 Befürchtung nicht absehbarer Kosten für die Sta dt durch Ver- und Entsorgung, 
Sicherung und Reparatur infolge intensiver Angebots nutzung 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Hinsichtlich der im Zusammenhang mit der Umsetzung ihres Vorhabens erforderlichen Erschlie-
ßungsmaßnahmen einschließlich der zugehörigen Planungen, Gutachten, Vermessung usw.. 
verpflichtet sich der Vorhabenträger zu deren Realisierung. Diesbezüglich ist der Abschluss ei-
nes Erschließungsvertrages vorgesehen. 

Analoge Vereinbarungen sind mit den anderen Vorhabenträgern (Wassersportler, Angler) beab-
sichtigt. 

Für private Flächen geht das Kostenrisiko auf etwaige private Betreiber über. Die jeweiligen Vor-
habenträger sind dann auch für alle Maßnahmen (Ordnung, Sicherheit, Veranstaltungen, War-
tung usw.) im Zusammenhang mit ihrer Nutzung verantwortlich. Ver- und Entsorgungskosten 
werden über (Abwasser-)Gebühren vollständig kompensiert. Zudem verbleiben Aufwendungen 
für den Rundweg und die Badebereiche sowie die Parkplätze bei der Stadt, so dass diese öffent-
lich bleiben und unterhalten werden 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes. 

 

N.2 Befürchtung von der Allgemeinheit zu tragender Kosten für Straßenbau, ÖPNV, 
Infrastruktur und Abwasserbeseitigung 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Durch die Stadt Halle sind nur die Kosten zu tragen, die der öffentlichen Erschließung des Gebie-
tes dienen. So sind die Badebereiche, der Rundweg und die Parkplätze der öffentlichen Er-
schließung zuzurechnen. Die Erschließung für den Golfplatz sowie die Wassersportler wird über 
Erschließungsverträge dem jeweiligen Investor übertragen. Das wird unter Punkt 10.3 der Be-
gründung ausgeführt.  

Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregung hat keine Auswirkungen auf die Planinh alte des Bebauungsplanes. 

 

N.3 Ausgabe öffentlicher Mittel für Golf 
Die Errichtung einer Golfanlage gehört nicht zu den Pflichtaufgaben einer Stadt. Golf gehört nicht 
zu den Sportarten, welche a) dem allgemeinen Interesse entsprechen und b) schon dann keine 
Ausgabe öffentlicher Mittel rechtfertigt. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Für das Vorhaben Golf werden keine finanziellen Mittel der Stadt aufgewendet. Da der Erho-
lungsraum Hufeisensee planungsrechtlich dem Außenbereich nach § 35 BauGB zuzuordnen ist, 
ist für die Umsetzung der geplanten Vorhaben am Hufeisensee Planungsrecht durch die Aufstel-
lung eines Bebauungsplanes zu schaffen. Ein Bebauungsplanverfahren ist hoheitliche Aufgabe 
der Kommune. Allerdings kann sie gemäß § 11 BauGB einen städtebaulichen Vertrag zur Über-
nahme von Kosten oder sonstige Aufwendungen abschließen. Das ist für das vorliegende Plan-
verfahren hinsichtlich des Golfplatzes erfolgt. Für die Umsetzung dieses Vorhabens entstehen 
der Stadt demnach keine Kosten. Das wird in der Begründung unter Pkt. 10.3 ausgeführt. 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregung wird im Bebauungsplan bereits berücksi chtigt. 
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N.4 Verantwortlichkeiten, Kostentragung 
Es ist nicht erkennbar, wer die Verantwortung für den Golfplatz und wer die Kosten trägt. Wer ist 
bei Aufgabe der Golfanlage für den Rückbau verantwortlich. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Der Investor und die Kostentragung sind unter Punkt 10.3 bzw. 10.2 der Begründung zum Be-
bauungsplan ausgeführt. Sicherheitszahlungen sind ein Belang im nachfolgenden Baugenehmi-
gungsverfahren. Da es sich nicht um einen vorhabenbezogener Bebauungsplan handelt, ergibt 
sich keine rechtliche Grundlage zu einer diesbezüglichen vertraglichen Vereinbarung. 

Der vorgetragene Einwand ist einer Festsetzbarkeit im Bebauungsplan entzogen und daher ohne 
Relevanz. 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregungen haben keine Auswirkungen auf die Pla ninhalte des Bebauungsplans. 

 

N.5 Risiko- und Kostentragung 
Finanzielle Risiken aus Bauvorhaben sind durch Investor zu tragen, gegenwärtige und zukünftige 
Risiken sind vor Verkauf durch Stadt auf Investor zu übertragen. Wer trägt Risiko, wenn Investor 
des Golfplatzes insolvent wird und Anlage renaturiert werden muss? 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Das wirtschaftliche Risiko für die Investition trägt der Investor. Auch wenn sich die Investition 
nicht wirtschaftlich trägt, bleibt dieses Risiko beim Investor. Bei einer Insolvenz wird ein Insol-
venzverwalter eingesetzt, der eine Verwertung der Grundstücke anstreben wird. Für die Stadt 
entsteht daraus kein finanzielles Risiko. Derzeit sind keine weiteren möglichen Risiken abzuse-
hen, so dass dazu keine Aussage getroffen werden kann. Es wird darauf hingewiesen, dass die-
ser Belang nicht Gegenstand einer Bauleitplanung ist. 

Für den Fall des Scheiterns des Betriebs des Golfplatzes liegt das Risiko beim Investor. Da es 
sich um einen sogenannten Angebots-Bebauungsplan handelt, könnte die planerisch vorbereite-
te Nutzung dann auch durch einen anderen Investor fortgeführt werden.  

Der vorgetragene Einwand ist einer Festsetzbarkeit im Bebauungsplan entzogen und daher ohne 
Relevanz. 

 

Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregungen haben keine Auswirkungen auf die Pla ninhalte des Bebauungsplans. 

 

N.6 Forderung nach Erwerb der Deponie durch Investo r 
Es wird gefordert, dass die Deponie durch den Investor erworben wird. 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Bei dem Bebauungsplan handelt es sich um einen Angebotsbebauungsplan. Die Zustimmung 
der Lausitzer und Mitteldeutschen Bergbau-Verwaltungsgesellschaft mbH (LMBV) zur Überpla-
nung ist gegeben. Ziel der LMBV ist der Verkauf der Deponie. Die Stadt plant nicht, diese zu er-
werben. Derzeit laufen Verhandlungen zwischen dem Investor und der LMBV. Auf die Planinhal-
te hat das keine Auswirkungen.   

Der vorgetragene Einwand ist einer Festsetzbarkeit im Bebauungsplan entzogen und ohne Ein-
flußnahmemöglichkeit durch die Stadt. 
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Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregungen haben keine Auswirkungen auf die Pla ninhalte des Bebauungsplans. 

 

N.7 Erschließungskosten, mit denen die Stadt Halle zu rechnen hat 
Stellungnahme der Verwaltung: 

Auf Basis der Festsetzungen des Bebauungsplanes wurde durch die Verwaltung eine überschlä-
gige Kostenschätzung nach DIN 276 für den Ausbau des öffentlichen Wegenetzes, einschließlich 
der Anbindung an umliegende Wege, die Aufwertung der Badebereiche, den Bau der öffentlichen 
Parkplätze sowie die Erschließung des Golfplatzes erstellt. Es handelt sich dabei um eine Schät-
zung für die maximale Ausbauvariante aller im Bebauungsplan festgesetzten Maßnahmen.  
Der vorgetragene Einwand ist jedoch einer Festsetzbarkeit im Bebauungsplan entzogen und 
daher ohne Relevanz. 
Ver- und entsorgungstechnische Aufwendungen im Zusammenhang mit den Bauvorhaben sind 
durch den jeweiligen Investor zu tragen. Die Stadt Halle hat sich diesbezüglich zu keinerlei Vor-
leistungen verpflichtet. 
 
Entscheidungsvorschlag: 

Die Anregungen haben keine Auswirkungen auf die Pla ninhalte des Bebauungsplans. 
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2.2.2.1.  Stellungnahmen Nr. 1, 2 

Die o.g. Personen haben alle eine gleichlautende Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben.  

 

 

H.4 

A.1 

A.2 

B.1 

C.1 

C.2 

D.1 

E.1 

Z 

 

Z 
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2.2.2.2. Stellungnahmen Nr. 2 Seite 2 

Die o.g. Personen hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

B.3 
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2.2.2.3. Stellungnahmen Nr. 3, 9, 10 

Die o.g. Personen haben alle eine gleichlautende Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben. 

 

 

 

F.1 

C.3 

G.1 

A.3 

G.1 

A.1 

E.2 

 

 

A.4 

E.3 

 

 

C.3/C.4 

B.4 

B.2 

 

H.1 

G.2 

H.2 

N.7 
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2.2.2.4. Stellungnahmen Nr. 4 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

A.5 

C.3/C.4/E.4 

A.2/A.1 

A.3 

F.1 
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2.2.2.5. Stellungnahmen Nr. 5 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

H.3 

A.1 

A.2 

 

C.1 

 

C.2 
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2.2.2.6. Stellungnahmen Nr. 6 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

H.3 

 

 

 

 

A.1 

G.1/G.2 

 

 

D.2 

H.1 

A.1 
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2.2.2.7. Stellungnahmen Nr. 7 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 
 

 

 

A.2 

 

A.1 

 

 

 

 

Z 

 

 

G.1 

H.3 

A.1 
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2.2.2.8. Stellungnahmen Nr. 8, 11 

Die o.g. Personen haben alle eine gleichlautende Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben. 

 

 

 

C.3 

G.1 

 

A.3 

G.1 

A.1 

E.2 

 

A.4 

E.3 

 

 

C.3/C.4 

B.4 

B.2 

H.1 

G.2 

H.2 

N.7 
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2.2.2.9. Stellungnahmen Nr. 12 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

F.2 

 

I.1 

J.1 

A.2 

C.2 

 

 

L.3 
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L.3 

 

 

 

 

 

A.5 

C.3 

 

E.5 

A.6 

 

 

 

A.1 

 

C.3 

 

N.3 

 

 

 

L.3 

 

 

A.1 

 

A.7 
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A.13 

 

 

I.8 

 

B.8 

 

L.7 

 

D.9 

D.7 

 

A.39 

N.3 

 

C.4 

 

 

 

N.3 

 

N.4 

 

A.14 
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L.8 

 

 

L.9 

 

 

L.10 

 

 

 

A.15 

 

L.8 

 

 

D.8 

 

 

D.9 

 

 

 

D.7 

 

D.10 

 

A.30/A.35 

 

A.1/A.15 

A.3 



140 

 

 

A.5 

 

C.8 

 

C.7 

 

A.14 

 

 

 

 

L.10 

 

A.15 

 

 

 

 

L.11 

 

 

 

L.9 

 

L.30 

 

 

A.3 

D.10 
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I.2 

A.12 

 

A.1 

 

 

J.5 

 

 

L.12 

 

 

 

A.6 

 

 

A.7 

 

 

 

L.13 

 

 

 

 

L.3 

 

L.15 
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F.2 

 

 

 

Z 

 

 

L.3 



Bebauungsplan Nr. 158 „Freizeit- und Erholungsraum Hufeisensee“ 143 

20.05.2014 

2.2.2.10. Stellungnahmen Nr. 13 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

D.3 

C.3 

 

A.7 

F.1 

 

H.2 

Z 
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2.2.2.11. Stellungnahmen Nr. 14 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

K.1 

 

 

 

 

Z 
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2.2.2.12. Stellungnahmen Nr. 15 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

G.1 

G.3 

 

H.4 

 

 

 

G.1 

 

H.1 

 

K.1 

 

 

 

H.3 
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2.2.2.13. Stellungnahmen Nr. 16 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

 

Y 
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2.2.2.14. Stellungnahmen Nr. 17 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

C.4 

 

 

 

C.5 
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2.2.2.15. Stellungnahmen Nr. 18 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

 

Y 
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2.2.2.16. Stellungnahmen Nr. 19 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

 

Y 
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2.2.2.17. Stellungnahmen Nr. 20 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

 

 

 

L.14 
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2.2.2.18. Stellungnahmen Nr. 21 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

L.1 

 

 

 

M.1 

 

 

K.2 

K.3 

 

 

 

Z 

E.6 

 

A.8 
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2.2.2.19. Stellungnahmen Nr. 22 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

 

Y 
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2.2.2.20. Stellungnahmen Nr. 23 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

 

Y 
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2.2.2.21. Stellungnahmen Nr. 24 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

G.1 

A.2 

 

 

G.4 

 

C.6 

 

 

N.5 
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2.2.2.22. Stellungnahmen Nr. 25 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

E.15 

 

 

Z 

 

 

 

 

 

 

E.15 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

C.6 
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C.4 

 

 

C.6 

 

 

 

 

 

 

 

C.15 

 

 

 

 

 

 

 

C.4 

 

 

 

 

C.5 
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D.23 

 

 

 

 

 

 

 

Z 

 

 

 

 

 

 

D.27 

 

 

D.24 
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D.24 

 

 

 

 

 

 

D.25 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

D.26 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

D.24 
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D.27 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

B.7 

 

 

 

 

 

 

 

 

B.7 
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B.11 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Z 

 

 

 

B.12 

 

 

 

 

Z 
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B.2 

 

 

 

 

 

 

 

B.12 

 

 

 

 

 

 

 

Z 

 

 

B.12 
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B.12 
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2.2.2.23. Stellungnahmen Nr. 26 - 27 

Die o.g. Personen haben eine gleichlautende Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

 

 

 

 

D.4 

D.2 

I.2 

 

 

 

 

J.2 

 

Z 

 

 

Z 

 

 

 

 

 

J.2 

 

H.4 

 

A.1 

A.9 

C.3 

F.1 

 

H.4 
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2.2.2.24. Stellungnahmen Nr. 28 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

 

 

 

 

 

G.5 

 

 

 

 

A.1 

 

 

 

 

Z 

 

 

 

 

 

 

G.6 

 

 

D.4 
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2.2.2.25. Stellungnahmen Nr. 29 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

 

 

D.3 

 

 

N.5 

H.2 

B.2 

B.5 

 

A.2/A.1 

 

I.3 

J.3 

 

Z 
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2.2.2.26. Stellungnahmen Nr. 30 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

 

 

Y 

 

K.1 

A.2 

 

 

 

G.7 

 

 

 

 

K.2 
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Z 

 

A.10 

D.3 

 

 

 

 

Z 

 

 

Z 

 

Z 

 

 

 

G.4 

 

 

 

Z 

 

B.6/B.7 

I.4 

F.4 
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A.10 

 

 

 

 

 

 

I.5 

 

 

I.5 

I.6 

 

 

I.7 

 

 

 

 

F.4 

 

 

 

A.1 

A.3 

 

 

 

 

A.10 
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N.1 

 

 

 

 

 

 

 

A.2 

A.11 

 

 

 

 

Y 

 

 

Y 

 

G.8 
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2.2.2.27. Stellungnahmen Nr. 31 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

 

 

G.3 

I.2 

N.1/J.4 

B.6 
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2.2.2.28. Stellungnahmen Nr. 32 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

C.4 

 

D.10 

 

D.11 

 

 

 

 

A.18 

 

 

 

 

 

 

A.18 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

I.7 
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I.7 

 

 

 

 

 

A.19 

 

 

 

A.20 

 

 

 

 

 

 

 

A.21 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

A.21 
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A.21 

 

 

 

 

A.22 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

A.19 

 

 

 

 

 

 

L.20 

 

 

 

 

 

 

C.13 
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L.21 

 

 

 

 

L.21 

 

 

 

L.22 

 

A.18 

 

 

A.18 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

H.3 

H.4 
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M.1 

A.6 

 

 

 

 

 

 

 

M.1 

A.6 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

A.6 

 

 

 

 

 

A.23 
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A.23 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Z 

 

 

 

E 

 

 

 

 

 

 

 

 

E.6 

 

A.18 

 

A.18 
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A.18 

 

 

A.18 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

D.9 

 

 

 

 

 

 

D.10 

 

 

 

D.14 



178 

 

 

 

 

 

 

 

 

A.24 

 

I.7 

A.21 

 

A.11 

 

 

 

 

 

L.6 

 

 

 

A.25 

 

A.26 

 

 

 

A.27 

 

 

 

D.10 
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I.7 

 

 

 

A.21 

 

 

 

A.28 

 

 

 

 

 

 

A.21 

 

 

 

 

 

 

A.11 

A.21 

 

A.2 

 

 

A.21 
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A.21 

 

 

 

 

 

 

 

A.28 

 

 

 

 

 

A.27 

 

 

 

 

 

 

E.6 

 

 

 

C.14 



Bebauungsplan Nr. 158 „Freizeit- und Erholungsraum Hufeisensee“ 181 

20.05.2014 

 

 

 

 

 

 

C.4/E.7 

 

 

 

 

 

 

A.14 

 

 

 

 

 

A.14 

 

 

 

A.22 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

A.21 



182 

 

 

 

 

 

 

 

A.21 

 

 

A.27 

 

 

 

 

 

 

 

C.7 

 

F.7 

 

 

 

B.5 

 

 

 

D.14 

 

 

B.5 

 

D.14 

L.4 
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D.9 

 

 

 

A.11 

 

 

 

 

D.1 

 

 

 

 

A.4 

 

 

A.18 

 

 

A.18 

D.10 

D.9 

 

L.4 



184 

 

 

 

 

A.24 

 

 

 

 

A.28 

E 

 

 

 

 

A.21 

 

 

 

 

 

L.23 

 

 

 

 

L.23 

 

 

 

 

A.21 

 

Z 
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E 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

D.8 

 

 

 

 

 

 

D.8 

Z 

 

 

 

A.21 
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E 

 

 

 

 

 

L.13 

 

 

H.3 

 

 

 

 

 

A.29 
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A.24 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

A.30 

 

 

B.7 

 

D.1 

 

 

 

 

 

A.35 
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E.11 

 

 

 

 

A.31 

 

 

 

 

 

 

A.32 

 

 

 

 

 

 

 

 

A.33 
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2.2.2.29. Stellungnahmen Nr. 33 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.30. Stellungnahmen Nr. 34 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

 

 

Y 
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2.2.2.31. Stellungnahmen Nr. 35 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.32. Stellungnahmen Nr. 36 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.33. Stellungnahmen Nr. 37 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.34. Stellungnahmen Nr. 38 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.35. Stellungnahmen Nr. 39 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.36. Stellungnahmen Nr. 40 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.37. Stellungnahmen Nr. 41 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.38. Stellungnahmen Nr. 42 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.39. Stellungnahmen Nr. 43 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.40. Stellungnahmen Nr. 44 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.41. Stellungnahmen Nr. 45 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.42. Stellungnahmen Nr. 46 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.43. Stellungnahmen Nr. 47 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.44. Stellungnahmen Nr. 48 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.45. Stellungnahmen Nr. 49 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.46. Stellungnahmen Nr. 50 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.47. Stellungnahmen Nr. 51 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.48. Stellungnahmen Nr. 52 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

Y 
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2.2.2.49. Stellungnahmen Nr. 53 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.50. Stellungnahmen Nr. 54 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.51. Stellungnahmen Nr. 55 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.52. Stellungnahmen Nr. 56 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.53. Stellungnahmen Nr. 57 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.54. Stellungnahmen Nr. 58 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.55. Stellungnahmen Nr. 59 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.56. Stellungnahmen Nr. 60 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.57. Stellungnahmen Nr. 61 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.58. Stellungnahmen Nr. 62 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.59. Stellungnahmen Nr. 63 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.60. Stellungnahmen Nr. 64 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.61. Stellungnahmen Nr. 65 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.62. Stellungnahmen Nr. 66 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.63. Stellungnahmen Nr. 67 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.64. Stellungnahmen Nr. 68 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

 

 

Y 
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2.2.2.65. Stellungnahmen Nr. 69 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.66. Stellungnahmen Nr. 70 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.67. Stellungnahmen Nr. 71 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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2.2.2.68. Stellungnahmen Nr. 72 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 
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A.38 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

B.5 
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2.2.2.69. Stellungnahmen Nr. 73 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

 

 

 

 

Y 

 

 

 

 

 

 

 

E.7 

 

 

 

 

G.11 
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G.11 

 

 

 

 

 

 

E.7 

 

 

 

 

H.7 

 

 

 

 

 

D.16 
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2.2.2.70. Stellungnahmen Nr. 74 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

L.1 

G.1 

H.1 

L.1 

 

 

K.1 

K.2 
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2.2.2.71. Stellungnahmen Nr. 75 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

 

 

A.3 

 

 

 

A.1 

A.10 

J.4 

 

 

 

 

 

J.4 
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2.2.2.72. Stellungnahmen Nr. 76 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Z 

 

 

 

Z 

 

 

 

H.6 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

H.15 

 

 

 

 

 

 

H.15 



274 

 

 

 

 

 

H.15 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Z 

 

 

 

 

 

 

Z 

 

 

 

 

 

 

 

H.15 
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2.2.2.73. Stellungnahmen Nr. 77 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

 

 

 

A.2 

A.10 

 

A.7 

 

 

D.3/D.4 

I.3 
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2.2.2.74. Stellungnahmen Nr. 78 

Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Y 
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